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wo der Arbeitnehmer mit dem Arbeitgeber zusammen
nn einem Tische sitzt, mit ihm zusammen zur Arbeit
geht und Freud und Leid mit ihm teilt, das soziale
Verständnis in weitestem Maße vorgeschritten ist.

Vorsitzender Dr. Iarrcs: Ich muß Sie uuter-
brecheu.Sie habe» nur das Wort zu einer persönlichen
Bemerkung. Persönliche Bemerkungen dürfen mir
persöuliche Augriffe abwehren oder eigene Ausfüh¬
rungen richtigstellen. Neides ist bei Ihnen nicht der
Fall.

Abgeordneter Droh (fortfahrend): Ich darf dazn
sagen, das; der Persöuliche Vorwurf, der dem Herrn
Dr. Schüler hinsichtlich der landwirtschaftliche» Ar¬
beiterschaftgemachtwurde, nicht zutrifft. Ich muß mich
darüber wundern, wie sich die städtische Arbeiterschaft
ein solch unsinniges Gerede überhaupt gefalleu lassen
kann. (Klatschenrechts.)

VorsitzenderDr. Iarrrs: Die Erörterung ist ge¬
schlossen. Meine Damen und Herren, die weiter ein¬
gegangenen Drucksachen109 bis 120 sind Ihnen zu¬
gegangen uud auf die Tische berteilt. Ich uehme an,
daß Sie damit einverstanden sind, daß mich diese An¬
träge den znstäudigeu Fachausschüsse!! überwiese»
werden. ^ Dagegen erhebt sich tein Widerspruch.

Es ist dann noch ein Antrag der kommunistischen
Fraktion, betreffend die Wahlen zur Lnndwirtschafts-
kammer, eingegangen. Ich werde anch diesen Antrag,
obwohl Zweifel darüber bestehen könnten, ob er zur
Zuständigkeit des Provinzinllandtages gehört, nm-
drncken lassen.

Endlich ist noch eine Entschließung der Zcntrnms-
partei, betreffend Belebung des Vaumarltes, einge¬
gangen. Auch hier wird der Umdrnckerfolgen.

Damit ist unsere heutige Tagesordnung erschöpft.
Ich bitte, mich nnnmehr zn ermächtigen, die Tagesord¬
nung für die uächsteSitzung festzusetzen,je nachdem
die Ausschüsse fertig sind. Am morgigen Tage ist keine
Plenarsitzung, sondern es tage» nur die Fachausschüsse.
Sie fiudeu die Zimmernummer und die Stunde des

Zusammentritts der Ausschüsseunten angezeigt. Es
war zunächst vorgesehen, nm nächstenDonnerstag um
!l Uhr zu beginnen. Es sollte eine Sitzung des
Provinzialausschnsses vorhergehen. Diese Sitzung des
ProviuzialauSschusseSwird aber erst nachmittags um
3 Uhr stattfinden könneil. Ich möchte deshalb vor¬
schlagen, daß wir am Dounerstagvormittag nm 10 Uhr
beginnen, damit die Fraktionen noch Zeit haben, eine
halbe Stunde oder ^ Stunde vorher zn tagen. (Rufe:
N Uhr!)

Herr Abgeordneter Haas zur Geschäftsordnung.
Abgeordneter Hans: Ich möchte doch darauf hin¬

weise», daß wir gestern hier schon gesagt haben, daß
am Donnerstag um 11 Uhr augefnngen werden soll,
damit die Fraktionen Gelegenheit haben, zn den Be¬
richte», die aus deu Ausschüssenkommen, Stellung zu
nehmen. (Zuruf des Abgeordnete» Elfeö: Denselben
Wnnsch haben wir auch!)

Vorsitzender Dr. IarreS: Ich nehme dann an,
daß Sie damit einverstanden sind, daß wir bei dem
Beschluß bleiben: >1 Uhr vormittags, und daß ich er¬
mächtigt bin, die Tagesordnung selbständig festzusetzen,
je nachdemdie Fachansschüssefertig werden. Hente ist
es nicht möglich, sich darüber ein Urteil zn erlauben-

Dann bitte ich die Herren Fraktionsführer, aw
Schlüsse die Wahlvorschläge für die Neuwahlen zum
Uandesjngendamt, soweit sie vom Landtage, nicht von'
Ausschüsse, vorzunehmen sind, beim Laudtngsbüro
möglichstbald einzureichen.

Es ist noch ein Antrag der Nationalsozialistische"
Arbeiterpartei eingegangen: „Der Provinzinllnndtag
wolle veranlassen, daß dem Turnverein Betzdorf-Sieg
ein Betrag aus den Mittel» des Landesi.ug.end-
nnitcs znr Verfügung gestellt wird." Auch dieser An¬
trag wird dem Fachausschuß überwiese»!.

Wird sonst »och das Wort gewünscht? Das ist nickst
der Fall. Dann schließe ich die Sitzung.

(Schluß: 15 Uhr 35 Minuten.)

Vierte Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf. Donnerstag, den 10. April 1930.

(Beginn: 11 Uhr 30 Minuten.)

1. Eingänge.
2. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Haushalts¬

plan über die Verwaltuugslosteu der Llludesban!
der Nheinproviuz für das Kalenderjahr 1930.

3. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Berücht uud
Autrag des Provinzialausschnsses, betr. Aenderung

des 8 12 ,der Satzung der Landesbank der NlM«
Provinz. ^

1. Antrag des I. Fachausschusseszu bem Bericht !lN°
Antrag des Provinzialausschnsses, betr. ^
gänznug ides 8 1 und Aenderung des 8 ^ de
Satzung der Landesbcmt der Rheinprovinz.
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5. Antrag des I. Fachausschusses
2) zu dem Gericht uud Antrag des Provinzial¬

ausschusses über die Förderung des Klein-
iuohnungsbaues;

>>) zu dein Antrage der SPD.-Frattion zu
D^ucksache Nr. 14;

o) deni Antrage der KPD.-Fraktion hierzu,
6> Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrage der

NationalsozialistischenDeutscheu Arbeiterpartei auf
Vereitstellung von Mitteln für den Bau vou Land¬
arbeiterwohnungen.

7- Antrag des I. Fachausschusseszu dem Antrage der
Wirtschnftspartei, betr. Bewilligung langfristiger
KrMte zu verbilligten Zinssätzen au Gewerbe-
t reibende.

8- Antrag ,des I. Fachausschusseszu dem Antrage der
Fraktion Christlicher Volksdienstund Bauernpartei
a»f Herabsetzung der Zinsen für landwirtschaft¬
liche Darlchn um mindestens 2 bis 3 Prozent.

^ A!^"6 des I. Fachausschusseszu dem Antrage der
Wirtschnftspartei, bei der Staatsregierung die'
Niederschlagung der aus Anlaß der Hochwasser-
'chaden in den Iahreu 1921 bis !927 gewahrten
staatlichen.Krediteund Darlehn zu beantrage» und
ferner die von der Landesbant gewährten Kredite
durch Bereitstellung vou Pruvinzialmitteln ab¬
zudecken,

IN- Antrag, des I. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan für die BerwaltuugStustcn der Pruvinzial-
Feuerversichcrungsanstalt der Nheinprovinz für
das Kalenderjahr 193«.

U- Antrag des I. Fachausschusseszu den, Antrage der
"ilrtschaftspartei, die Provinzial-Feuerversichc-
N'ngsnnstalt anzuweisen, ihre Verträge mit be¬
amteten und im öffentlichen Dienste stehenden
Personen zum uiichst zulässigen Termine zu lösen,

2' Antrag des I. Fachausschusseszu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betr. Aenderung
«s 8 6 der Satzung der ProUwzial-Feuerucrsichr-
ruugsnnstalt der Rheiuprovinz,

'l' Antrag des I, Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan für die Berwaltuugskosten der Provinzial-
^ebensversicherungKanstaltder Rheiuprovinz für
das Kalenderjahr 1930.

^' Antrag des I. Fachausschusseszu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betr. den
Ablauf der Dienstzeit des Landesoberbaurats
Heinekamp.

^ Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betr. den
Ablauf der Dienstzeit des üandesmediziualrnts
Professur Dr. Moliueus.

^- Autrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betr. die Wieder¬

besetzungder durch den Tod des Landesrats Dr.
Bossen erledigten Stelle.
In Berbindung hiermit:

n) Antrag der Wirtschaftspartei auf Einsparung
des laut Beschluß des Provinzialausschusses
vom 21. Januar 1930 ausgeschriebenenPostens
des Leiters der Abteilung Iugeudwohlfahrt
und Fürsorgeerziehung;

K) Antrag der KPD.-Fraktion, betr. Abstand¬
nahme von der Besetzung dieser Stelle,

17. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrage des
Verwllltungsobersctretnrs Kaiser u. a. auf Ge¬
währung der Bezüge der Ncsolouugsgruppe 1K,
austatt der Gruppe Ici.
In Berbindung hiermit:
Autrag der Verwaltungs- uud Anstaltsober-
sekretäre der früheren Besoldungsgruppe VII auf
Einreihung in die neue Besoldungsgruppe 1l>,
anstatt 1<!, ab 1. Oktober 1927.

18. Autrag des I. Fachausschusses zu dem Antrage des
Zentialverbandes der Beamten und Angestellteil
der Preußischen Provinzialvcrwaltuugeu, Landes¬
verband Nheinprovinz, e, V,, auf Erlaß vou Richt¬
linien, betr,
1. eine zweckmäßigeUeberführung von ständig

Angestellten bei der Rheinischen Provinzial-
vevwaltung in das BeamtrnUerhältnis;

2. Löschung der Kündiguugsklausel bei den Be¬
amten der uutereu Gruppen.

19. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrage der
Wirtschaftspartei,
n) bis auf weiteres Neueiustellungeu vou Beamten

mit den Bezügen der Sondergruppen I—III,
sowie der Gruppen 1» bis 2« der Nesoldungs-
ordnung nicht mehr vorzunehmen;

!l>) zur etwa notwendig werdenden Entlastung der
oberen Beamten geeignete mittlere Beamte mit
Erledigung von einem Teil der bisher von
oberen Beamten erledigten Dienstgeschäftezu
betraueu.

20. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrage der
Zentrumsfrattiun auf vorzugsweise Berücksichti¬
gung älterer Arbeiter und Angestellten bei Neu-
einstellungen bei der Rheinischen Provinzial-
verwaltung.

21. Antrag des I, Fachausschusses zu dem Antrage der
Fraktion Nhristlicher Volksdicnst und Bauern¬
partei auf Borlage eines Berichts nnd etwaigen
Antrags auf Beseitigung der ungerechtenGehalts-
uuterschiede der Provinzialbeamten durch die
«jetzige Ortsklasseneinteilung,

22. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrage der
KPD.-Frattion auf Einführung der ?stündigen
Arbeitszeit bei vollem Lohnausgleich für die
Arbeiter uud Angestelltenbei der RheinischenPro-
viuzialverwaltuug mit einem Monatseinkommen
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2!

2^,

^

unter 600 RM und Ueberwcisuug von Gcld-
zuschüssen nur noch an solche kommunalen
Fürsorgeuerbände, welchedie ?stüudige Arbeitszeit
durchgeführt haben,
Antrag des I. Fachausschusseszur Entschließung
der SPD.-Fraktiou, betr. Verkürzung der
Arbeitszeit für das Personal in den Pruuiuzial-
anstalten.
Antrag des I, Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan der Hauptverwaltung für das Rechnungsjahr
IM);
in Verbindung hiermit
Antrag der Wirtschaftspartei auf Kürzung der im
Haushaltsplan für Reisekostenvorgesehenen Be¬
träge um 25 Pruzeut.
Antrag des I. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan über Ruhegehälter und Hinterbliebenenrenten
fürdas 'Rechnungsjahr 1930.

2«. Antrag des I. Fachausschusseszn dem Bericht des
Provinzialausschusscs über die Ergebnisse der Pro-
uinzialverwaltnng für das Ncchnnngsjahr vom
1. April 192« bis 31. März 192!),

27. Antrag des IV. Fachausschusses zu dem Bericht
des Provinzinlausschnsses über die Entwickelung
des Verkehrs auf den Provinzialstraßcn in der Zeit
von 1925 bis 1929.

28. Antrag des IV. Fachausschusses zu den, Bericht
und Antrag des Provinzialausschusses über den
Stand der Entwurfs- und Nanarbeiten au der
Kraftwagenstraße Vonn — Köln — Düsseldorf —

' Industriegebiet.
29. Antrag des IV. Fachausschusses

,>) zu dem Bericht und Antrag des Provinzial¬
ausschusses, betr. den Stand des Ausbaues und
der Uebernahme weiterer Straßen in die
Unterhaltung und Verwaltung des Provinzial-
verbandes;

>>) zu dem Antrage der Fraktion Christlicher
Volksdienst und Bauernpartei, betr. weitere
Uebernahme vunKreis-, Stadt- und Gemeinde-
Wegen in die Unterhaltung und Verwaltung
des Provinzialverbandes.

30. Antrag des IV. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan der Provinzilllstraßen-Verwllltung für das
Rechnungsjahr 1930.

31. Antrag des IV. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan über die Unterstützung zum Bau und Betrieb
von Kleinbahnen für das Rechnungsjahr 1930.

32. Antrag des IV- Fachausschusses zu den, Haushalts¬
plan über die Unterstützung des Gemeinde- und
Kreiswegebaues für das Rechnungsjahr >93N.

33. Antrag des IV. Fachausschusses
a) zu dem Autrage der Nationalsozialistischen

Deutschen Arbeiterpartei zwecks Hebung der
Notlage der Steinindustrie in der Mayener

Gegend uud im Obcrbevgischcu zum Bau der
Straße» in der Rheinprovinz grundsätzlich nur
Steinmatcrilll aus der rheinischen Stein¬
industrie zu verwenden-,

!>) zu dem Antrage der Wirtschaftspartei, für die
Herstellung und Unterhaltung der Provinzial-
straßeu «au Straßcubaumateiial nur deutsches,
vorzugsweise rheinisches Material zu ver¬
wenden, ausländische Nsphaltstoffe also aus¬
zuschließen ;

«) zu dcni Antrage der SPD.-Frnttion, betr. die
Lage der rheinischen Steinindustrie.

3^1. Antrag des IV. Fachausschusses zu dem Antrage
der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiter¬
partei, angesichts der Notlage der Steinindustrie
des Oberbergischeu Landes zur Hebung des
Fremdenverkehrs die Autostraße Köln ^ Siegen s"
zu leiten, daß sie die Hauptpunkte des Ober¬
bergischen Landes berührt.

35. Antrag des IV. Fachausschusses zu dem Autrage
der KPD.-Fraktion, den Bau der in Vallendar ge¬
planten Umgehungsstraße unverzüglich in AngrM
zu nehmen.

30. Antrag des IV. Fachausschusses zu dem Antrage
der KPD.-Frattiuu, die Provinz'ialstraße in der
Gemeinde Alsdorf an den engen Stellen zu er-
breitern oder durch den Bau einer Umgehungs¬
straße zu entlasten,
Antrag des IV. Fachausschusses zu dem Antrage
der KPD.-Fraktion, betr. Anlegung von Radfahr¬
wegen an der Proviuzialstraße Köln —Dürc»
zwischen Blatzheim und Beuzelrath.
Antrag des IV. Fachausschusses zu dem Antrat
der KPD.-Fraktion, bei Erteilung von Liefer¬
aufträgen auf Einhaltung der tariflich festgelegte«
Lohn- usw. Bedingnngen zn achten.
Antrag des I. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan für die Verwaltungstusten des Genossen-
schllftsuorstandes der Rheinischen landNnrtsclM-
liehen Bcrufsgenosscuschaft für das Kalenderjahr
1930.

10. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Haushalts-
Plan für die Besoldungen und anderen persönliche'
Ausgaben der Provinzialbeamten bei der Landes-
Versicherungsanstalt Rheinprovinz für das ""'
lendeujahr 1930.

11. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan für das Provinzialinstitut für Arbeits- """
Berufsfurschung für das Rechnungsjahr 1930.

12. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan über die Förderuug vou Kunst und Wisl""
sehnst für das Rechnungsjahr 1930;
in Verbindung hiermit ,

Antrag der SPD.-Fraktiou zu Drucksache 15, b",
Herabsetzung des unter Titel V 1 des Haushalt»'

37.

38.

39
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13.

'14,

4ü.

!,!,

17,

15,

19.

59,

51

52,

53,

Plans über die Förderung von Kunst und Wissen¬
schaft vorgesehenen Betrages von 160 000 RM auf
W0 00N RM, und
Antrag der KPD.-Fmktion auf Streichung der im
'Etat vorgesehenen Mittel zur Unterhaltung von
Baudenkmälern und Verwendung dieser Mittel für
Erwerbslose,
Antrag des I. Fachausschusses zu den, Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betr. Ver¬
teilung der nnter Titel V, l des Haushaltsplans
über die Förderung von Kunst und Wissenschaft für
das Rechnungsjahr ,930 vorgesehenen Mittel im
Betrage von ,60 000 RM.
Antrag des I. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan für die Pruvinzialmuscen für das Rechnungs¬
jahr 1930.

Autrag des I. Fachansschusses zu dem Bericht und
Antrag des Provinzialansschusses, betr. Aenderung
»cs Reglements über die Leitung uud Verwaltuug
der Provinzilllmusceu zu Bonn und Trier.
Antrag des I. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan für gewerbliche Zwecke für das Nechnnngsiahr
1930.

Antrag des I. Fachansschusses zu dem Antrage der
Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei auf
Bereitstellung einer größeren Summe zur Be-
tampsnng der Tuberkulose in der RheinproUinz.
Antrag des I. Fachansschusses zu dem Antrage der
^D..Fraktiun zu Drucksache Nr. 39 auf Ein-
'chuug eines Betrages von «MONORM in den
Haushaltsplan zur Bekämpfung der Tuberkulose
"n Rheinland, insbesondere in der Gifcl,
Antrag des I. Fachansschnsses zu dem Bericht und
Antrag des Proviilzialllusschusses, betr. die gut¬
achtliche Stellungnahme zn dem Autrage der Land-
Nemeindc Nheinhausen, Kreis Mors, auf Ver¬
leihung der Städteordnung.
Untrng des I. Fachansschnsses zu dem Bericht und
"»trag des betr. die Ge-
neiimügung Her Uebernahme neuer Aktien des
^Heinisch-Wlcstfälischeu Elcktrizitätswerts zu Essen,
Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht uud
^n rag des Provinzialausschusses, betr. Unter¬
st teilu!,,g von W Prozent der auf deu Provinzial-
«f"""d eutfallendeu Garantieleistungen für den
-"ciltellandkanal auf die besonders interessierten
lueinischeu Stadt- und Landkreise.
Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrage der
^"onalsuzialistischen Deutschen Arbeiterpartei, bei

er Rcichsregierung iuegen der unverzüglichen In¬
angriffnahme des Baues des Aachen—Rhein-
Kanals vorstellig zu werden-
Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrage des
"rbandes katholischer kaufmännischer Vcreiui-
unngen Deutschlands, e. V,, Sitz Essen, betr. Maß¬

nahmen zur Behebung der wirtschaftlichen Notlage
in Stadt und Kreis Düren.

51. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrage der
KPD.-Fraktion aus Bereitstellung von 1 Million
RM zur Linderung der Notlage der Steinarbeiter
im Oberbergischen und Mahen'er Gebiet und
zu dem im Fachausschuß gcstellteu Antrage der¬
selben Fraktion, betr. Notlage der Arbeiterschaft
der Rheinischen Bimsindustrie.

55. Antrag des I. Fachansschnsses zu dem Antrage der
Fraktion Christlicher Vultsdicnst uud Nauerpartei,
betr. Heilighaltung des Eharfreitages und Fron¬
leichnamstages in Orten mit gemischt-konfessio¬
neller Bevülkeruug.

56. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrage der
Fraktion Christlicher Volksdienst und Bauern¬
partei, betr. religiöse Veranstaltungen im Rund¬
funk.

57. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan der Hochblluabtcilung für das Rechnungsjahr
193l>.

58. Antrag des III, Fachausschusses zu den. Antrage
der SPD.-Frattion, betr. Beschaffung gesunder
Wohnungen für wohnungsbedürftige Arbeiter, An¬
gestellte und Beamte,

59. Antrag des IU, und iV, Fachansschusses zu dem
Antrage der Wirtschaftspartei, allen Bauaufträgen
im Hoch- und Tiefbau die von der Reichs- und
Preußischen Staatsrcgiernng empfohlene Ver-
dinguugsordnnng für Bauleistungen zu Grunde zu
legen.
Autrag des III. Fachausschusses zu dem Antrage der
Zeutrumsfraktion, betr. Neubau der Provinzial-
Taubstummenanstalt in Aachen,
Antrag des I>>. und I. Fachausschusses zu dem
Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, be¬
treffend
1. den derzeitigen Stand der vom Proviuzial-

verband der Rhcinproviuz für Anstalten und
Einrichtungen der privaten Wohlfahrtspflege
übernommenen Bürgschaften und der beim
Preußischen Ministerium für Volkswohlfahrt
zurWeitcrleituun an Giurichtuugeu der privaten
Wohlfahrtspflege aufgenommenen Darlehen;

2. die im Jahre 1929 auf Grund der dem Pro-
vinzialausschuß durch deu 75. Proviuziallandtag
erteilten Ermächtigung überuommcnen Bürg¬
schaften und Darlehen;

3. erneute Ermächtigung des Proviuz.ialllusschusses
im Rechnungsjahr 193« Darlehn zur Weiter¬
leitung an Einrichtungen der freien Wohlfahrts¬
pflege aufzunehmen.

62. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Antrage
der KPD,-Frattion, betr. Vorlage einer Auf¬
stellung über die dem Earitasverband und anderen

60,

01,
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Organisationen in den letzten Jahren überwiesen««
Mittel,

63, Antrag des lll, und l, Fachausschusseszn dem
Bericht und Antrag des Provinzialansschnssrs, betr.
nachträgliche Genehmigung zur anderweitige»
Verwendung eines Teilbetrages von rund 36 000
RM ans den in dem außerordentlichen Haushalts¬
plan für 1929 unter Titel IV, 6 für Ankauf des im
Kreise Dürcn gelegenen Gutes Hommelsheim be¬
reitgestellten Mitteln-

61. Antrag des lll. und II. Fachausschusseszu dem
Gericht nnb Antrag des Plovinzialansschnsses,
betr. Unterbringung von Trunksüchtigen und
leichtkranken Geisteskranken in dem bisherigen
Provinzial-Erziehungshcim Fichtenhain.

«5i. Antrag bes III. Fachansschusses zu dem Haushalts¬
plan über die Proviuzial-Arbeitsaustalt iu Vrau-
weiler für das Rechnungsjahr 1980.

66. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Antrage
ber Wirtschaftspartei, betr. Ausstellung einer
Bilanz über die Netriebe ber Arbeitsaustatt Brau¬
weiler nach kaufmännischen Grundsätzen.

67. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Antrage
ber Wirtschastspartei, betr. Beschränkung der
Tätigkeit der industriellen und gewerblichen Be¬
triebe der Arbeitsanstalt auf den eigenen Bedarf.

68. Antrag des III. Fachansschusses zn dem Antrage
der KPD,-Frnttion, die Revisionen ber Provinzinl^
Arbeitsanstalt dnrch die Provinzialkommission alle
Vierteljahre vorzunehmen.

69. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Antrage
ber KPD,-Fraktion, betreffend Behandlung der
Korrigenbcu,

70. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan über die Proviuzial-Heilstatte in Fichtenhain
für das Rechnungsjahr 1930.

71. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan über blls Nanbesfürsurgewescn für das
Rechnungsjahr 1930.

72. Antrag des III, Fachausschusses zu dem Antrage
der Fraktion Christlicher Volksdienst nud Bauern¬
partei für eine beschleunigte Durchführung eines
Neichsgesetzes über die Vewahrungs- und Wanber-
fürsorgc zwecks Herabsetzung der hohen Auf¬
wendungen für lanbhilfsbebürftige Personen ein¬
zutreten,

73. Antrag des III, Fachausschusses zu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betr. die Zu¬
nahme der vom Lan'desfürforgeverband unter¬
zubringenden Geisteskranken und die Schaffung
weiterer Anstaltsplätze «durch Ausbau der Pro-
Vinzial-Heil- und Pflegeanstalt Audernach.

71. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Haushalts-
Plau über die Provinzial- Heil- und Pflege-
anstalten, einschließlich der ProuinMl-Kinder-

75,

76.

.7

7^

79

^!,

81,

82,

83.

8!.

X,.

!-'!',.

anstatt für seelisch Abnorme und des Provinzial-
Fürsorgeheims für Psychopatische Mädchen für
bas Rechnungsjahr 1930.
Antrag des III. Fachausschusses zu dem Antrage
der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei
auf Einführung einer strengeren Beaufsichtigung
und Kontrolle der rheinischen Pflegeanstaltcn,
Antrag des III. Fachausschusses zu dem Haus¬
haltsplan über Anstaltsfürsorge für Geisteskranke
usw. für das Rechnungsjahr 1930.
Antrag des III. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan über Krüppclfiirsorge für das Rechnungsjahr
1930,
Autrag des III, Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan über die Orthopädische Proviuzial-Kiuder-
Heilanstalt in Süchteln für bas Rechnungsjahr
1930.
Antrag des III, Fachausschusses
ü) zu den: Bericht und Antrag des Provinzial¬

ausschusses, betr, die Uebernahme der Paten¬
schaft durch den Rheinischen Prouinz'ialverbaB
für den deutscheu Kriegcrfriedhof bei Mnison
blnnchr, Gemeinde Neuwille St, Banst;

K) zu dem Antrage derKPD.-Fraktiun, betr. Ver¬
wendung der für «die Uebernahme der Paten¬
schaft für den deutschen Kriegerfriedhof bei
Maison Manche, vorgesehenen M0 000RM für
die Speisung und Uutcrstiitznng der Kinder
von Kriegsbeschädigten und Hiutcrbliebeuen.

Antrag des III, Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan über Ne Fürsorge für Kriegsbeschädigte und
Kricgerhinterbliebene für das Rechnungsjahr 1930.
In Verbindung hiermit
Autrag der KPD,-Fraktion auf Einstellung eines
Betrages von 1,25 Millionen RM In den (5tat zur
Durchführung von Winterhilfömaßnahmen für
Kriegsopfer,
Antrag des III, Fachausschusses zu den, Antrage
der KPD.-Frattion auf Ginstellung vou 1 Million
RM zur Unterstützung hoffender Fraueu.
Antrag bes II. Fachausschusses zu dem Hanshalts¬
plan über das Taubstummeuwescu: Pruuinzwl-
Tllubstummeuanstalten (Schulen) für das Rech¬
nungsjahr 1930.
Autrag des II. Fachausschusses zu dem Haushalts-
plll», betr. das Provinzial-Taubstuunnenheim in
Euskirchen für das Rechnungsjahr 1930.
Antrag des II. Fachausschusses zu dem Hnnshalts-
pllln, betr, das Bliudeuwcsen für das Rechnungs¬
jahr 1920.
Antrag bes II, Fachausschusses zu den, Haushalts¬
plan über das Hcbammenwcsen für das Rechnungs¬
jahr 1930.
Antrag des II. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan, betr. die Fürsorgeerziehung Minderjähriger
für das Rechnungsjahr 1930,
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87. Antrag des II. Fachausschusses zu dem Antrage der
Fraktion Christlicher VolMienst und Bauern-
Partei auf Unterbringung der Fürsorgezüglinge in
Familienpflege.

88. Antrag des II. Fachausschusses zu dem Antrage
der KPD.-Fraktion, betr. Abstandnnhmc von der
Einziehung der Renten entlassener Fürsorgc-
zöglinge..

89. Antrag des II. Fachausschusses zu dem Antrage
der KPD.-Frattion, betr. Entlassung des Direktors
des Fürsorgeerziehungsheims Halfeshof zu So¬
lingen.

W, Antrag des II. Fachausschusses zu dem Antrage
der KPD.-Fraktion, betr. Betreuung dissidentischer
Kinider.

91. Antrag des II. ^Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan, betr. die Provinzial-Erziehungsheime für
das Rechnungsjahr 1930.

92. Antrag des II. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan, betr. das Landesjugendamt der Rhein-
Provinz für das Rechnungsjahr 1930,
In Verbindung hiermit
Antrag der KPD.-Frattion, betr. Einsetzung
eines Netvages von 100 000 RM in den Haus¬
haltsplan zur Einrichtung fahrbarer Schulzahn¬
kliniken.

93. Antrag des II. Fachausschusses zu dem Antrage
der Fraktion der Nationalsozialistischen Deutschen
Arbeiterpartei, betr, Gewährung eines Betrages
aus Mitteln des Landesjugendamtes an den
Turnverein, e. V,, Betzdorf-Sieg, zur Abtragung
der aus dem Neubau seiner Turnhalle her¬
rührenden Schulden,

94. Antrag des II. Fachausschusses zu dem Antrage
der KPD,-Fraktiun, betr. Ausarbeitung einer
Denkschrift durch das Landesjugendamt über tue
in der Rheinprovinz vorhandene Kinderarbeit.

95- Antrag des II. Fachausschusses
") ,w dem Bericht und Antrag des Provinzial-

ausschusses, betr. die Verwendung der dem
Landesjugendamte zur Durchführung von
Hilfsmaßnahmen für kinderreiche Familien zur
Verfügung gestellten Mittel;

l>) zu den. Antrage der KPD.-Frattion zu Druck¬
sache Nr. 17 auf Erhöhung der für Zwecke der
Jugendfürsorge zur Verfügung gestellte!!
200 000 RM auf 500 000 NM und Verteilung
dieser Mittel uuter Hinzuziehung der dissi¬
dentischen Fürsorge und der internationalen
Avbeiterhilfe,

96- Antrag des II. Fachausschusses zu dem Antrage
dcr Fraktion der Nationalsozialistischen Deutschen
Arbeiterpartei, betr. stimmberechtigte Vertretung
un Landesjugendamt,

97. Antrag des II. Fachausschusses zu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betr, Aenderung
der Satzung des Landesjugendamtes der Rhein-
Provinz,

W. Antrag des II. Fachausschusses zu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betr. Neuwahl
von Mitgliedern des Landesjugendamtes der
Rheinproviuz.

99. Antrag des II. Fachausschusses
ü) zu dem Antrage der KPD.-Fraktion, betr.

Bekämpfung von Schmutz und Schund durch
das Landesjugendamt;

b) zu dem Antrage der Fraktion Ehristlicher
Voltsdienst und Bauernpartei auf Erhöhung
des für die Bekämpfung der Schmutz- und
Schundliteratur im Haushnltsplau eingesetzten
Betrages,

100. Antrag des II. Fachausschusses zu dem Antrage
der SPD.-Frnktion, betr. Förderung des Licht¬
spielwesens.

101. Antrag des II. Fachausschusses zu dem Antrage
des Landcsausschusses der Rheinischen Jugend-
Verbände in Düsseldorf ans Bereitstellung eines
Betrages von eventuell 250 000 RM. zur Förde¬
rung der Grholuugspflcge für erwerbstätige
Jugendliche im Alter von 11 bis 1^ Jahren.

Vorsitzender Dr. Iarres : Die Sitzung ist eröffnet.
Die Niederschrift über die Plenarsitzung vom Dienstag
liegt auf dcni Tische des Hauses offen. Schriftführer
für die heutige Sitzuug find zunächst die Herren Abge¬
ordneten Andres und Dr. Dichgans.

Es sind weiter Anträge eingegangen, die Sie unter
Nr. 125—127 der Drucksachen auf Ihre Plätze verteilt
finde»,

Dauu ist soeben noch ein Antrag der kommunisti¬
schen Fraktion eingegangen, der dahin geht, die Mit¬
glieder der Provinzialtommissiun für Straßenbau halb¬
jährlich in Kenntnis zn setzen über den Stand der
Straszenbauarbeiten und über die Vergebung von Ar¬
beiten und Materiallieferungsllufträgeu.

Ferner ein Autrag der Wirtschaftspartei:
„Die Finanzierung der durch Drucksachc'00 für Kreis-

imd Gemeiudewcgcbnutcn und für Uebernahmestrahen
gegenüber dem von der Verwaltung vorgelegten Haus-
haltsvurschlng zusätzlich verlangte!! 1500 000 RM er¬
folgt durch Iullnspruchnllhme jeuer 2100 000 RM und
durch entsprechende Abstriche an jenen Etatpositionen,
welche die Wirtschaft nicht befruchten."

Weiter ciu Antrag derselben Fraktion, in dein An¬
trage des Pruvinzialausschusses zu Drucksnche 11 in
Ziffer 3 das Wort „gemciuuützigc" durch „private" zu
ersetzen.

Diese Anträge gehe» zunächst noch au die Aus¬
schüsse.^ Damit sind Sie eiuverstaudeu.
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Meine Damen und Herren, ich habe zunächst im
Namen des Ältestenrats Ihnen mitzuteilen, daß
Zweifel darüber eutstauden sind, ob diejenigen Mit¬
glieder kleiner Fraktionen, die nach § IN der Geschäfts¬
ordnung in den Fachausschüssenals Mitglieder mit
beratender Stimme zugetreten siud, das Recht hätten,
nu der Besprechung sich zu beteiligen.Nach der Fassung
des § 10 kann es keinem Zweifel unterliegen, daß die
so entsandten Mitglieder das Recht haben, sich an der
Besprechung zu beteiligen, natürlich ohne Stimmrecht.
Im Auftrage des Ncltcstcurates mache ich die Herreu
Vorsitzenden der Fachausschüssedarauf aufmerksam.

Dann hat sich der Acltcstenrat soeben mit der Ge¬
schäftslage befaßt. Sie haben die Tagesordnung für
die heutige Sitzung vorliegen; ich war ermächtigt, sie
aufzustellen. Ich nehme an, daß Sie mit dieser Auf¬
stellung cinberstandcn sind, und stelle fest, daß Wider¬
spruch sich dngegeu nicht erhoben hat. Der Ältesten¬
rat schlägt Ihnen nun bor, wir folgt die zahlreichen
Gegenstände der Tagesordnung zu Gruppen zwecks
gemeinschaftlicherBesprechung nnd Beschlußfassungzu¬
sammenzufassen. Gleichzeitig hat der Ältestenrat be¬
schlossen, Ihnen vorzuschlagen, die Redezeit für die
einzelnen Gruppen wie folgt festzulegen. Wenn Sie
gütigst notieren wollen.

Es sollen zn gemeinschaftlicherBesprechung nnd
Beschlußfassungzusammengefaßt werden die Nummern

2— 9 einschl. Redezeit 30 Minuten,
1N-13 „ „ 10 „

Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, die Nummern
> 4, 1 5 u u d 1N auf Freitag zn vertagen, ferner
zusammenzufassendie Nnmmcrn

17—25 einschl. Redezeit 20 Minuten,
2« für sich ., 5

27—38 einschl., ferner
hinzngeuommcn Nr. 54 „ 30 „
die Nummern 39, IN nnd 41 selbständig für sich,

Redezeit je 5 Minute»,
die Nr. 42—45 zusammengefaßt, Redezeit 15 Minuten,
Nr. 4« für sich „ 5
„ 4? und 4« zusammenfaßt, „ IN

die Nr. 49, 5N, 51, 52 und 53 jeweils für sich,
Redezeit je 5 Miuutcu,

Nr. 54 ist mit deu Nummern 27—38 verbunden,
„ 55u. 56 zusnmmeugcnommcn,Redezeit IN Minuten,
„ 57U.5N „ w
" "' „ 5
" «1-62 I IN I
,, 63 5
" <"-72 I 15 I
,. 73—76 10
" 77-78 I w ".
« 79 für sich .. 15
., 80 uud 8l je für sich „ je 5
« 82-94 einschl. ,. io

Nr, 85 für sich Redezeit 5 Minuten,
„ 86 bis einschl. 91 „ 20

dann der Schluß Nr. 92—101
zusammengefaßt „ 30

Nach der Geschäftsordnung bedarf die Festsetzung
dieser Redezeit der Zustimmung des Hanfes, »ud zwar
mit Dreiviertelmehrheit. Ich bitte diejenigen, die für
den Autrag des Aeltestenausschussessiud, sich zu er¬
hebe». Das ist die erforderliche Mehrheit. Gs ist so
beschlossen.

Dnnu mache ich auf den Giugaugssntzunserer Tnges-
ordnung aufmerksam, wo es heißt: „Gemäß 8 16 Abs. 3
der Geschäftsordnung für den Proviuzinllandtag kann
der Vorsitzende Gegenstände der Tagesordnung, zu
denen nach Ablauf einer Stunde nach Beginn der
Sitzung keine Wortmeldung vorliegt, außer der Reihe
zur Beschlußfassungstellen." Ich bitte also die Dame»
nnd Herren des Kollegiums, die zu einzelnen Punkten
das Wort habe» wollen, sich bei dem Herrn Schrift¬
führer Andres hier zn melden. Dort werden die Wort¬
meldungen notiert. Nach tz >6 Absatz 2 muß ich mir
vorbehalte», we»» Wortmeldungen z» Punkten nicht
vorliegen, »ach ei»er Stunde diese Punkte vorwegzu¬
nehmen.

Dann schlägt Ihnen der Ältestenrat vor, heute bis
4 Uhr durchzutageu. Um 4 Nhr wird dann SitzmM
des Provinzinlansschnsses sein, die längere Zeit in An¬
spruch uimnit. Außerdem hat sich der Geschäftsord-
nimgsansschnß »och mit deu beide» Sache» z» befassen,
die »och »icht erledigt sind. Auch der Vorsitzendedes
Geschäftsordnnngsansschnsses wird gebeten, den Aus¬
schuß »ach dem Plenum, also nach 4 Uhr, zn berufe».
lZnruf des Abgeordneten Hnuck: Das ist schon ge¬
schehen!)

Dann schlägt der Altestenrat Ihnen bor, morgen
um <0^ Uhr mit der Sitzimg z» begiime». Vorher,
«m lO Uhr, soll eine Sitzmig des Ältestenrates sein-
Gs wird auch der FachausschußI sich noch mit mehreren
Sache» z» befassen hnbeu. Der Ältestenrat empfiehlt
dem Herrn Vorsitzenden dieses Fachausschusses, dc»
Fachausschuß I vor der Vollsitzuug zu berufen.

Wir trete» »»»mehr iu dir Tagesordnung ein. Die
Punkte 2—9 werden gemeinschaftlichbehandelt: An¬
trag dcs I. Fnchausschusses zu demHaus °
hnltsplau über die Verwaltungskosten
der üandcsbant der Rhein Provinz fü^
dns Kalenderjahr 19 3 0, sowie die damit ver¬
bundenen Punkte 3 — 9.

Berichterstatter zu den Punkten 2—4 ist Herr Abge¬
ordneter Dr. Hage», dem ich das Wort erteile.

Abgeordneter Dr. Hagen: Der Herr Vorsitzende
wird mir gestatten, zunächst die Mitglieder des I. Faw°
nnsschnsseszu bitten, morgen nm 9.45 Uhr sich Pü»"'
lich zur Sitzuug zusammeuzufiudeu.
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Meine Damen und Herren, zn Pnntt 2: Antrag des
I. Fachausschusseszn dem Haushaltsplan über die Ver-
waltungskosten der Landesbant der Rheinprovinz für
das Kalenderjahr 1!«0 habe ich im Plenum nichts zu
sagen. Ich nehme n», daß Sie von dem Haushalts¬
plan der Landesbant Kenntnis genommen haben und
daß es Ihnen ergeht, wie es anch dem I, Fachausschuß
"'gnngeu ist, der zu diesen Positionen Erinnerungen
nicht zu mache»hatte. Wenn das der Fall ist, darf ich
auuchme», daß Sie mit Puukt 2 der Tagesorduung
«»verstanden sind.

Was die Puukte 3 uud 1 der Tagesordnung betrifft,
u haben Sie die Berichte uud Anträge in den Druck¬

sachen N und 12 in Händen. Ich nehme, da es sich hier
nur um dir Wahlperiode handelt, nu, daß Sie auch
damit einverstanden sind.

Sodann möchte ich nm die Erlaubnis bitten, einige
">urte über die Tätigkeit der Landesbank der Rhein-
druviuz vou dieser Stelle aus nn Sie zn richten. Meiue
-"amen uud Herren, die Landesbant hat im ver¬
gangenen Geschäftsjahre eine schwierige Aufgabe zu cr-
Mlleu gehabt. Es ist ohne weiteres klar, daß sie durch
d"'ru Erfüllung nicht allen Ansprüchen, die an sie her¬
angetreten sind, in Anbetracht der Zeiten gerecht
""den konnte. Ich möchte aber feststellen,daß die
^»eraldirrktiun der Landesbank nnch im vergangenen
^nhre in vollem Umfange den Aufgaben gerecht wurde,
°N' sie zn erfülle» hatte. Diese Aufgabe» bestehe» »ach
'neiueni Dafürhalten hauptsächlich darin, daß sie für
^U' finanzielle Sicherheit der Rheinprovinz Tag für
"'g sorgt ii»d weniger in diesen schwierigenZeiten
°a»ach trachtet, besonders gute Geschäfte für die
^nudesbaiit' imd damit nnch für die Provinz zn machen.
^»» das beste Geschäft, das sie machen kann, ist, daß
°" Nnssigkeit der Landesbant über jedem Zweifel er¬
labe» bleibt nnd daß die Landesbant der Rhewpro-
"'nz z» deujeuigru Institute» gehört, die sich »»bedingt
""d fest a» die Traditionen der deutschenReichsbant
anklammern.

In diesem Jahre, seit dein 1. Januar, sind die
«lnnnzverhältnisse in der ganzen Welt, speziell in
^"rupa und damit auch i» Deutschland, andere gc-
'""rdrn, als sie bis dahin waren. Daraus wird vielfach
""' Trugschluß gezogeu,daß der Kapitalmarkt bei u»s
"',ch eine erheblicheVerbessern»« bereits erfahre» hat.
^ Disto»tpolitik, die von der deutschen Reichsbant
""ritet wird, mnßtc zeigen. Wie schlecht es der Wirt¬

en geht, den» sie hätte »»trr keinen Nmstä»de„
''">W nm 1. April auf 5 Prozent mit dem Distout

zurückgehe,,können, wenn die Bedürfnisse der Wirt-
"'"N größere gewesen wäre» oder Wenn sie sich auch
">r einigermaßen so entwickelt hätte», wie es bis dahi»

b" Fall war.
Ich möchte bei dieser Gelegenheit vor allen Dingen

°"n»f aufmerksam machen, daß die deutsche Lnudwirt-
""aft unserer ganzen Fürsorge bedarf, die Fürsorge des

ganzen Landes notwendig hat, nm nnch in Zukunft
ihre Existenz als - ich »lochte fast sage» ^ dem ersten
Stund, den wir haben, zn rechtfertigen. Die deutsche
Lnudwirtschnstin allen ihren Teilen ist in einer gerade¬
zu katastrophale» Lage, und die anderen Wirtschafts¬
teile im DeutschenReich sind in die absolute Notwendig¬
keit versetzt, alles, was in ihren Kräften steht, zur Hilfe
der deutscheu Landwirtschaft zn tun. Deshalb anch
mein Mahnruf nu die Geueraldirettiou der Landes¬
bant, daß sie, was sie nur glaubt vernutworten zn
tonne», zugunsten der Landwirtschaft aufwendet. Ich
bin überzeugt, der Verwaltungsrat der Laudcsbanl
wird in seiner Gin ficht für die Notlage der Landwirt¬
schaft diesen Vorschlägenauf alle Fälle gern zustimmen.
Damit ist »icht gesagt, daß die Ln»desba»t vo» ihren
Grundprinzipien abgehen darf. Es ist nnch nicht gc-
sngt, dnß sie Risiken eingehen dnrf, die iiber ein erträg¬
liches Maß hinausgehen. (Zuruf des Abgeordneten
Hnnte: Es bleibt alles beim alten!) Aber es bleibt,
ohne daß alles beim alten bleibt, fiir die Landwirtschaft
seitens der Landesbant Großes zn leisten, namentlich in
der Höhe der Veleihnng, in der Ermäßigung des Zins¬
fußes nnd in einer ganzen Reihe von Dingen, dir sich
hier natürlich »icht alle aufzählen lassen, die aber von
der Landesbant dem großen Ganzen gegenüber verant¬
wortet werden lann, wenn sie damit einer so kata¬
strophal verarmten Gemeinschaft zu Hilfe kommt.
Darüber hinnus, meiue Dnmrn nnd Herren, bitte ich
Sie nber alle, in Ihren Kreisen dafür Sorge zn tragen,
daß die ünndesbank nicht mit Anträgen überhäuft wird,
denen sie nicht gewachsenist. Gerade in der jetzigen
Zeit, in einer Uebergangszcit, von der wir hoffen, daß
sie nicht zu lauge dauert, daß auch a»S der besseren
Diskont- nnd Finanzwirtschnft nach u»d »ach der
Kapitalmarkt profitiert, mnß die LnndeSbanl mit aller
Energie dnrnnf hinarbeiten, daß sie die Flüssigkeitbe¬
hält die sie sich in weitem Maße verschafft hat. Ich
freue mich, hier ausdrücklichfeststelle,,zu können, daß
die Flüssigkeitder Landesbant eine erfreulicheund eine
solche ist, die uns allen die Garantie dafür bietet, dnß
die Stellung der Landesbant unerschütterlich bleibt.
Sie m»ß darauf sehe», daß diese Stell»»« gewahrt
bleibt dem, nur dann, wenn die gcwerbercichstc Pro¬
vinz des Deutschen Reiches, die dem Westen am »leisten
vorgelagert ist, in der Welt als ein r°cber äe br°n-e
dasteht wenn man von ihr sagen kann, daß sie unter
alle» Umstände»»ud zu jeder Zeit ihre Verpflichtungen
erfüllen tan», kann die Finnuzwirtschnft iu der Rhe,u-
provinz sich s« «Malte,,, daß sie, wenn erforderlich,
allen Ständen zu Hilfe kommen imrd.

Ich verfehle nicht, mein volles Vertrauen zn der
Leitung der Landesbant in jeder Beziehung anszn-
svrechen Ich glaube nnch nicht zuviel zu sngeu, wem,
ck, dabei der Lnndwirtschnft verspreche,daß innerhalb

der Verwaltung der Landesbant sowohl brim Ver¬
waltuugsrat Wie bei der Gencrnldirektio» alles ge-
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schehe»wird, was nur möglich ist, um der Landwirt¬
schaft zn Hilfe zu kommen. (Beifall.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Zu dc» Pnuktcu 5—9
ist Berichterstatter Herr Abgeordneter Dr. Hartmann,
dem ich das Wort gebe.

Abgeordneter Dr. Hart m ann : Meine Damen
und Herren, in dem Bericht des Pruvinzialausschusses
ist der Nachweis erbracht wurden, daß die Provinz so¬
wohl wie die damit verbundenen Institute Erhebliches
zur Förderung des Kleiuwuhuuugsbaues geleistet haben.
Der I. Fachausschußhat infulgedesscumit Genugtuung
von dem Bericht Kenntnis genommen und empfiehlt
dasselbe dem Proviuziallaudtag.

Es ist in dem Bericht der Antrag gestellt »norden,
300 000 RM zur Verbilligung von Darlehen fiir
Wohnungen minderbemittelter kinderreicher Familien
zur Vcrfüguug zu stelle». Der Prouinziallandtag hat
schon iu deu frühereu Tagungen zum Ausdruck gebracht,
daß er es als seiue Aufgabe ansieht, ans knltur- nnd
bevölkerungspolitischenGründen der besonderen Woh¬
nungsnot bei kinderreichen Familien zn steuern. Er
hatte infolgedessen200 000 RM in den Etat eingesetzt.
Der vorjährige Provinzinllnndtag hat aber den Pro-
vinzialansschuß ermächtigt, über die 200 000 RM bis
zu 300 000 RM auszugeben. Dem ist der Provinzial-
ansschuß im verflossenen Jahr nachgekommen. Der
I. Fachausschuß steht auf dem Standpunkt, wiederum
300 000 RM in den Etat einsetzen zu lassen mit Rück¬
sicht darauf, daß im letzte» Jahr eine wesentlicheVer¬
besserung auf dem Wohmmgsmartte »icht emgetrete»
ist. Er empfiehlt Ihnen deshalb die Annahme des
Antrages des Pruvinzialnusschnsses.

Im Zusammenhang damit hat die Sozialdemokrati¬
sche Partei beantragt, für die Erstellung von Zwei-,
Drei- und Vierzimmrrwuhnnngen für Minderbemittelte
auf gemeinnütziger Grundlage weitere 100 000 RM
als Vcrbillignngsfonds in den Etat einzusetzen. Der
Fachausschuß ist der Auffassnug des Pruvinzialnus¬
schnsses bcigetreten', er empfiehlt Ihnen die Ablehnung
dieses Antrages, einmal, weil er mit dem Provmzial-
nnsschnß der Auffassung ist, daß ganz erheblich höhere
Mittel notwendig sind, wenn wirklich etwas Durch-
greifeudcs auf diese»! Gebiete veranlaßt werden soll.
Zum andern ist auch der I. Fachausschuß der Auf¬
fassung,daß es zn den Aufgaben der Gemeinde gehört,
diese allgemeine Wohlfahrtspflege zu treiben, zumal
uur die Gemeinde in der Lage ist, die richtige Auf¬
wendung der Mittel zu veranlassen, ebensu auch die
Kuntrulle darüber nnszuübeu.

Weiter hat die SuzialdemukratischePartei beantragt
daß der Verwaltnngsrat der Landesbnnk ersucht werden
soll, dafür Sorge zn tragen, daß über den in Aussicht
gestellten Betrag von 5 Millionen RM hinaus mög¬
lichst weitere 15 Millioue» RM zur Förderung des
gemeinnützige»Wohnungsbaues zu einem angemessenen
Zinsfuß zur Verfügung gestellt werden. Der Fachaus¬

schuß empfiehlt Ihnen die Annahme dieses Antrages
schou deshalb, um uicht dem Optimismus, der in diesem
Antrag zn»! Ausdruck kommt, entgegenzutreten.

Mit dem Antrage der SPD. auf Bereitstellung von
100 000 RM für Minderbemittelte ist gleichzeitig der
Antrag der KPD. zur Erledigung zu bringe», der diese
Mittel den Gemeinden überweise» will. Nachdem der
Antrag der SPD. zur Ablehnung empfohlen wird,
wird natürlich auch der Autrag der KPD. damit falle»
müssen.

Ich darf dann zn Pnntt 0 der Tngcsurdnnng über¬
gehen. Es wird bei Punkt 0 gebeten, diesen Antrag
dem Proviuzialausschnß zu überweise!!, zumal Reich
uud Staat sich mit derselbe» Frage zur Zeit beschäftige»
und Wohl VermilassUüg nehmen werden, wie in
früheren Jahren, Mittel ans dc^r werteschnffendenAr¬
beitslosenfürsorge bereitzustellen.

Bei Punkt 7 der Tagesordnung beantragt der Fach-
nnsschnß Ueberweisnng an den Verwaltnngsrat der
Landesbank als Material, nachdem i» dem Antrage
von den Antragstellern die Worte „zn verbilligten Zins¬
sätzen" gestrichenwürden.

Bei Pnnlt « der Tagesordnung ist auch eine andere
Wortfassüug gewählt wurden. Die Fassung ist jetzt
folgende: „Der Pruvinzialnnsschnß wird beauftragt, im
Ei»ver»eh»!c» mit der La»desba»t Mittel »nd Wege
zn finden, die Zinsen für die landwirtschaftlichenDar¬
lehen suweit als möglich unter Streichung der fulgen¬
de» Worte — baldigst herabzusetzen." Auch dieser An¬
trag wird zur Ueberweisnng an den Verwaltnngsrat
empfohlen.

Zu Punkt 9 der Tagesordnuug empfiehlt der
I. FachausschußAblehnung des Antrages. Hier handelt
es sich nicht, wie in dein Antrage zum Ausdruck ge¬
bracht wird, n»! eine Niederschlagung, sondern es
handelt sich tatsächlich »m die Gelder, die die Landes-
ba»t als Darlehen nnd bankmäßigeKredite gegeben hat.
Eine Niederschlagung würde dem Pruvinziallandtagc
nicht znstehen, suuderu es würde» uur die Mittel zu
bewilligen sein, diese Pusten etwa niederzuschlagen.Der
I. Fachausschuß ist aber der Auffassung, daß diese Kre¬
dite zurückgezahlt werdcu müssen, so wie es den Dar-
lehnsschnldüer» gegeüüber gleich bei der Hergäbe de^
Darlchns anch zum Ausdruck gebracht wurden ist. Der
Fachausschuß beantragt deshalb Ablehnung dieses An¬
trages.

Vursitzender Dr. I arres : Das Wort hat Herr
Abgeordneter von Detten.

Abgeordneter von Detten: Meine Damen n"d
Herren, ans den Worten des Herrn Berichterstatters
zu Punkt 2 nnd 3 der heutigen Tagesordnung haben
wir ersehen, daß heute Wohl fraglos die Mehrheit diesem
Hauses gewillt ist, die Landwirtschaft bis zur Rcuta-
bilität in ihrer Produktion nnd ihren sonstigen MaU'
nahmen zn förder». Wir freuen uns darüber gaus
besonders.
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Wir haben aber zn diesen beiden Punkten einen
Antrag gestellt,wonach wir aus den Darleguugen übcr
die Diskontpolitik und namentlich über die Flüssigkeit
der Landesbank den Schlich ziehen, daß wir auch hier
Nlcich mit eine»! praktischenVorschlage hinsichtlichder
Zinspolitit, wie sie bisher der Landwirtschaft gegen¬
über gehalten wurden ist und wie sie auch in Nr. 8 der
Tagesordnung ans einen Antrag des Christlichen Volks¬
dienstes nnd der Bauernpartei znm Ausdruck kommt,
dafür sorgen, daß die Landesbank eine gewisse Richt¬
linie erhält. Wir sind der Auffassung, daß der Vcr-
waltungsrnt der Laudesbnnk der Rhrinprcwinz hin¬
sichtlich der Zinsen für landwirtschaftlicheKredite auch
unter die Selbstkostenfür die Kapitalien heruntergehen
sull, die in der Landwirtschaft weiter fließe» sollen und
müssen, selbst wenn dadurch vorübergehend der Gewinn
und die Rückstellungenbis aufs äußerste geschmälert
Werden sollten. Ich glaube, Weitcrc Worte zu der Lage
der Landwirtschaft hier unterlassen zn können, da ja
die maßgebendenParteien bzw. die Mchrhcit dcs Hauses
sich auf eine gemeinsame Linie geeinigt haben.

Ich habe dauu zu Punkt 8 der Tagesordnung noch
^> sagen, daß wir bitten, daß Sie diesen Antrag, trotz-
°"n der Ausschußzu einen, anderen Resultat gekommen
m, annehmen möchten. Seinerzeit sind die Darlehen
'Ur die Hochwassergeschädigtenim Betrage von zirka
^5 Millionen RM dem Herrn Oberpräsidenten zur
^"'fügung ^'stellt ,,„d ^„ diesem auf dic einzelnen
Geschädigten verteilt worden, nnd zwar gcschrnkweise,
",' der Hauptsache wenigstens. Ein kleiner Teil Von
tucscn 25 Millionen RM ist als Darlehen wciler-
M'gel'en worden. Ferner hat die Landcsbant dann Krc-
b'te gegeben. Die Darlehnsnehmer haben nicht gewußt,
üb die Kredite vom Reich, vom Staate oder von der
^nndesbnnt waren, nnd sind erst in späteren Entwick-
uugsstudic» bei der Ucberführnng in langfristige Dar-

'"'"> nnd in prolongierte Wechsel usw. sich darüber
N"uz klar geworden. Hier liegt eine schwere Uügerech-
»ltcit ^. ^.^ ^^ ^. Provinz sich bcreit erklärt

!"l. den Maßnahmen Preußens ans diesem Gebiete m
>c°"- Weise zn folgen, so hat sich doch der Znstand ent¬
wickelt, daß z. V. in, Prcnßischcn Landtage die Provmz
Brandenburg die Niederschlagung der Kredite vorans-
Nchtlich erreicht. Der Hanptnnsschnß hat einen cnt-
Wn'chrndcnAntrag für das Plenum gestellt, wahrend
«wr aus deu Verhandlungen, die in dem Fnchansschnß
'Un,t genügend geklärt worden sind, eine Ablehnung
°ss Antrages sich ergeben tonnte. Ich möchte also ans
°" tiefe Ungerechtigkeithinweisen, die dic Verlullignng
und die Parallelarbeit in vielen Verwnltnngsbchördc»,
>" selbst in Provinz, Länder» nnd Gemeinden uns vor
^ugen geführt hat.

Vorsitzender l)r. Iarres: Das Wort hat Herr
abgeordneter Dr. Weingarten.

Abgeordneter Dr. Weingarten : Meine Dame»
""d Herren,, ich möchte dic Ansicht meiner Freundr

von der Wirtschaftspartei zu Punkt 5 der Tagesord¬
nung vortragen. Wir bitten, die Anträge abzulehnen,
und zwar auch den Antrag des Pruvinzialansschnsses.

Wir stehen mich auf dem Standpunkt, daß der Woh¬
nungsbau gefördert werden muß nnd daß dem Bau¬
gewerbe Aufträge zugeführt werden müssen,weil auch
uns bekannt ist, daß das Baugewerbe als Schlüssel-
gewcrbc eiuc gauzc Reihe vou Gewerbczweigeu be¬
fruchtet uud Arbeitern Verdienstmüglichkeitenbietet.
Wir glauben aber, daß mit einer Förderung dcs
gemeinnützigenWohimngsbnneS allein uns hier nicht
gcholfcn werden kann. Wir stehen vielmehr auf dem
Standpunkt, daß unter allen Umständen die Privat¬
wirtschaft wieder dnzn gebracht werden muß, sich auf
dem Naumarkt zn betätigen.

Meine Damen nnd Herren, durch deu vorliegenden
Antrag wird aber gerade das Gegenteil erreicht. Die
Erfahrungen der letzten zehn Jahre haben doch zur
Genüge bewiesen, daß mit den bisherigen Mitteln
irgendwelchenennenswerte Abhilfe der Notstände nicht
erreicht Worden ist. Das bisherige System hat eben
nicht zur Beseitiguug der besteheudeu Wohnungsnot
geführt uud führen tonnen. Das Privnttnpitnl muß
deshalb sich wieder dem Wohunngsbau zuwenden. Es
ist nämlich uicht alleiu damit getan, daß »verhnnpt
jemand l>aut, soudern es ist für die deutsche Voltswirt¬
schaft auch außerordentlich wichtig,wer baut uud wer
auf die Dauer baut (Sehr richtig!), wem, die Volks¬
wirtschaft vou deu Fessel»,die ihr heute noch anhaften,
befreit werden soll.

Meine Damen nnd Herren, leider gehen ja auf
Gruud der heute bestehenden gesetzlichenBestimmungen
nnd Richtlinien über die Finanzierung des Wohnnngs-
banes die meisten Mittel dnrch die OesfentlicheHand.
Das muß aber nicht unbedingt zur Folge haben, daß
nun diese Mittel, die dnrch die OesfentlicheHand ver¬
teilt werden, auch wieder der Öffentlichen Hand
als ausführendem Ongan zufließen. Es ist durchaus
möglich,daß diese Mittel von den VertcilnngSstcllcn
dcm privatcu Baugcwerbe zugeführt werden.

Meine Damen nnd Herren, anf die Dnncr ist der
heutige Zustand ja auch uuhaltbar. Das Banen be¬
deutet heute ohue Zweifel ciu Risiko, uud zwar cm
recht großes Risiko, da Wir doch alle hoffen, daß der
Vanindex in, Interesse der nächsten Jahre sinken wird
(«nrnfdesAbgcurdnetenHoffmann: VerfrhlteSHoffen!)
Von diesen, Gesichtspunkt ans ist der private Ban-
nnternchmer, der bnnt, von vornherein an einer ord¬
nungsmäßigen, gründlichen und sorgfältigen Verwal¬
tung scincr crrichtctrn Hänser interessiert, da er cm
evcntnelles Risiko selbst tragen muß uud sein eigenes
Vermöge» znsetzt. Meine Damen nnd Herren, wenn
f>w Oeffcntlichc Hand baut und die gcmcmnntzigcnVnu-

fchlt dicscS Risiko (Znrnf dcs Ab¬
geordneten Hoffmann: Ist ja nicht wahr!), denn wenn
irgendwclchcFchlbcträgc eintreten, so mnß selbstver-
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ständlich wieder die Allgemeinheit diese Fehlbeträge
decken. (Sehr richtig! rechts.)

Meine Damen nnd Herren, interessant ist, das; auch
hei den eifrigen Förderern des tommiliinlcnWohnungs¬
baues, vor allen Dingen den Herren Oberbürger¬
meister», immer mehr die Einsicht Pla^ greift, daß eS
so nicht weitergehen kann. Ich erinnere hier an die
vortrefflichen Ausführungen, die nnser Kollege Dr.
Weitz von der Zentrnmspnrtei im vergangenen Jahr
in der Sonderbeilage der Kölnischen Zeitnng „Komniune
und Wirtschaft" gemachthat. Er kommt dort zu dem
Ergebnis, das; der kommunale Wohnungsbau als
Dauerzustand unbedingt abgelehnt werden muß, weil
er auf die Dauer eiuc untragbare Belastung für die
Gemeinden darstellt. Er hat auch in diesem Aufsatz deu
Standpnutt vertreten, das; die Finanzierung durch die
Hnuszmssteuermittel, wie sie heute vorgenommen wird,
als roh nnd unbefriedigend zu bezeichnenist. Meine
Dameu und Herren, selbstverständlich ist auf die Dauer
eine derartige Fiuauzieruug roh uud uubefriedigeud,
und es Ware im Interesse der Wirtschaft zn wünschen,
wenn diese beginnende Einsicht auch in weitere Kreise
gerade der Kollegen des Herrn Dr. Weitz dringe»
wurde. Leider sind wir davon noch weit entfernt.

Wnndrr» müssen wir nns, das; auch die Herren der
deutsche» «oltspartei dein vorliegende» Antrage zu-
M'stimmthnl,e», die Mittel restlos dem gemeinnützigen
Wohnungsba» znr Verfügung zu stellen, was doch
Prnlt,,ch bedeutet, das, die private Bnuwirtschaft leer
ausgehe» wird. Mei»e Damen und Herren, wir lönnen
nns des Eindrucks nicht erwehre», daß hier die Kreise,
me Interesse an der öffentlichen Bewirtschaftung des
Wohn»ng5markteS haben, ihren maßgebenden Einflnß
auch m de» Fraktionen aasüben, die a» sich den Grund¬
sätzen der Privatwirtschaft zustimmen müßten.

Meine Damen nnd Herren, wir können ans de»
borgetragenen Gründen dem Antrage, wie er vorliegt,
nicht znsti»,n«.„. Wir haben einen Abändernngsantrag
l, . '!"<^ l"'d bereit, den. Antrage znznstimme»,
wc»» das Wort „gemeinnützige"durch „private" ersetzt
^' .«.".""' '""'^" '""ne Frennde sich erlauben,
n, der Abstimmung die namentliche Abstimmung zu
benutmgeu. (Zuruf links: Sie sind ein Gemütsmensch!)

VorsitzenderDr. Ja rres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Witzler.

Abgeordneter Witz ler : Men.e Damen nnd Herren,
nch den Ausführungen meiner Freunde habe ich nicht

tlärnn^?^'/' -^ k"nn mich anf ei.ie ganz tnrze Gr-
cianing beschranken,und zwar zu dem Pnntt 7.
^nin,^ ?'"'.^"/^"' ^' Landesbank n.öge anch in
'?."''" den ha>.sbesttze,,den «'werbetreibende» lang¬
en Kredite gewalmm. Wir habe» ja a„s derDrnck-

Wche schm. gcsth,,,. daß der Fachansschnß die Ueber-
3 esbank^??/!"°^ "' '"' «erwaltnngsrat der
das M>" ^?" ^"'"al befürwortet. Wir bedaner»
°as. Hz« hatte» ger»e gesehe», daß der Provi»zialla»d-

tag zn niiserein W»»schc doch Stellung genommen
hätte. Man kci»» vielleichteinwende», n»d man hat es
jn auch schon getan, daß die Landesbank nicht daz» da
sei, private,, Gi»zelperso»c» Kredite zu gewähre».
Aber, »,eine Damen nnd Herren, Sie wisse» ja nnd
Sie haben das nns de» Ausführungen von soeben auch
schon entnoinmen, daß die Landesbank jetzt in An¬
sehung der Nöte der Landwirtschaft recht mobil gemacht
werde» soll. Ebenso gut wie das für die Landwirtschaft
möglichsein tann nnd möglich sein muß, kann das auch
für die mittelständigen Gewerbetreibenden ermöglicht
werde». Man hält »»s vor, die Lm>desba»t sei ja
eigentlich dazu dn, deu Komm»>ic»die nötigen Gelder
bereitzustellen. Ja, es ist schon richtig, daß sich die
Landesbank im Laufe der Jahre allmählich zn einem
ausschließlichfür die Kommuueu zur Verfügung stehen¬
den Kreditinstitnt misgrwachsen hat. Aber ursprüng¬
lich war es doch Wohl nicht so. Die Mittel der Landes¬
bank sollte!, doch ebenso gut, wie sie für die Zwecke der
Öffentlichen Hand bereitgestellt werden, auch für die
Bedürfnisse des gewerbetreibenden Mittelstandes, der
Handwerksmeister nnd der Hanseigcnt»mer, bereit¬
gestellt werde» können.

Vorsitzender Dr. Inrres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Kolaß.

Abgeordneter Kolaß : Meine Damen nnd Herreu,
»nscrc Fraktion, die Fraktion der SPD, hat z» der
Wohnnngsfrage in einem Antrage ganz besonders
Stellung geuommeu. Sie beantragt, dem Beschlnßent-
wnrf des ProviiizialnusschusseSriue» Zusatz hinzuzu¬
fügen, der lautet: „Für die Erstellung von Zwei-,
Drei- und Virrzimnierwohuungen für Minderbemittelte
einen besondere» ZinsverbittignngSfonds zn schaffe»',
um gerade für Minderbemittelte Wohiinngen zu er¬
stelle», die auch für die niedrigste» Einkommen tragbar
sind. Die Erstellung muß ans gemeinnütziger Gruud-
lage, nnd nicht, wie soeben der Vertreter der Wirt¬
schaftspakte! sagte, ans privater Grundlage erfolge».

Die Wohnungsfrage ist nicht nnr eine Wirtschaft-
lichc, so»der» gn»z besonders auch eine sozialpolitische
nnd wirtschaftspolitische Frage. Die Förderung des
WohniingSbnneS bedeutet natürlich eine Belebung des
Baugewerbes uud der damit verbundene» Schlüssel"
iüdiistrien. Dies hat auch der Vertreter der Wirtschafts¬
partei in seinen eben gemachten AnSführiingrn aner¬
kannt. Wenn der Wohuuiügsbau daruiederliegt, so liegen
damit gleichzeitigeine ganze Anzahl damit verbundener
Gewerbe darnieder. Zugleich ist damit, wie 'das ja «»->
den, Zentrnmsailtrage, der »ns nachträglichzugegang-e»
ist, hervorgeht, die Arbeitslosigkeit von Tansende», V"»
Zehntanscnden von Bauarbeitern in der Rhciuprovi»z
verbunden, da ja gerade das Baugewerbe eiucs der
wichtigstenGewerbe in der Rheinprovinz ist.

Nun ist der Wohnungsbau ja seit mehreren Monaten
abgedrusselt durch die »»erhörte» Maßnahmen °e.'
Reichsbantpräsideuten Schacht (Znrnf des Abgeordnete»
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Dunder: Durch die Politik der Reichsregiermig!) ^
nein, in erster Linie durch die Maßnahme» des Rcichs-
bantpräsidenten Schacht (Znruf links: In zweiter
Linie!), der durch seiue Maßnahmen dazu beigetragen
hat, das; die Unfnahme von Anleihen für die öffent-
l'cheu Körperschaften ganz bedeutend eingeschränktuud
dnniit natürlich auch der Kredit der öffentlichen Körper¬
schaften erschüttert wurde. Dara» hatten natürlich, wie
wir ans der Politik nud aus der Wirtschaft wisscu, die
Vertreter der Wirtschaftspartci, insbesondere die Ver¬
treter des Großkapitals, ein großes Interesse, weil sie
!W»z gut wissen, daß, wenn die öffentliche Wirtschaft
^'drosselt wird, daun die Privatwirtschaft wieder bessere
Geschäfte inachen kann. (Znrnf links: Höhere Profite!)

Wir gehen mit der Wirtschaft darin einig, daß die
Ankurbelung des Naumarltes uud der Industrien ein
«"»einsames Interesse ist, das der Wirtschaft und
natürlich nnch der in der betreffenden Wirtschaft be¬
schäftigtenArbeiterschaft dient. Aber wohin haben diese
Abdrusselnngsmaßnnhmen geführt? Die zur Zeit ver¬
einigte Stadt Wuppertal konnte im vorigen Jahre
zirka 7 Millionen RM nn Hauszinsstcnerhypotheken
ausgeben, im Jahre 1930 Wird die Stadt Wuppertal
kann, cüu Drittel des Wohnungsbanprogramms von
"29 durchführen können. Sie wird also kaum em
Drittel derHanszinsstenerhypotheke» aufwendenkönnen,
w'e es im vorigen Jahre der Fall war. (Hört, Hort
wi den Sozinldemolraten.) Die Stadt Wuppertal ist
"'ch nicht in der Lage, wenigstens bis hente mcht -
uw Stadtverwaltung gibt sich alle Mühe ^ "lf dem
Auleihcmnrlte die Mittel für ciucu verstärkten Woh¬
nungsban aufzutreiben oder auch nur für diesen be¬
schränktenWohnungsbau von einem Drittel des vor-

aufzubringen. Sie verweist die
^""genussenschaften »ud die Privaten darauf, daß »c
"ch die Mittel für den Wohnungsbau bis zu 100 Pro¬
zent zunächst selbst zu beschaffenhaben und daß nn
^nhre 1931 erst die HanszinssteuerhYPüthckenzur Mn-
tvagung uub zur Auszahlung zur Verfügung stehen.

Die Stadt Düsseldorf hat, »nie wir aus dem Woh¬
nungsbauprogramm dieser Stadt ersehen können, nn
^nhre 1929 rnnd 2180 Wohnungen erstellt. Im Jahre
">!0 kann Düsseldorf nur 1800 Wohnungen erstelle^
"lsu auch hier ,.„, „anz bedeutender Abstrich des Woh-
"uugsbnuprogrnmms uud damit ciue Verschlechteruug
l"-'r Arbeitsmarktlage nnd der Geschäftslage im Vau-
N^werbe und der damit verbundenen Industrien.

, Essen wird ebenfalls nach seinem Bauprogramm
'"nen Wohnungsbau bedeutend einschränken.

Die Stadt Köln wollte 1929 5500 Wohnungen bauen,
^w Schnchtschen Maßnahmen setzten aber schon Ende
°rs vorigen Jahres ei», so daß Köln uur in der Lage
war, 1<M s^M 5,590 Wohnnngen zu erstellen. Und statt
""" füllen in diesem Jahre nnr 4100 Wohnungen er-
urllt werden

In Remscheid liegen die Dinge so: im vorigen Jahr
33N Wohnnngen, in diesemJahr nur 210 Wohunngen.

Ich könnte diese Beispiele noch vermehren. Aber Sie
sehen aus diesen krassen Zahlen, wohin es führt, wenn
eiue Institution wie die Reichsbaut mit ihrem ver¬
sunkenenReichsbaukpräsideuteuSchacht es dahin treibt,
daß die OeffentlicheHand in einer solchen Weise ge¬
drosselt Wird. Es führt dnzn, daß die Arbeitslosigkeit
int' Unendlichegesteigert wird nnd daß natürlich nnch
das Baugewerbe uud die damit vcrbuudeuen sonstigen
Handwerterinteressen unerhörten Schaden darunter
leiden. Deshalb bitten wir Sie dringend, unserem An¬
trage, die Mittel und Darlehen der Landesbank von
5 Millionen RM auf mindestens 15 Millionen RM
für den Klrinwuhnnngsban zu erhöhe», zuzustimmen
und darüber hinaus auch dcu von nns gestellten Antrag
.ins ZiuSverbilligimg für Kleinwohnungen für Minder¬
bemittelte auzuuehme':.

Unser Kampf u , die Behebung der Wohnnngsnut
durch gesteigerte Bautätigkeit wird uoch uuterstützt
durch die Neichswohuuugszähluug, die vor einiger Zeit
vorgenommen wurde uud aus der hervorgeht, daß in
Deutschlaud 1,15 Millioneu Wohnungssuchende vor¬
handen sind, von denen 5? Prozent ohne selbständige
Wohnnng sind. (Abgeordneter Hoffmnnu: Hört, hört!)
Uud da»» eine solche unerhörte Abdrosseluug des
Wohuuugsbaiies, wie Sie es eben aus den Zahlen der
einzelnen Städte von mir gehört haben. Das ist ein
Znstand, der weder für die Wirtschaft, noch für den
Arbeitsmarkt, noch für den Wohnnngsmarkt tragbar
ist. Darum müsscu alle Institute: Laudesbauk wie
Rheinische Wohnnngsfnrsorgc uud Provinzmlvcrwnl-
tuug uud wer sonst alles iu Frage kommt, alle Mittel
anspannen, um deu Wohuuugsbau, uud zwar iu erster
Linie den gemeinnützigenWohnungsbau, zu fördern.
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.)

<Z3 tan» nicht augehen, wie hier der Vertreter der
Privatwirtschaft es tat, dcu privaten Wohnungsbau
mit dem gemciuuützigeu ans eine Stufe zu stelle».
(6uruf de" AbgeordnetemDr. Stein: Warum dem,
uicht^) Weuu Sie die Miete» des Privateu Wohuuugs-
baue^ auch bei Kleiuwohuuugeu, mit deueu des ge¬
meinnützigen Wohnungsbaues vergleichen,ganz gleich,
ob er von gemeinnützigenNauvcreinigungen oder von
Stadtverwaltnngen betrieben wird, so werden S,e
finde» daß der private Wohmmgsba» wcseutlich höhere
Miete» auch bei Kleinwohnu»gen z» verzeichueuhat.
^nrnf ans der Wirtschaftspartei: Umgekehrt!) Von
^lnien '»eine Herrschaften von der Wirtschaftspartei,
kann ich nicht erwarten, daß Sie nur zustimmen.(Sehr
,.l.btia' bei den Sozialdemolrate».) Sie werden natur-
i l d^ Gegenteil von den bestehende»Tatsachen be¬

bauten weil Sie ja Ihre Geschäfte zu machen ge-
dmkeu (Unrnhe bei der Wirtschaftspartei.) Wir sehen
allerdings die Dinge nicht vom Standpnnkte einer
lukrativen Geschäftsführuug aus au, souderu wir be-
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trachten sie vom Standpunkte der Interessen der
Minderbemittelten. (Zuruf des Abgeordneten Dnnder:
Siehe Vangenussenfthnft Freiheit in Düsseldorf!)

Nach dem Ergebnis der Zählung, die hier in der
Stadt Düsseldorf anläßlich der Reichswohnnngsstntistii
erfolgte, waren allein in der Stadt Düsseldorf 7740
Wohnungen als überfüllt anzusehen. (Abgeordneter
Hoffmann: Hört, hört!) Trotz dieser Tatsache eine
bedeutendeErmäßigung des Wuhnnngsbanprogrnmms!

Meine Herren, die hohe» Mieten sind in erster
Lniie zunächst einmal auf die huheu Baukosten zurück¬
zuführe», die ja ganz unerhört über den Baukosten
der Vorkriegszeit liegen. Sie kennen ja anch alle die
Bestrebungen auf den, Banmarkte und wissen, daß da
eine Besserung trotz aller Kritik auch uou deu Neichs-
stellen bisher nicht eingetreten ist. Die Uebersetznng
der Baukosten und die übersetzten Zinssätze für das
Leihkapital sind die Hauptmotive, die dazu geführt
haben, das; wir heute so unerhört hohe Mieten haben,
nud siud auch Aulnß dazu, daß Reich, Provinz nnd
Gemeinden dazu übergehen müsse», für die Minder¬
bemittelten Zinsverbilliguugen zu gewähren. Der
Provinziallandtag hat ja für die Kinderreichen bereits
derartige Zinsverbilliguugen beschlossen, die allerdings
ans die Massen der Kinderreichen bisher nicht haben
ausgedehnt werden können. Die Mietsätze der Vor¬
kriegszeit betrugen im Durchschnitt ein Sechstel bis
eiu Fünftel des Einkommens. Wie hoch liegen heute
die Mietsätze? Heute betragen die Mietsätze eiu Viertel
bis ein Drittel des Monatseinkommens. (Zurnf des
Abgeordneten Dnnder: Deshalb fort mit der Hans¬
zinssteuer!) Wenu Sie heute eiue Kleinwohnung, eine
Zweizimmerwohnung zu 30 bis 40 RM mieten und
dagegen den Durchschuittswocheulohuder ungelernten
Arbeiter, der Fabritarbeiter, mit kaum 35 NM netto
in Rechnung stellen, dann müssen Sie selbst zugeben,
daß eiue derartige Miete, die einen ganzen Wochenlohn
auffrißt, zu hoch liegt, und daß die betreffenden
Meuscheu, die darunter zu leiden haben — das ist die
breite Masse der arbeitenden Bevölkerung —, kaum
ihren notdürftigsten Unterhalt finden können und ihres
Lebens nicht mehr froh werden. (Znruf des Abge¬
ordneten Renner: Zollerhöhnng!) Darum legen wir
uicht so grußeu Wert auf die Erhöhung der Mittel für
hypothekarischeDarlehen, sundern legen den größten
Wert auf das Motiv der Ziusvcrbilligung für die
Miuderbemittelteu, die in einer Zwei- oder Drei¬
zimmerwohnung ihr Leben fristen müssen.. Wenn wir
100 000 RM für diesen Zweck beantragt haben, so ist
das noch kein Betrag, über den ein großer Streit aus-
zubrechen brauchte. Wir wünschen auch uicht, wie es
iu dem Ausschuß gesagt wurde, daß diese 100 000 RM
auf die Stadt- uud Landkreise aufgeteilt werden sollen.
Dann würden sie natürlich in nichts zerrinnen, in
unbedeutende kleine Teilchen zerfließen, sundern diese
100 000 RM sollen dem Ausschuß zur Verfügung ge¬

stellt werden, der auch die Mittel für Ziusverbilliguug
für kinderreicheFamilien zu vergeben hat, der in Ge¬
meinschaft mit der Rheinischen Wohnnngsfürsorge die
Prüfung solcher Fälle durchzuführen uud nach erfolgter
Prüfung auch im Giuzelfallc die Mittel zu vergebe»
hat. Da werde» unseres Erachteus in erster Linie die
gemeinnützigenWuhuungsbauunternchmungen in Frage
kommen.

Aber nicht nur die Pruviuzialvcrwnltnng ist in der
Lage, Zinsvcrbillignngen zn gewähren, sondern, wie
wir aus dem Bericht der Landesbank sehen, ist auch
die Laudesbant in der Lage, in großzügiger Weise aus
dem Reingewinn ihres Instituts Zinsvcrbillignngen
für bestimmteZweige der Bevölkerung zu gebeu. Wenn
Sie sich den Bericht der Landesbant, Seite 10, ansehen,
dann finden Sie, daß die Landesbank seit dem Jahre
1921 für die Landwirtschaft eine Zinsverbillignng von
rund 700 000 RM gewährt hat (Hört, hört!) für Dar¬
lehen, die der Landwirtschaft bei der Landesbank ge¬
währt wurdcu siud uder dort aufgenommen wurden.
Solange mn» in der Lage ist, aus dem Reingewinn
der Lnndesbanl in einigen Jahren rund 700 000 RM
Zinsverbillignng für die Landwirtschaft zu gewähren,
muß aber auch ernstlich erwugeu und geprüft werde»
— »»d diese Bitte richte» wir dringend an die Pro-
vinzialvcrwaltnng nnd auch a» deu Vorstand der
Landesbnnk ^, ob nicht in ähnliche»! Maßstabe a»s
dem Reingewinn auch Mittel zn Zinsverbilligiinge»
für den Klciuwohnuugsbau zur Verfügung gestellt
werden können. (Sehr richtig! bei den Sozialdemo-
kraten.) Was der Landwirtschaft recht ist, ist schließlich
auch der Arbeiterschaft (Zuruf liuks: der Rheinischen
Wohnnngsfürsorge!) billig. Wir verlangen ja gar
nicht, daß das wahllos geschieht, sondern durch Prüfung
des Ausschusses unter Mitwirkung der Rheinischen
Wohnnngsfürsorge. Wir tonnen keineswegs aner¬
kennen, daß die Landwirtschaft schlechter steht als die
Lohnarbeiterschaft. So schlecht, wie es der Landwirt¬
schaft geht, geht es der Arbeiterschaft schon lange. (Oho-
Nnfe rechts.) Anch der kleinsteBauer ist noch in der
Lage, einen Teil seines Lebensunterhaltes: Kartoffeln,
Korn, oder sonst etwas, auf seinem eigene» Acker für
sich selbst z» erarbeite». Das la»» der Arbeiter nicht.
Der Arbeiter nmß diese Lebcnsmittel, verteuert durch
die Profite des Zwischenhandels und des Kettenhandels,
auf dem Markt zu teuren Preisen taufen. Das braucht
der Landwirt, auch der Kleinbauer uicht. Der kau»
sich diese Dinge erarbeite». Ihm werden sie noch nicht
einmal bei der Gintommensteueruerrchnnngangerechnet,
während dem Arbeiter jeder Bissen Brot bei der Ein¬
kommensteuer angerechnet nnd versteuert wird.

Wir siud uicht dagegen, daß anch der Landwirtschaft
in wirtlichen Notfällen geholfen wird; so unvernünftige
Menschensiud wir ja gar uicht. (Rufe: Na! na! rechts.)
Aber was der notleidenden Landwirtschaft recht ist, ist
der notleidenden Arbeiterschaft billig. Darum ver-
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lange» wir mit Fug und Recht: Solange für diese
Kreise und für andere Kreise — z. B. für den not¬
leidenden Mittelstand, wie es hier gefordert wird —
Mittel, sei es in Form von Ziusverbilliguugen, sei es
in Form von niedrig verzinslichen Darlehen, znr Ver¬
fügung gestellt werde», solange muß natürlich auch der
Arbeiterschaft geholfen werden. Sehen Sie, der Land¬
wirtschaft werden von der Landcsbnnk ohnedies schon
llanz besondere Vergünstigungen gewährt. Ans Seite 10
Ihres Berichts finden Sie, daß die Landwirtschaft anch
"ne Vorzugsbehaudluug bei der Festsetzung der Be¬
dingungen für dc» Ncalkredit erhält: Für ländliche
Darlehen werden nur 7 Prozent Zinsen für gewährten
Rcnlkredit bei 91 Prozent Auszahlung verlangt; bei
den städtischenDarlehen dagegen werden « Prozent
Zinsen bei 93 Prozent Auszahlung gefordert. (Hört,
hört! links.) Sie sehen also, auch bei dem Ncalkredit
und bei der Ziusverbilliguug geuießt die Laudwirt-
schaft gnnz besondere Vorteile. (Ironischer Zuruf rechts:
Es geht ihr vorzüglich!) Wir erhebe» hier nochmals
mit besonderemNachdruck die Forderung, daß anch der
Arbeiterschaft durch Zinsvcrbilligungsfonds für die
Minderbemittelte» geholfeil wird. Es tan» »icht ge¬
nügen, daß nur den Kinderreichen geholfen wird,
sondern Sie müssen mich ^ das ist auch bevölkerungs¬
politisch richtig — den suugverheirateteu Ehepaaren
und denen helfen, die sich in den ersten Jahren der Ehe
^'finden nnd auf den kärglichen Wuchenlohn Uou 30,
N und 40 RM angewiesen sind. Auch für diese Kreise
darf, wenn Sie, bevölkerungspolitischgesehen, den Be¬
langen der gesamten Volksinteresse» Rechnung trage»
wolle», dns Giutommeu »»d die Gxistenzmöglichkcit
durch rine» allzu hohe» Ziusfuß nicht derart hcrunter-
cwdriicktwerde», daß sie nicht in der Lage sind, wcuig-
stens den notdürftigsten Lebensunterhalt zu fiudcn.

Ich sagte schon, in wirklichen Notfällen sind auch
wir dafür, daß der Landwirtschaft geholfen wird. Da-
llogen verlangen wir, daß auch dru minderbemittelten
Schichten, der Arbeiter- und Augestrlltenschaft,ebenso
ll»t geholfen wird, wie es bei der Landwirtschaft und
ähnlichen Kreisen der rheinischen Bevölkerung der
Fall ist.

Wir ersuche» Sie also, unter Würdigung der hier
geschilderten Verhältnisse, insbesondere unter Würdi¬
gung der Tatsache, daß der Wohnungsbau iu diesem
Jahre scharf abgedrusselt werden soll, alle Mittel hin-
i'chtlichder Realkredite, der Zwischeukrediteuud auch
der Zinsverbilligung durch Laudesverwaltuug uud
"andesbnnt zur Verfügung z» stelle», »m den Woh¬
nungsbau »»d damit das Baugewerbe und die damit
verbundene» Gewerbe mizutnrbel» »nd so dazu beizu¬
tragen, daß der Arbeitsmarkt entlastet nnd die Zahl
der Arbeitslosen im Laufe der Zeit bedeutendermäßigt
Werden kann. (Bravo! bei den Sozialdemokraten.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Krämer.

Abgeordneter Krämer: Wenn man zn dem Klein-
wohiuiiigsbnnprogramm Stellung nehmen will, so mnß
man erst einmal »ntcrsnchen: Warm» sind wir soweit
gekommen,daß die Wohnungsnot ins Unendliche ge¬
stiegen ist? Da kann man ganz interessante Fest-
steUmige» machen.

Zmuichst möchte ich einmal auf die Ausführuuge»
des Herr» eingehen, der vor mir hier gestanden hat.
Gerade die Sozialdemokraten sind es doch gewesen, die
im Jahre 1924 die Hanszinsstener mit geschaffenhaben.
Sie sind es doch gewesen,die mit dafür gesorgt haben,
daß man die Hanszinsstener für etwas anderes ver¬
braucht hat, als für de» Wohnungsbau. (Sehr richtig!
rechts.) Man hat die Hanszinsstener für den Polizei¬
apparat verbraucht. Die Verwaltungstosten werden
von Jahr zn Jahr mehr gesteigert und so dem Woh¬
nungsbau die Mittel weggenommen. Mau hat unter
der Aera Braun, Srveriug, Grzcsiuski auch die hohe»
WohuungSzuschnßgelder beschlossen, wonach es den
hohe» Beamten möglich ist, allein eiue Villa zu be¬
wohne», wogegc» das Proletariat mit 8 und 9 Per¬
sonen in den kleinstenZimmern Hausen m»ß.

Gester» hat im Fnchmisschnß Herr Abgeordneter
Hagen ». a. erklärt, daß in Deutschland der Arbeiter
gegenüber den Nachbarländern viel z» hohe Löhne habe.
(Abgeordneter Nohl: Hört, hört! Znruf des Abge¬
ordnete» Dmider: Hngen verdient ja nnch nichts mehr!)
Ich weiß nicht, was diese Ausführungen besagensollen.
Wir haben gestern schon im Fnchmisschnßdc» treffen¬
den Znruf gemacht, man folle sich als Generaldirektor
einmal mit diese» „hohen" Löhnen begnügen. Da»»
würde mm, vielleicht solche Aeußerungen in Zukunft
unterlassen.

Wie sehen min die „hohen" Löhne in Wirklichkeit
ans? Dazu ciu paar treffende Beispiele. Man hat
in Duisburg auch eine sozinldemokrntische Vmigenossen-
schaft. (Z»r»f des Abgeordnete» Dunder: In Düssel¬
dorf auch, die hat bankrott gemacht!) — Ich möchte
damit auf mciueu Vorredner nochmals zurückkommen. —
Dort hat mau Wohnungen erstellt, die drei Monate
laug leergelegen haben. Kein Arbeiter war in der
Lage, diese Wohnungen zu beziehen,weil man zunächst
eiumnl 500 RM aufbringen muß, um eiue solche Woh¬
nung z» bekommen,nnd man zweitens für eine Vier-
zimmerwohmmg die bescheidene Snnnne von 90 RM
verlangte. Wenn ein Arbeiter für eine Vierzimmer¬
wohnung keine 90 RM aufbringen kann, uud der
Abgeordnete Hagen sagt dann, der Arbeiter in Dentsch-
land bezöge im Vergleich mit den Nachbarländern die
höchsten Löhne, so frage ich Sie, wo da»» diefe höchsten
Löhne bleibe». Wo habe» wir den Notstand inner¬
halb des Proletariats zn suchen? Wen drückt die
Wuhnu»gs»ot? Das ist eine konkrete Frage, die an¬
geschnitten werden mnß. Ich möchte Ihnen da ein
paar Beispiele anführen.
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Im Kreise Vertheiln hat man für die Proleten
100 Eisenbahnwagen als Wohnungen aufgestellt; dabei
wurden in einem Raum bis zn 8 Personen unter¬
gebracht. (Znrnf rechts: Wo denn?) Ich habe schon
gesagt, wo es ist, Sie müssen nächstens besser auf¬
passen. Meine Herren vom Zentrum, Ihnen möchte
ich da etwas sagen: Wo bleibt denn die christliche
Moral, die Sie dauernd predigen, wenn in einem
einzigen Eisenbahnabteil der Vater, die Mntter, eine
erwachseneTochter von 17 Jahren, ei» Sohu von
lü Jahren und noch mehrere kleine Kinder uuter-
gebrnchtsiud, die dort lochen, essen und schlafen müssen?
Wenn in einzelnen Kommunen Arbeiter den Autrag
stellen, ihueu eiue größere Wohuuug zur Verfügung
zu stelle», uud die Zrutrumspartei nimmt dagegen
Stellung, dann soll mau wahrhaftig nicht mehr vou
einer christlichen Moral reden. (UnverständlicherZurnf
des Abgeordneten Elfes.) — Du kommst jo nachher
zum Wort.

Wir haben vor drei Jahren in Düsseldorf eine Aus¬
stellung gehabt, die Gesolei, Grsuudheitspflegc, soziale
Fürsorge uud Leibesübungen. Ich kann Ihnen er¬
zählen, das; die Gesolei uuch fortlebt. Wir haben im
Kreise Mors iu der Stadt Homberg uoch eine Gesolei.
Wir haben dort Barackenvon den Belgiern übernehmen
müssen, uud man ist dazu übergegangen, Leute in
diese Baracken hineinzustecken. Die Baracken wimmeln
von Wanzen und Ungeziefer schlimmsterArt. Dort
taun man den Ansdrnck „Gesolei" sehr gut gebrauchen,
weil man in diesen Vnrnckeu Leiuesübuugen, soziale
Fürsorge nud Gesundheitspflege findet. Daher hat
man diesen Baracken den Namen Gesolei beigelegt.
(Abgeordueter Nohl: Sehr gut!) Wenn man an den
verschiedenstenEnden versucht, Mittel so einzusparen,
daß die Familien nicht mehr untergebracht werden
tonnen, oder auf öffentlichen Plätzen lugiereu müssen,
oder in einem Nanm zusammengepfercht liegen, so
züchtet man ohne weiteres die Tuberkulose. Würde man
dafür sorgen, daß man größere Wohnungen für Woh¬
nungssuchende zur Verfügung stellt, so könnte man
bestimmt beim Wohlfahrtsetat eine gnuzc Summe
Geldes für die Tuberkulosefürsorge sparen.

Wir als kommunistische Fraktion beantragen daher,
daß die Mittel, die in dem suzialdcmotratischenAntrage
vorgesehen sind, nicht an private gemeinnützige Gesell¬
schaften gegeben werden, sundern ausschließlich dem
tummnnaleu Wohnungsbau zur Verfügung gestelltwerden.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat der
Herr Abgeordnete Dr. Letz.

Abgeordneter Dr. Leh : Meine Damen und Herren,
nn nlteu Staate Ware,: die Institute der Öffentlichen
Hand weniger solche, die auf Zius- und Geldgeschäfte
ausgnigen, sondern Sparkassen,Laudcsbant usw., waren
die Geldgeber der Bauern, der Wirtschaft, der Gewerbe¬
treibenden ufw. zu einem geringen Prozentsatz. (Znrnf

des Abgeordneten Dunder: Wirtschaft oder Landwirt¬
schaft?) Das war gesund uud richtig. Heute siud diese
Sparkassen, diese Laudesbauken nicht mehr zu diesem
Zwecke da, sondern sie sind (Zuruf des Abgeordneten
Nohl: vollständig verjudct!), durch die allgemeine Ent¬
wicklung unseres Geldwesens, dadurch, daß das Geld
absolut die Herrschaft über die Arbeit gewonnen hat,
durch die Iuflatiou, die Zinsenwirtschaft nsw. das
geworden, was der Bautier, der Fiuauzmaun mit ihnen
vorhatte. (Zustimmnug bei den Nationalsozialisten.)
Die Moral, die früher darin war, ist in dieser Art nicht
mehr vorhanden, sundern mau macht Ziusgeschäfte,
Wechselgeschäfte, mau kauft Aktien und Devise», alles
Sache», »nt de»e» sich cige»tlichdiese öffentlichenGeld¬
institute uicht abgeben! dürften. (Sehr wahr! bei den
Nationalsozialisten.) Heute tauu die Wirtschaft uicht
mehr zu den Ersparuisscn ihrer Arbeit greifen, sondern
sie hält sich in den Vorzimmern der reichen Bautiers
auf und bettelt da. (Sehr richtig! bei den National¬
sozialisten.) Dann ist sie natürlich in der Hand dieser
Herrschaften. (Zuruf links: Der Juden!) Wir sehen
das auch hier. Die Landesbank nimmt ganz ungeheure
Zinssätze, die in gar keinem Verhältnis dazu stehen,
wie die Arbeit heute ertragreich sei. (Zuruf des Abge¬
ordnete!! Dnuder: Nieder mit der Ziüstuechtschaft, frei
nach Mussolini!) Meine Damen und Herren, die
Gelder, die zur Verfügung sind, laufen auch nicht in
die Kanäle, die ehemals den Staat getragen haben, zu
dem fleißige» Privatmanne, zu dem Bauern, zu dem
Gewerbetreibenden; nein, sie laufen zn „gemein-
uützigeu" Banvereineu, gemeiunützig nicht etwa für das
Volk, sonder» gemeiuuützig für einige Funktionäre, die
dort einen Unterschlupf finden. (Beifall bei den Natio¬
nalsozialisten.) Ich habe das Beispiel in Wiesdorf
gehabt; da hatten wir eine solche gemeinnützigeBau¬
genossenschaft, Da schlüpften sie alle unter, von der
KPD. bis znm Zentrum. (Sehr gut! bei dcu National¬
sozialisten.) Bald war der oben, bald war jener oben.
Hatte der eine den Säckel voll, so trat er eben ab uud
ließ den audereu einmal heran. (Sehr gnt! bei den
Natioualsozialisteu.) Ich habe da vor drei Iahreu
Diuge aufgedeckt, daß es einfach crstauulich war, daß
der StaatSauwalt uicht eingriff. (Abgeordueter Hoff-
mann: Hört, hört! Weiterer Znrnf: Gin kleiner
Napoleon!) Ich habe in einer öffentlichen Versamm¬
lung die Leiter dieser gemeinnützigenBaugenossenschaft
mit „Lumpe»" und „Verbrecher" bezeichnet. (Hört,
hört! bei den Nationalsozialisten.) Sie klagten »icht.
sie dachten gar nicht daran. (Znruf des Abgeordneten
Hanck: Die scheute»die Pruzeßtosten!) Wir haben dort
aufgezeigt, daß wahusiuuige Wncherzinsen genommen
worden waren, und daß Herr Christian Lützentirchm
in Wiesdurf-Levertuseu z. V. sich ein ganz ungeheures
Vermögen zusammengeholt hat ans dieser gcmein-
»ützigeu Baugeuossenschnft.(Hört, hört! bei den Natio¬
nalsozialisten.) Er lieferte den Kies, d. h. das machte'
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seine Tochter. Die Kiesgcsellschaft ging auf den Namen
seiner Tochter. Er holte bei der Bank das Geld, und,
wen» es hier nicht war, fuhren sie zum Bankier nach
Verliu. Haben wir es in Gngelstirchcn nicht genau
s" gesehen, daß ein ungcheurer Schwindel getrieben
wurde? Haben wir es nicht auch bei Neustadt gesehen?
Ich habe eingegriffen, wo ich etwas entdecken konnte.
In all den Gemeinden war eine ungeheure Korruption,
d'o sich auf diesem System aufbaute. Deshalb sageu
wir: Die Gemeiuuützigkeit ist iu diesem Falle nichts
anderes als ein nngehener suzialdemotratischcr Kor-
l'uptwnsherd. (Zustimmung bei deu Natioualsozialistcu.)
Weiter uichts. Wir lehnen das ab.

Meine Damen nnd Herren, es wird immer und
allein nur für den Wohnungsbau in der Stadt gesorgt.
Auf dem Lande ist die Wohnungsnot mich ungeheuer
>N'uß. Nächstens soll ja der Fachausschuß für die
Vmiernschaft einmal nach der Gifel fahren. Ich möchte
Sie bitten, sich bei dieser Gelegenheit einmal die zer¬
fallenen Hütten anzusehen, in denen der Eifelbauer
wohnen nmß, sich einmal anzusehen, wie dort diese
fleißigen Meuschen, zusammengepferchtmit dem Vieh,
">f der Diele und in den Zimmern hernmhanscn
müsse».

Sie, nieine Herren Kommunisten, reden von Klein-
uud Großbauer,!. Sie wollen in die Landwirtschaft
"en Klnssengedantenhineintrage», aber da helfen Sie
"U'lt! Wenn wir das Wuhnungselend auf dem Lande
»>cht ebenso beheben wie in der Stadt, dann sägen wir
"e Wnrzel unseres Voltes nb. Vom Lande kommen
unmlich die Menschen in die Stadt nnd bringen immer
wieder frische VInt. (Sehr richtig!) Aber wie will
">nn in diesem System deu Wohnungsbau überhaupt
Münd und richtig machen? Gs ist einfach uudeutbar,
Mj das bei deu wahusiuuigeu Ziussätze» durchgeführt
werden kann. Gestern hörten wir in deu Ausschüsse»
""»eine»! angeblichen Westprogramm. Aber dabei
"»rde immer wieder betont: Ja, Wenn wir das Geld
Negr», Vielleicht bekommenWir 20 Millionen. Dann
nm der Rechcnstiftheraus, daun wurde verteilt. Dnuu ^

untte» sie sich j„ ^.„ H^ren, „h dieser oder jener
'"'eis etwas mehr oder weniger haben sollte. Und
nnnier wieder, wenn man fragte: Wird das Geld denn
"'ch vorhanden sein?, hieß es: Das Weiß man nicht,
u^s ist seh,. fr,^lich. W^, s^„ Ihnen schon hcnte:
7" dieser Finanzlage, in die das Reich durch eine
""mmhrige Finanzwirtschaft gekommenist, wie sie un-
leyenerlichcrin der Weltgeschichtenicht zu verzeichnen
'n (Znruf des Abgeordneten Hanck: Durch deu Krieg!),
mnu keine Hoffnung vorhanden sein, daß hier dem
festen 20 Milliuncu zur Verfügung gestellt werden
°'"'"l. (Zuruf ^„^, imtioualsozialistischcnAbgeord-

""en: Wuher denn?)
Meine Damen und Herren, ich sehe hier einen Herrn

"ullrge,l im Saal, der schmunzelt und lächelt. Er
'""ß genau, daß die Gemeiudeu, ebenso wie die Stadt

Kolli, heute schou iu seinem Vorzimmer um Geld
bettelu müssen. (Abgeordneter Hanke: Hört, hört!) Gr
weiß, daß alles, was wir hier machen, bloß eine Fnree,
eine Kulisse ist, nm das Elend des Voltes zu verdecken.
Man will damit bloß dem Volke Sand in die Augen
streuen. (Sehr wahr! bei den Nationalsozialisten.)
Meine Damen nnd Herren, wir werden schon dafür
sorgen, daß das Volt klar sieht. Wir werden ihm sagen,
daß bei einer Arbeit, wie sie hier geinacht wird, das
Volk niemals gesunden kann. (Abgeordneter Hanke:
Sehr richtig!) Die Wohnungsnot in unserem Volke
ist nngehener groß. Sie ist der Gruud all dessen, was
wir Zerfall unserer Knltnr nennen. Das Zentrum
eutrüstet sich darüber, wie unsere Jugend verdirbt.
Bitte sehr, meine Herren, schaffen Sie mit und sorgen
Sie dafür, daß diese Jugend gesund wohnen kann.
Dann wird sofort auch hier wieder ein Aufstieg möglich
sein. Solange Sie dafür aber keinen Sinn haben ^
schöne Worte nnd Phrasen tun es hier nicht, sondern
einzig nnd allein ein klares Programm (Sehr wahr!
bei den Nationalsozialisten) —, ist alles andere nichts
wie Heuchelei.

Meine Dameu uud Herreu, wir werden dem An¬
trage der Wirtschaft zustimmen, der da verlangt, daß
die gemeinnützigeVauwirtschaft abgebaut wird uud
dafür wieder der Uutcruehmergeist uud die Verant¬
wortung des einzelne» Menschenmaßgebend ist. (Znrnf
eines kommiiüistischcnAbgeordnete»: Kollektivwirt¬
schaft!) Mein lieber Freund, Kollektivwirtschaften,wie
Sie sie in Rußland haben, wollen wir allerdings nicht.
Wir wolleil keine Kollektivwirtschaften,wobei der Vaner
»nt der Brotkarte i» der Hn»d nach seinem Brot
suche» mnß. Wir wollen nicht, daß die Jugend iu eiu
Elend und in einen Schlamm hineingeführt wird, Wie
Sie ih» dort habe». Fange» Sie »iit Ihrer Kollektiv¬
wirtschaft erst einmal bei Ihrer „Roten Fahne" an, damit
die nicht anch z» dem Herr» Kollege» Ionis Hagen
gehen nnd Geld pumpen mnß. Merken Sie sich das!
(Zuruf des Abgeordnetem Hnnkc: Ihr pumpt vou
Jakob Guldschmidt, von der Darmstndter National-
bant!)

Wir werden diesen Haushalt uicht bewillige,,, wie
ich gleich hier sage» möchte. Wir lehne» den Gesamt-
hanshalt ab, weil es keinen Sinn »nd leinen Wert hat.
Nennen Sie das etwa praktische Arbeit, wenn Sie Ihr
Geld hier absitze» müsse»? (Znrnf eines kommunisti¬
schen Abgeordneten: Sie müssen einmal chemischnnter-
sucht werdeu!) Das Volk dort oben (Redner weist auf
die Tribüne) versteht unter praktischer Arbeit etwas
anderes; das sage ich Euch. (Zuruf des Abgeordneten
Gerlach: So dnmn, sind die nicht! Znrnf des Abgeord¬
neten Hoffmann: Sie müssen chemisch nntersncht
werden!) Ihren Kot müssen Sie ciumal untersuche,,.

Meine Damen nnd Herren, die Herrschaft des
Geldes, die gerade hier in den, Etat der Landesbank
zum Ausdruck kommt, kann nur dann gebrochen werden,
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wenn die Banken sozialisiert sind, wenn das Geldwesen
nnd der Geldverkehr, genau so wie die Pust und die
Eisenbahn, dein Staate übergeben werden. (Sehr gut!
bei den Nationalsozialisten.) Wir werden erst wieder
gesunde Verhältnisse erhalten, »nenn wir auf der
anderen Seite die Produktion absolut selbständig machen,
wenn wir dafür sorgen, daß der Mittelständler, der
Vnucr, der Gewerbetreibende wieder Herr in seinem
eigenen Hanse ist. Wir wollen die Produktion selb¬
ständig machen. Aber, Herr Lonis Hagen, das wünschen
wir, das; wir es noch einmal erleben, daß Sie erwerbs¬
los werden. (Lauter Beifall bei den Nationalsozialisten,)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Renner.

Abgeordneter Renner: Ich möchte zu der
Frage der Förderung des gemeiuuützigeu Klcin-
wuhuuugsbaucs ciumal das Problem hervorhebe»,
das uns im vorigen Jahre schon beschäftigt und
dazu geführt hat, daß der Landtag eiue Ein¬
gabe an die Reichsrogieruug annahm. Bekanntlich
wurde der Kleinwohnungsban in den vergangenen
Jahren wesentlich dadurch gefördert, daß aus
dem Vermögen der Neichsversicherungsanstalt Dar¬
lehen gegeben wurdeu. Diese Möglichkeit war
bereits im vorigen Jahre dadurch erheblich ein¬
geschränkt worden, daß die Neichsregiernng den ge¬
samten Zuschuß an die Versicherungsträger in der
Höhe von M0 Millionen nicht in barem Gelde, sondern
in Schuldverschreibungen des Reiches zur Neber¬
weisung brachte. Wir haben damals auf die Folgen
dieses Ausfalles der Barmittel hingewiesen. Das
Zentrum und die Mehrheit des Hauses hat unseren
Antrag im vorigen Jahre unterstützt. Wir stellen nun
fest, daß die Praxis des vorigen Jahres bezüglich der
Ueberweisung des Zuschussesdes Reiches an die Ver-
sicherungsträger in diesem Jahr wiederholt Wird. In
diesem Jahre beträgt der Gesamtreichsznschnßllil! Mil¬
lionen RM Er soll nach sicherer Information dadurch
abgegolten werden, daß die Regierung den Vcr-
sicheruugstrngern Aktieu der Deutschen Neichsbahu-
gesellschaft überweist. Die sind aber ebensowenig
veränßerlich wie die Tchnldverschreibnngeudes Reiches.
Damit entfällt auch diesmal eine wesentlicheMöglich¬
keit, den Kleinwohnungsbau aus Darlehnsmittelu der
Vrrsicherungsträger zu fördern. Wir glauben, das
Haus auf diesen Ausfall aufmerksam macheu zu müssen.
Die Politik, die im vorige» Jahre der sozialdemokra-
tischc Finanzminister Hilferding betrieben hat, wird in
diesem Jahre durch seinen bürgerlichen stellvertretenden
Nachfolger — stellvertretender Nachfolger insofern, als
er ja auch bald wieder abgelöst wird — wiederholt. Ich
glaube, daß der Provinziallandtag allen Anlaß hat, bei
der Reichsregierung nn die vorjährige, nicht ein¬
gelösteResolution zu erinnern.

Vorsitzender Nr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Witzler.

Abgeordneter Witzler: Die Ausführungeu der
beide» Herren von der sozialdemokratischenund der
kommunistischenFraktion veranlassen mich, einiges zu
dem hinzuzufügeu, was ich vorhin vorgetragen habe.
Nie Ausführungen des kommunistischen Redners
sowohl wie auch die des sozialdemokratischenKollegen
warcu jedeusnlls nicht getrübt von irgendwelcher Sach¬
kenntnis hinsichtlich der Wohnungsmieten. (Zuruf des
Abgeordneten Nenner: Die haben Sie iu Erbpacht
genommen!) Jedenfalls weiß ich es sehr genau, weil
ich es am eigenen Leibe erfahren habe, wie es mit den
Mieten aussieht. Meine Damen und Herren, wenn
ein Mieter nicht das Unglück hat, gerade in Dussel-
dorf oder in Köln in einer stark frcguenten oder
teuren Wohnstraße zu wohne», dan» kann ich den
beiden Herren Redner» hier die Versicherung geben,
daß die Hausbesitzer im ganze» Rheinland außer¬
ordentlich froh wären, wenn sie 25 Prozent des Lohnes
als Miete bekämen. Was Sie vorbrachten, sind
Phantasiepreise, die vielleicht höchstens von den
sogenannten gemeinnützigen Vangesellschaftenerhoben
werden, nicht aber von den Besitzern der alten Hänser.

Meine Dann:» und Herren! Was überhaupt den
gemeinnützigen Wohnnugsban anlangt, so stehen wir
auf dem Standpunkt, daß sie mit aller Gemein¬
nützigkeit der Wohnungsbauteu, namentlich auch für
kinderreicheFamilien, tatsächlichnn den wirtschaftliche»
Verhältnissen der Mieter nichts ändern. Sie können
noch soviel gemeinnützigeWohnungen baueu, sie könne»
noch soviel Hänser dahinstelle», sie werde» ihuen nichts
nützen, wenn sie keine Mieter finden, die in der Lage
sind, die Mieten zu bezahlen. (Zuruf des Abgeord¬
neten Nenner: Finden Sie denn diese Mieter?) Meine
Damen und Herren, sorgen Sie erst durch einen ver¬
nünftigen Abbau der eigentumsfeinblichen Gesetz¬
gebung, nnd zwar an dem lange» Hebelarm in Berlin,
dafür, daß die Leute wirklich in die Lage versetzt
werde», Geld zu verdienen und damit auch besser Miete
zu bezahle». Durch Ihre eigentnmsfeindliche Politik,
die sich namentlich gegenüber den privaten Haus¬
besitzern in geradez» katastrophaler Weise ansgewirn
hat, haben Sie die Arbeitslosigkeit verschuldet. (ZurM
des Abgeordneten Renner: Ihr Icl,t ja schon zehn
Jahre von diesem Quatsch!) Wir siud gar nicht in'
Zweifel darüber, daß das Daruiederliegen des gauze»
Baugewerbes auf die besitzfeindliche Gesetzgebung
zurückzuführeil ist, die Sie inauguriert haben. Leider
habe» sich bürgerliche Parteien gefunden, die die nötige
Hilfsstelluug z» dieser Politik geleistet habe». (Ab¬
geordneter !),'. Stein: Sehr richtig!) Vorhin hat einer
der Redner gefragt: Ist es mit der christlichen Moral
in Einklang zn bringen, wenn die Lente gezwnnge»
sind, in Baracken oder in Eisenbahnwaggons zu woh¬
nen? Meine Damen und Herren, wir sind uns alle
darüber einig, daß das gewiß keine Wohnungen sinb,
die man irgendeinem Mensche» wiuischen sollte. Aber
wir stehe» auf dem Standpunkt, daß eine schlechte
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Wohnung in den meisten Fällen immer noch besser ist
als gar keine, (Zuruf des Abgeordnete» Nohl: Jedem
das Seine!) Oder wollen Sie lieber, daß diese Leute
mit ihren Familien auf die Straße gesetzt werden?
Neun die Leute ein Dach über dem Kopfe haben, sind
sie wcuigsteus vor den Unbilden der Witterung
geschützt. (Zuruf des Abgeordneteu Neuner: An jeder
Straßeneckewerden neue Kirchen gebaut!)

'Es 'st auch von dem Ungeziefer gesprochenworden,
°as man dort angetroffen hätte. Meine Herren, so¬
lange die Baracken und die Eise«bnh»wnggo»s leer
waren, wäre» jedenfalls keine Wanzen darin. (Zuruf
°es Abgeordneteu Neuner: Dazu kann man bloß Pfui
Mae»!) Das Ungeziefer ist doch jedenfalls erst hincin-
nekommen. nachdem Menschen darin waren, (Laute
Entrüstuugsvufe links.) Entrüsten Sie sich nur, über
°>e Tatsache»kommenSie nicht hinweg. Ich habe mir
°>ese Baracken und Eisenbahnwaggons sehr genau an¬
gesehen. (Andaucrude Entrüstung bei den Kom¬
munisten.) Ich kann Ihnen die Versicherung geben:
^s gibt Hauöfrancn, die imstande sind, auch diese
Elsenbahnwaggons ganz wohnlich auszustatteu und
',e sauber zn erhalten. Jedenfalls sind diese Unter-
Uinfte immer noch Kesser, als wenn die Leute auf der
^«aßc Ingen. Möwe Namen uud Herren! So
Massen Sie das Elend, über das Sie so klagen, nicht
"'S der Welt. Treten Sie dafür ein, daß die Kapital-
u'lduugsmöglichkeit im Mittelstande und namentlich im
'nvateu Vnngewerbe wiederhergestellt Wird, und
Waffen Sie den gemeinnützigen Wuhnnngsbnn, den

man besser „gemeingefährliche,,"Wohnnngsbau uennen
"Ute (Bravo! bei der Wirtschaftspartei.), endlich ein¬

mal nb. (Znriif drs Abgeordneten Sclbmnnn: Dn ist
,^ Pferdefuß!), Sie brauchen ja gar nicht so weit
A "ehe,,, Nie haben ja hier in Düsseldorf bei der
^uhnuugsbauncuossc»lschast „Freiheit" hie Pracht-
°n,tcu Erfahrungeu auf diesemGebiete gemacht. Diese

"Mhrnngen haben sich in geradezu erschreckendem
'-laße ,„ ^^^.^ mögliche» Städten vermehrt. Das ist
"er klare Beweis dafür, daß Sie mit dem gemeinnützige»
^'"ungsbaii das Wohnungselcnd nieumls aus der
l^"t schufen w'crdeu. (Zuruf des Abgeordneten
"erlach: Wie luar es 'denn mit der Privatfirma

"lz <K Schmutz?)
Vorsitzender ,),. Iarres: Das Wort hat .der

""r Abgeordneter Dörr.
abgeordneter Dörr: Meine sehr verehrten

Manien und Herren! Die Vertreter der äußersten
"Meu wie der äußerste» Ncchtenglauben das Zentrum
Nr ^'^ Zentrumsfraktion dieses Hauses für das
"iUHuuugselend verantwortlich machenzu müsse«. Da
' uchte ich Koch zunächst den, Vertreter der Linken
'ulgendes ins Gedächtnis zurückrufen: Als im vorigen
^ovinziallandtag auf Veranlassung der Zcutrums-
naltiou 300 000 NM zu Mietzinsverbilligungen für
überreiche Familien zur VerfÜMUg gestellt werden

'""te», lM das die Fraktion der tommnnistischen

Partei abgelehnt. (Zuruf des Abgeordneten Dunder:
Sie hat es auch begründet!) Das ist die praktische
Wohnuugsfürsorge, die Sie betreibe». Das zeigt, wie
Sie dem armen Volk ans dem Wohuungselend heraus¬
helfen wollen. Wir wissen gauz genau, weshalb Sie
eiuc» solche» Stnudpuukt eiunehmcn: „Sie wissen
genau, daß in dem Augenblick,wo wir diese Familien
aus ihren elenden Wohnbarackcn herausholen, sie die
Verbindung mit Ihnen lösen werden. (Zuruf des Abg.
Selbmann: Warum tun Sie es denn nicht?) Meine
Herren, auf dem Stnudpuukt haben alle vernünftigen
Sozialpolitik',- immer gestanden, daß die beste Sozial¬
politik die lst, baß man der Familie eine vernünftige
Wohnung schafft.

Der letzten Seite des Hauses möchte ich folgendes
sagen: „Ich glaube, das Zentrum, besonders die
Zentrumsfraktion dieses Hauses darf für sich in An¬
spruch nehmen, hier schon mit diesen brennenden
Fragen sich beschäftigt zn haben, als von Ihnen noch
niemand hier war. (Zuruf des Abg. Nenner: In der
demagogischstenWeise sogar!)

Nun ein Wort zu der Ziusvcrbilligimg an sich.
Die Zcntrnmsfrattion begrüßt es, daß es auch in diesem
Jahre möglich ist, die im vergangenen Jahre znr Ver¬
fügung gestellten 300 000 NM für die Mietzins-
verbillignng kinderreicherFamilien zu verwenden. Sie
begrüßt es umlomehr, als die Anregung hierzu ja von
ihr ausgegangen ist. Ich glaube, heute ist sich in diesen,
Hause, vielleicht abgesehen von den Herren Kom»
munisteu, niemand mehr darüber im Uuklareu, daß die
Bewilligung dieser Gelder eine außerordentlich segens¬
reiche Wirkung ausgelöst hat. (Zuruf des Abgeord¬
nete» Nenner: Ein Tropfe» auf den heiße» Stei» ist!)
We»» ich Ihnen den Nachweis erbringe, daß von den
1750 kinderreichen Familie», denen im vergangenen
Jahre diese Zuschüsse bewilligt worden sind, allein
00 Prozent dem Arbeiterstande angehören, dann ist es
wohl um so verwerflicher,daß Sie als die angeblichen
Vertreter der Arbeiterbevölkernug es wagen, gegen
derartige Anträge zu stimmen.

AIs Mitglied des Ausschussesfür die Verteilung
dieser Gelder habe ich das Bedürfnis, bei dieser Gelegen¬
heit der RheinischenWohnnngsfürsorge für ihre sehr
mühevolleArbeit gerade,in dieser Beziehung den herz¬
lichstenDank zum Ausdruck zu bringen. (Zuruf des
Abgeordnete» Nenner: Sie haben anscheinend auch
schou eine Wohnung davon bekommen!) Nein, die habe
ich nicht, obwohl ich 0 Kinder habe. (Zuruf des Ab¬
geordnete,, Neuner: Das ist bei Ihnen erklärlich; Sie
sitzen in der richtigen Partei!) Sich mit Ihnen über
diese Dinge auseinander zn setzen, wäre ja vollständig
müßig. (Zuruf des Abgeordneten Nenner: Seid
fruchtbar und mehret euch!)

Nuu ein Wort zu dem sozialdcmokratffchcnAntrag,
100 000 NM zur Zinsverbilligung für zwei-, drei- und
uierrnnmige Wohnungen znr Verfügung z» stelle».
Die Zentrumsfraktion ist sich darüber klar, daß es
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zweifellos wünschenswert wäre, auch noch diejenigen
Kreise zu bedenken, 'die man hier in diesem Antrag er¬
fassen will. Aber abgesehen davon, daß uns ja durch
die Finanzlage der Provinz gewisse Grenzen gezogen
sind, glaubt die Zentrumsfrattion auch den Stand¬
punkt vertreten zu müssen, daß im gegenwärtige»
Augenblick dadurch, daß man eiuer kinderreichen Fa¬
milie mit 7, ^ oder gar noch mehr Kindern aus
einer zwei- und drciriiumigen Wohnung heraushilft,
weil sie ihren Verhältnissen nicht mehr entspricht, ganz
automatisch zwei- und dreiräumige Wohnungen für
jüngere Ehclonte und Familien mit weniger Kinderu
frei werde». Ich darf für mich in Anspruch nehmen,
Tag für Tag Praktisch mit diese» Hingen in Ver¬
bindung zn stehen, und ich kann Ihnen sagen, daß die
Erfahrungen, die ich gesammelt habe, das vollauf
bestätigen.

Auf der anderen Seite sind wir nns aber anch
darüber einig, daß im gegenwärtigen Augenblickeaus
sozialen, kulturpolitischen, bevölkerungspolitischennnd
sittlichen Erwägungen unter Bezugnahme auf 8 119
un>d 155 der Reichsverfassung eine Verpflichtung be¬
steht, zunächst einmal der kinderreichen Familie zu
helfe», weil sie im gegenwärtigen Stadium unserer Ge¬
schichte — ich erinnere da au den fürchterlichen Ge¬
burtenrückgang — tatsächlich die Familie ist, von der
die Existenz und die Zukunft des Deutschen Volkes
abhäugt. (Ironische Bravorufe l,ei de» Kom¬
munisten.)

Vorsitzender Nr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Kolaß:

Abgeordneter Kolas;: Meine Damen und Herren!
Der Vertreter der Wirtschaflspartei veranlaßt mich,
doch noch einige Worte der Erwiderung zum besten z»
geben. Wenn er sagte, der gemeinnützige Wohnnngs-
ban sei nicht gemeinnützig, sondern vielmehr ge¬
meingefährlich (Sehr richtig! bei der Wirtschafts¬
partei), so kann ich das von dem engherzigen
egoistischen Standpunkt eiuer wirtschaftparteilichen
Krämerseele aus verstehen. (Sehr wahr! bei den
Sozinldemokrateu.) Den» diese Wirtschaftsparteilcr -
das wissen nicht nur wir, sondern auch die Vertreter
der audereu Parteieu dieses Hauses — sind die Partei
des krasseste»Egoismus. (Zuruf des Abgeordnete»
Gerlach: Sehr gut! -- Zuruf des Abgeordneten Dr.
Leh: Na, Ihr Sozialdemokraten; ausgerechnet das
ist die Partei der uneingeschränktenProfitsucht! Zum
Abgeordnete» Gerlach gewcmdt: Das ist der Landesrat
mit 1K00N R!M Gehalt!) Es ist die Partei ,der aus¬
gesprochenen Krämerseelen. Wir, die wir die In¬
teressen nicht nnr einer kleinen wirtschaftsparteilichen
Kaste z» vertreten haben, die nur auf ihreu Geldsack-
intcresseu hockt, wir sind nicht so gemein, den privaten
Wohnungsbau als gemeingefährlich z.n bezeichnen.
(Zuruf des Abgeordneten >),>. Leh: Ihr habt Eure
Gewerkschaftskasse! Lebhafte Zurufe bei der
Wirtschaftspartei.)

Wir wissen auch, baß >der private Wohnungsbau
heute noch notwendig ist. Sie wollen doch nicht von
uns verlangen, daß wir für Sie Wohnungen baueu.
Das lehneu wir ab, und das würden auch Sie ablehnen.
Den Wohnungsbau für Ihre Kreise wolleu wir gerne
mit Dank Ihnen überlassen. Allein die Tatsache, daß
v0» dem gesamten Wohnnugsban in Deutschland leider
nur !M Prozent auf gemeinnützige Bauunter-
«ehmungeu entfallen, beweist, daß die Privatwirtschaft
noch einen allzu großen Anteil an dem Wohnungsbau
überhaupt hat. (Hört, hört! bei der Wictschafts-
Partei.) Sie können einmal Männer nnd Frauen
fragen, die in der Sozialpolitik nicht erst hente, sondern
seit Jahrzehnten auf dem Gebietedes Wohnungsbaues,
insbesondere des Kleinwohnnngsbaues arbeiten, danu
werde» sie Ihnen antworten, daß der gemeinnützige
Wohnungsbau, ganz gleich ob er nun von gcmein-
niitzige» Nanvereinen oder von Stadtverwaltungen,
betrieben wind (Zuruf bei den Nationalsozialisten:
Bonzenwirtschaft!), in seiner kulturellen Gestaltn»",
und auch hinsichtlich seiner sozialen Mietgestaltnng
turmhoch über dem privateu Wohuungsbau steht.

Wenn Sie hier den Fall der Freiheit anziehen, s»
können wir Ihnen erwidern, 'daß es unter jeder
Herde Schafe mal ein räudiges gibt. (Aha! bei der
Wirtschaftspartei.) Selbstuerstäudlich, auch wir machen
Fehler; wir sind keine Engel. Aber immerhiu, da Sie
gerade von Düsseldorf reden, erinnere ich Sie an den
ungeheuren Skandal von Salz und Schmitz (Zuruf des
Abgeordneten Nr. Stein: Damit haben Wir doch nichts
zu tun!), über den man von wirtschaftsparteilicher und
volksparteilicher Seite den Mantel der christlichen
Nächstenliebe zu decken versuchte (Hört, hört! bei der
Sozinldemokratie), den wir erst der Oeffeutlichkeu
präsentieren und offenbaren mußte». Sie lesen ja d>c
täglich aufsteigcuden Kurse der Bankerotte un"
Konkurse i» der öffentlichen Wirtschaft. Neben diese»
vou Ihrem Staudpunkt ans gesehen skandalösenVor¬
gängen in der Wirtschaft kann sich die gemeinnützig
nnd korporative Wirtschaft sehr gut sehe» lasse». (Lachen
bei de» Nationalsozialisten.)

Nun noch ein Wort zn dem Herrn Vertreter der
Kinderreichen. Er hat selbst zugegeben, daß die >7^'
Wohnungen, die für Kinderreiche erstellt worden sind,
nur ein Tropfen auf einen heißen Stein stnd; n»"
das damit den breiten Schichtender Miuderbcmittelten
und auch den Kinderreichen nicht gedient ist. Gerade w?u
wir das wissen, nnd mit dem Vertreter der Kindel'
reichen darin übereinstimmen, daß mit einem solch ^'
ringen Prozentsatz von I7W Wohnungen 'in der ganzen
Rheinprovinz den Interessen der breiten Schichtender
Minderbemittelten uicht gcdieut ist, gerade barum ve>>
langen wir die Einsetzung von weiteren >UOM> "^
für Kleinwohnungen in den Etat und darüber hinaus,
daß auch die Landesbank weitere Mittel zur Zins'
verbillign»«, aus ihrem Reiugcwiun zur VerfüguM!
stellt. Der Bezirkswohuuugskommissar des Negierungs-
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bezirkes Düsseldorf und auch die Vczirkswohuuugs-
kommissave der anderen Bezirke sind längst der
Meinung, ....

Vorsitzender Hr. Iarres (unterbrechend): Ich
>>n>ß darauf aufmerksam machen, daß die halbstündige
Redezeit für Ihre Fraktion abgelaufen ist.

Abgeordneter Kolas; (fortfahrend): Sie sind
langst der Meinung, daß neben den großen Wohnungen
auch Kleinwohnungen in genügenden Umfange erstellt
werden müssen. Darum bitteu wir Sie uoch eiumal
Dinglichst, unserem Antrag um Bewilligung von
«eiteren 100 000 RM an Zinsverbillignng fiir den
«lemwohnungsbau zuzustinnuc».
.„Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
abgeordneter Dunder.

Abgeordneter Dülnldcr: Wohl selten hat eiu
'«/dncr der bürgerlichen Fraktionen mit einer solchen
Infamie (Zuruf des Abgeordnete,' Hoffmann: Sehr
Nchtig!) gegen die Arbeiterschaft polemisiert, wie Herr
achter von der Wirtschaftspartci.

Vorsitzender Dr. Iarres (unterbrechend): Herr
'^'geordneter Dnnder, ich rufe Sie wegen dieses
beleid 'Müden Ausdruckes zur Ordnung,

Abgeordneter Dunder (fortfahrend): Herr
lu, - ^'"'" ^ einmal in einer ArbciterUersamm-

'N ,olche Ansfiihrnngen machten, so würde» Sie
nn demselbenAbend nicht mehr wiederfinden. Sie

innen s„'h ^st^.„ ,„, Wohnnngsnnsschnß sogar zn der
^"'"«ptnng versteift, daß die Arbeiter nicht arbeiten
'"Uten, deshalb gehöre ihnen nnch keine Wohnung.

"«ruf des Abgeordnete» Witzler: Das ist eine Lüge!)
N> " "U keine Lüge, sondern das habe» Sie im
,, "inilngsmisschlis; «esagt. (Znruf bei den Koni-

"nmen: N„ bleibt,dcnn da der Ordnungsruf?)
ein. ?^"'^ "'- Iarres: Ich Habe gehört, dafz
^, » ' Abgeordneten herüber gerufen hat „Lüge",
dl^ «<!" '""" feststelle»,incr es gewesen ist. (Zuruf
d,^ ' bgeurdnotc» Hoffmann: Witzler!) Ich frage

vnmu, ob der Betreffende sich selbst melden will,
zugeordneter Witzler meldet sich.) Dann muß ich Sie

m7 """" "'fen, Herr Abgeordneter Witzler.
(fortfahrend): Wenn Herr

itzler eine Parallele zwischen dem sogenannten ge-
"«""tzigett Wohnnngsban »ich dem Wohnungsbau

j/, s ""twirtschaft gezogen hat - Herr Dr. Ley hat
lnn ^ ""^' ''ch""> obioohl er »der euthusiastische Ne-
vr! > ,"' ^^ Pribatkapitalismns ist, eine Lanze für den
^ " Wohnnngsban gebrochen —, dann möchte ich

rauf 'hinweisen, daß wir Kommunisten den gcmein-
lel>, " wohnnngsban, wie Sie ihn auffasse», ab-
be! ^"' ^^ustimmung bei den Komniuniste». Zurufe
verl ^^'""alsozialisten: Das wisse» wir!) Wir
ein, !"' °"' kuminunalen Wohnnngsbau, und um hier
ms" kommunalen und privaten Wohnungsbau ein-
m" uegeuübcr ^» halten, verweise ich nur auf die

nu en, die i» de» letzte» Jahre» in Düsseldorf durch
private Hand erstellt wurde» sind; vo» Nistrnth

und Ruth, Salz und Schniitz, und wie diese Bau¬
unternehmer alle heißen. Es sind Wohnungen, in
denen Miete» vo» 25 bis 70 RM pro Zimmer erhoben
werden. (Hört, hört! bei den Kommunisten.)

Meine Herren von der kinderreichen Noulcur,
mieten Sie einmal in einem solchen Hause eine kinder¬
reiche Familie mit 0 ,»nd 10 Kindern ein, dann kann
der Mann zwei Jahre lang arbeiten, um eiue 'Monats¬
miete aufzubringen (Sehr richtig! bei den Kom¬
munisten. Zuruf des Abgeordnete» Dörr: Bewillige»
Sie doch die Zuschüsse, dann geht das!) Einen
Augenblick, ich komme auch W Ihnen.

Wenn der Zentrumsrodner vorhin gesagt hat, daß
die kommunistische Fraktion im vergangenen Jahre die
Zinsverbilligungsznschüsse abgelehnt habe, dann er¬
klären wir hente, das wir das auch jetzt wieder tun
werden. Uns kommt es nicht lediglich darauf an, daß
Wohnungen gebant werden, sondern fiir uns steht die
Frage so: wer baut die Wohnungen, nnd für wen
werde» sie gebaut? (Zustimmung bei den Kommunisten.)

Wenn Sie wirklich für die Minderbemittelten und
die kinderreichen Familien eintreten wollen, dann
zeige» Sie, daß Sie für bei! Aiitrng der kommunistischen
Fraktion sind, der besagt, daß die vorgesehenen Zu¬
schüsse uud ZinsUerbillignngcn für den gemeinnützigen
Wohnungsbau der Gemeinde» und Kreise zur Ver¬
fügung gestellt werden.

Denn wer baut heute noch für die minderbemittelte
Bevölkerung und die Kinderreichen? Glaube», Sie, daß
ein Privatkapitalist heute ein Interesse daran hat,
Wohnungen zu bauen, die er so vermieten muß, daß
der Betreffende die Miete auch nur einigermaße» er¬
tragen tan»? Nei», die Kommune» si»d heute auf
Grund Ihrer Politik gezwimgc», diese Wohmmge» zu
baue», die selbstverständlich Zuschußwohiiungcn be¬
deuten Aber das hindert uns nicht, — weil die Öffent¬
liche Hand verpflichtet ist, für diese Leute zu sorgen -
immer wieder z» fordern: Hinweg mit dem privaten
Wohnungsbau! Keinen Pfennig für solche Wohnungen!
Vs sin'd genügend Paläste und Kästen vorhanden, in
denen die Bourgoisie schwelgt. Aber die Archeiterschaft
hat keine Wohnungen; sie haust in Höhlen, von denen
Sie, Herr Witzler, vorhin gesprochen haben. Wenn Sie
vorhin gesagt haben, daß in den Wohnungen, wenn sie
erstellt sind, noch lein Ungeziefer ist, und die Arbeiter
erst dieses Ungeziefer hineinbringe», da»» möchte ich
Sie darauf verweise», daß nicht die Arbeiter das Un¬
geziefer hereiubiingen, sondern daß das Ungeziefer,
das i» den Kellerlöchern und sonst irgendwo haust,
auch in die Wohnungen hineindringt. Schauen Sie in
Ihre Paläste (Zuruf des Abgeordneten Rcnucr: Die
sind auch ,verwanzt, zum Teil wcuigsteiis!), da werden
Sie genug Ungeziefer finden.

Wenn nu» der Redner der Partei mit dem rote»
Banner und dem schwarzenHakenkreuz (Zuruf des
Abgeordneten Dr. Letz: Aha! Bravo!) uns zurief, die
Kommunisten lebten von der Roten Fahne (Zuruf des
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Abgeordneten Nr. Leh: Es ist Ihnen Wohl un¬
angenehm, das zu.höreu!), so «erweise ich nur darauf,
daß die Kommuuisten stolz darauf sind, von der Noten
Fahne zn leben. Aber Sie haben es uns abgeguckt und
deshalb eiue rote Fahne genommen und ein schwarzes
Hakenkreuzdarauf genaht. Aber die Arbeiterschaft be¬
greift Ihr blödsiuuigcs Spiel. (Zurufe bei den Na¬
tionalsozialisten.)

Wenn dann «gesagt wurde, daß die Sozialdemukrateu
und Kommuuisten iu dcu Genossenschaften koaliert sind,
— ja, das zu begreifen, dafür reicht der Verstaudstasteu
der Nazis natürlich nicht aus! Wenn die Kommunisten
sich in den Geuosseuschafteubeteiligen, so verfolgen sie
dabei uur dasselbe Prinzip, welches sie auch in den
Gewerkschaftenund sonstigeil Einrichtungen der Ar¬
beiterschaft verfolgen. Wir sind nicht in den Nau-
genusseuschasteu, um vom sogenannten gcmeiunützigeu
Wohnungsbau zu schwelgen, sondern um der Arbeiter¬
schaft zu zeigeu, daß es Schwindel uud Betrug an der
Arbeiterschaft ist, wenn man ihnen die Illusion iu die
Hirne hämmert, daß es auf 'diesem Wege möglichsei, die
Not und das Elend der Wohnungssuchende» zn ver¬
hüten bezw. abzuschaffeil. Weder durch dengenosseu-
schaftlichcu »och durch den kommunale» Wohuungsbau
wird die Wohnungsnot behoben, weil der Kapitalismus
nicht im Stande ist, die Wohnungsnot zu beheben, da
er die Wohnuugsuot nach denselben Gesichtspunkten
betrachtet, wie seine Wirtschaftsweise schlechthin.Weuu
der lluternehmer nicht von vornherein weiß: Diese oder
jene Rate kann ich an dem Hause verdienen, diese oder
jene Neute wirft mir das Haus ab, wcun es bezogen
wird, dann verzichtenwir auf den Wohnungsbau. Des¬
halb ist es fauler Zauber, davon zu reden, als ob im
kapitalistischenStaat irgendwelche Möglichkeiten vor¬
handen seien, das Wohnungsclend zu beseitige». (Zuruf
des Abgeordneten Dörr: Daran habt Ihr ja auch kein
Interesse,) Wir haben das denkbar größte Interesse
daran; Sie habe» kein Interesse daran.

Ich will Ihnen nur folgendes sagen: die Methoden,
die Sie zur Vekiimpfnngdes Kommunismus auweudeu,
stärken uns nur. Jeder Hieb, den Sie uns versetzen,
macht uus starker. Aber wenn Sie den Kommunismus
wirtlich bekämpfen »vollen, fo schaffeu Sie das
Wohnungsclend und die Erwerbslosigkeit ab. (Zu¬
stimmung bei den Kommunisten.) Geben Sie den Ar¬
beitern anständige Löhne und ausreichende Kleidung,
und der Kommunismus ist beseitigt! Wir wissen, in
welch elendem Milieu die Arbeiterklasse lebt, aber wir
siud bestrebt, es abzuschaffcu. Sie jedoch uicht, sonderu
Sie siud es, die die Arbeiterschaft immer weiter ius
Elend hineinstürzt. Wir helfcu mit, die Arbeiterschaft
darüber aufzuklären, daß Sie es sind, die die Arbeiter¬
schaft in dieses Elend hineinversetzt. Wir werden die
Arbeiterschaft zum Siege gegen dieses System führe»,
n»d dmm werden wir Wohnuugeu schaffeu, (Bravo!
bei deu Kommunisteu.)

Schauen Sie hin nach Sowjetrußland. (Aha! bei
den Nationalsozialisten.) Es gibt niemanden mehr.
(Lärmende Zurufe bei den Nationalsozialisten.) Auf
Euer Indianergeheul gehe ich nicht ein. Es gibt heute
in her ganzen Welt keinen Meufchen mehr, der es ab¬
leugnen,kann, daß iu Rußland jährlich Hunderttauscndc
(Zuruf des Abgeordneten Dr. Leh: Hnugeru!),
Millionen Arbeiter neue Wohuuugen beziehen, daß iu
Rußland ganze Städte neu erstehen, daß neben den alten
Vorkricgsbarackenneue Wohnungen für die Arbeiter
geschaffen werden. (Lebhafte Zurufe bei den Natioual-
suzialisteu.) Erkundigen Sie sich iu Ihrcu eigenen
Kreisen bei den Leuten, die in Rußland gewesensiud.
Wir brauchen das uicht mehr zu bestätige!!,weil andere
es für uus sagen.

Aber Herr Dr. Leh, wie sieht es in Mussoliuien aus!
Wie ist es denn mit Ihrem geheiligten Schutzpatron
uud Hcldeu, nach dessen Vorbild Sie «die Arbeiter
Deutschlands und der übrigen Welt befreien wollen?
Schaueil Sie hin, wie der Bauer, wie der Iudustrie-
proletarier iu Italic» lebt. Er lebt bedeutend
schlechter als <der schlechtestedeutsche Arbeiter. Schauen
Sie hin nach Ihrem Mussoliui, irre er bei deu jüdischen
Bankiers die Hciude aufhält, um nach MöglichkeitZins¬
geld zn bekommen!(Lachen bei dc» Natiuualsozinlisten.)
Schauen Sie hin, wo Ihre Freunde die Gelder her¬
nehmen. War »licht im Jahre lM'> hier im Ruhr-
gcbiet (Lärmende Zurufe bei den Nationalsozialisten,
Die weiteren Worte des Redners siud iufolge des fort¬
gesetzten Lärmes unverständlich,) Elende Heuchler! (Zu-'
ruf der Abgeordneten Frl. Otto: Ich stelle den Antrag,
daß Herr I),-. Leh nach Grascnberg gebracht wird!)

Wenn Sie von der Schwerindustrie, die Sie ja auch
kennen, von den französischenGenerälen (Zuruf bei
den Nationalsozialisten: Gehört ja gar nicht hier hin!
Zuruf des Abgeordneten l),-. Leh: Was das mit dem
Etat zn tu» hat, weiß kein Mensch.) Das hat geuau
dasselbe damit zu tun, üuie das, was Sie ausgeführt
haben.

Borsitzender Dr, Iarres (uuterbrccheud): I^>
bitte, die Zwischenrufe zu unterlassen und ersuche den
Redner, bei «der Sache zu bleiben,

Abgeordneter Dun der (fortfahrend): W>^
Kommuuisten siud der Auffassung, daß die Zins'
uerbilliguugsmittcl, die im Etat vorhaudeu sind, wie
auch die ergänzenden Anträge, die Mittel zu erhöhen,
uicht für die Zwecke verwandt werden, die hier schlecht-
hin genannt sind, iudem man einfach erklärt: st^
werden für den Kleinwohnungsbau verwa»dt, MI
habe vorhin bereits ausgeführt nud verweise nochmals
darauf, daß die Kommuuen heute diejenigen Stätten
sind, die den Kleinwohnungsbau betreibeil und fördern.
Wir sind deshalb der Auffassung, daß die Mittel, die
der Proviuziallaudtag bewilligt, deu Gemeinden und
Kreisen mit der Maßgabe zur Verfügung gestellt
werden, daß sie nur für den tummuualeu Wohnuugs-
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bau verwandt und nicht an Baugenossenschaftenund
biet weniger an Private vergeben werden. (Zuruf aus
der Wirtschaftspartei: Neu Kommunisten geschenkt
wenden!) Wir wollen von Euch nichts geschenkthaben;
die Kommunisten erkämpfen sich das, was sie zum
Lebensunterhalt notwendig haben, und die Kom¬
munisten erkämpfen sich darüber hinaus eiuc neue,
bessere Gesellschaftsform. (Lebhafter Beifall bei den
Kommuuisten.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat der
Herr Abgeordnete Dr. Lch. (Lebhafte Ho, Ho-Rufe bei
den Kummuuiste», Zuruf: Hoppcditz!)

Abgeordneter i),-. Ley: Meine Damen und
Herren! Die Wirtschaftspartei wird ja Manns ge¬
nug sein, sich .gegen die Vorwürfe, die von der
^ozialdemotrntischen Partei erhoben wurden, und
"uch fetzt wieder von den knallroten Marxisten
uurgobracht wurde», zu wchreu. Wir National-
Wzialisten möchten nur feststellen, daß der Redner
°"' Sozialdemokratischcn Partei zu dem Elend von
beute auch noch den Hohn fügte. (Hört, Hört! bei den
Nationalsozialisten.) Er sagte: „Schaut Euch die
«onkursliste und die Baukcrottliste an! Schaut Euch
an, wie die Zahlen joden Tag in die Höhe schnellen!"
A"ne Herren von der SozialdcmokratischenPartei, es
Nt doch Ih^ Staat, den Sie hier haben. (Zuruf des
Abgeordneten Dunder: Und Sie crkenucn ihn an!)
^le haben ihn geschaffen. (Zuruf des Abgeordneten
, under: Und Frick ist Staatsminister!) Herr Scheide-
mann sagte doch, es sei ein Staat in Schönheit,
'"e,heit und Würde. Hat nicht der Abgeordnete Haas
damals in einer Rede im Oberbergischen,in Waldbröl,
"esa,gt, - ,er ist dort anch zu Hause -: Es wird jetzt
ucht niehr so sein Unc bisher, daß die Reichen ihre
«Inder m Seide und die Armen in Zeitnngspapicr
Wickel».(Znruf links: Wo hat er das gesagt?) Das
«at er in Waldbröl im Althoff'schcnSaale gesagt. Ich
l«be »hm daraufhiu später einmal geantwortet: „Herr
zugeordneter Haas, wir sind allerdings herrlichen
fetten entgegengegangen. Die Reiche», und zwar ganz
wenige Reiche, wickeln ihre Kinder immer noch in
^"de, >,nd die Arbeiter haben nicht einmal Zeitungs-
Vnpier, um sie hineinznwickel». (Sehr gut! bei den
Nationalsozialisten.)
... ^ann Umrde hier von den Kinderreichen ge-
r3 "^ ^cm merkt, daß der Verein der Kinder-
Elchen allmählich i,nmcr mehr abnimmt; leider
«^ - Das ist .der Ausblick in die Zukunft unseres

"«es, und hier möchte ich doch auch dem Zeutrum
" eoer einmal etwas ins Gewissen rufen. Neulich las
f.".'!' 'der Zentrumspresse folgendenSatz: „Bald wirkt
' «1 M der Geburtenrückgang ans der Zeit des Krieges

nc> nachher aus, bann wird Wohl hoffentlich die Er-
"euisioscnzahl sinken." (Lebhaftes Pfui! beim Zen-
w n ^"nc Herren, dieser Satz stand da, nnd dann
uouen Sie noch Kämpfer gegen 'die Bestrebungen der
Marxistenauf Abschaffungdes 8 218 sein! (Zuruf des

Abgeordneten Kurth: Wieviel Kiudcr haben Sie?)
Wenn Sie auf der ciuen Seite in Ihrer Politik mit der
Hoffnung rechnen, daß mit dem Geburtenrückgang
endlich die Ziffer der Erwerbslosen sinkt, dann haben
Sie andererseits in demselben Augenblick auch kein
Recht mehr zu sagen, was Ihre katholische Kirche Gott
sei Dank sagt. Wir freuen uus darüber, daß sie sagt:
„Es ist eine Todsünde." (Lebhafte Zurufe bei den
Kommunisten.)

Meine Herren Marxisten von der Kommunistischen
Partei, brüllen Sie nur, wir wissen ja, daß Sie sogar
ein 130-Millioneu-Vulkins Elend bringen und tapntt
machen können. Das sehen wir in Rußland jn ganz
klar. Sliwjetrnßlnnd zieht bei keinem Deutschenmehr,
das könnt Ihr höchstens Euren Frattionsgcnosscn Vor¬
reden, sonst aber niemand.

Ich habe dem Zentrum nicht allein hier, sondern
anch im Landtage bereits einige Male gesagt ^ nnd
im Lande draußen sage ich es anch: Wenn Sie Ihre
Kirchen erhalten wollen, nnd tntsächlichden Windt-
horstsche» Geist »och hätte», dn»» könnte es nicht vor¬
kommen, wie es gestern geschehenist, daß der Herr
Landeshauptmann einen Kandidaten mit der Aeuße¬
rung präsentierte: „Bitte, meine Herren von der
Sozialdemokratische»Partei, dagegen lö»»en Sie doch
eigentlich nichts haben; der gehört ja doch dem linken
Zentrum au. (Hört, hört! bei deu Natiuualsozialisteu.)
Also doch zwei Richtungeu bei Ihucu! Das hätte eiu
Windthorst haben sollen, linkes und rechtes Zentrums
Ich habe bisher, weuu ich die WiudthorstschenReden
gelesen habe, immer bloß gehört, daß das Zeutrum
eine Aufgabe hatte, uämlich die katholischeWelt¬
anschauung zu verteidigen nnd weiter nichts! (Znrnf
ans dem Zcntrnm: Gott sei Dank!) Aber wen» es
nm die Intcrcssenwirtschaft geht, wenn der Gcwert-
schaftsflügcl über den Knltnrflügel siegen soll, dann
allerdings, meine Herren, sind Sie fertig. Dann haben
Sie kein Recht mehr, hier über die Kinderreichen zn
reden. Zu diesen Dingen gibt es bloß ein Entweder -—
Oder: Die marxistischePest wird vernichtet nnd die
katholische Kirche lebt. Ein anderes gibt es nicht. Sie
können nicht verlangen, daß Ihr Heiliger Vater, der
Papst, eine Bulle gegen Rußland losläßt, uud zu
gleicherZeit habe» Sie in Deutschland euren Knltns-
ministcr Grimme! (Sehr richtig! bei deu National¬
sozialisten.) Infolgedessen ist das Gerede von den
Kinderreicheneinfach eine Farce, es ist nicht wahr, so¬
lange Sie »icht mit allem Willen dafür kämpfen, daß
der 8 218 erhalten wird, daß das Dogma Ihrer Kirche
erhalten bleibt, solange können Sie uichts machen.
(Zuruf bei deu Kommnnisteu: Sollen wir die Zwangs¬
jacke holen?)

Meine Herren! Wir haben eine Musterstadt, die
die gcmci»»ützigcn Baugenossenschaften hat, uämlich
Wie». Diese Stadt wird ja vou den Sozialdrmotrateu
immer als die Musterstadt der gemeinnützigen Bau-
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genossenschaftcnhingestellt. Ich bin vergangenes Jahr
in Wien gewesen,habe nur das dort einmal angcscheu
und habe mir folgendes erzählen lassen (Zuruf links:
Erzählen lassen!): Dort ist der RepublikanischeSchutz¬
bund, etwa das Reichsbanner in Deutschland; dort siud
Mietskasernen. Herr Dnndcr sprach davon, das; man
solche Kasernen doch auch in Deutschland macheu solle.
Dort sind sie vorhanden, und wem, Sie i« unsere
modernen Städte hineinsehen — etwa nach Köln oder
Düsseldorf — so finden Sie dieselben Kasernenhöfe,
diese orientalischen Vanten, diesen Wahnsinn in seiner
Art. (Zuruf des Abgeorduetcn Duudcr.) Prost, Herr
Duuder, Prost! (Große Heiterkeit. Zuruf des Abge¬
ordneten Gerlach: Regen Sie sich mal wieder ein
wenig ab. Znruf des Abgeordnete» Hnale: Der
Laudesrat muß auch was tuu für seiue IN 000 RM;
für den Posten, den er sich voriges Jahr erschliche»
hat! — Glocke des Vorsitzenden.) Meine Herren, dort
ist es so, daß dieser RepublikanischeSchutzbund seine
Mitglieder tatsächlich in diesen Kasernen untergebracht
hat, und wenn die anzutreten haben, so geht der
Führer auf den Hof und bläst, dann muß alles heraus
(Ironisches Bravo! des Abgeordneten Gerlach. Zuriif
des Abgeordneten Dunder: Da klatschen die Juden
Beifall!), und eine Terrorgruppe sieht dann nach, ob
alle WohnunnFinhllber hinans sind. Das ist »mrr.isti-
scher Terror. Das lehnen wir ab, nnd wir hoffen, daß
sich das christliche Zentrum zurückfindet z» einer
Kampfpartei Windthurst. (Beifall und Händeklatsche»
bei den Nationalsozialisten.)

Vorsitzender !),>. IarreS : Die Besprechung ist ge¬
schlossen.Wortmeldungen liegen nicht mehr vor. Wir
kommen zur Abstimmung, die diesmal etwas kompli¬
ziert ist. Zu den Puuktcu 2—t tauu ich Wohl fest¬
stelle», daß gcgeu de» Vorschlag des Fachausschusses
ans unveränderte Annahme kein Widerspruch erhöbe»
wird. Dann stelle ich hiermit fest, daß die Pnnttc 2,
3 und 1 entsprechend dein Vorschlage des I. Fachaus¬
schusses augcuommc» sind.

Zn Punkt 5 liegt der Autrag des Fachausschusses
uud gleichzeitig eiu Abäuderungsautrag der Wirt-
schaftsfrattiou »uter Drucksnche114 dahingehend vor,
in Ziffer 3 das Wort „gemeinnützige" durch „private"
zu ersehen. Zu diesem Autrag hat die Wirtschafts-
fraktio» »ameutliche Abstimmung beantragt. (Un-
crhört! liuts.) Ich bitte diejenigen, die diese» Antrag
auf namentliche Abstimmung unterstützen wollen, sich
zu erhebe». Das ist nicht die entsprechendeZahl von
25 Mitglieder». (Znrnf des Abgeordneten Dr. Leh.)
Nach der Geschäftsordnung müssen es 25 sei», uud so
viele siud nicht nufgestaudeu. (Zuruf des Abgeordnete»
Hanke: Das ist Eure neue Geschäftsordnung! Damit
wollt Ihr die Minderheit taput macheu!) Herr Ab¬
geordneter Hnate, ich bitte, nicht zu unterbrechen;
wir siud setzt in der Abstimmung. — Ich lasse zunächst
über den Antrag der SPD. unter Drncksache Nr. 51

abstimmen. Dieser Antrag ist in Ziffer 4 iu den An¬
trag des Provinzialnusschusscs überuommen wurden.
Der Antrag 51 geht über den Antrag des Fachaus¬
schusses hiuaus. Sollte er nugcnommen werden, dauu
werde ich über dru Antrag der KPD. zu Il3 abstimmen
lassen, nnd nm Schluß über deu Antrag des Fachans-
schnsses unter Vorwegnähme des Antrages der Wirt-
schaftspartei auf Abänderung dieses Antrages. Ich
bitte also diejenigen Damen n»d Herren, die für den
Antrag der SPD. unter Drncksache 51 sind, sich zn er¬
heben. Das ist nicht die Mehrheit. Der Antrag ist
abgelehnt.

Damit erübrigt sich auch der Autrag zu 113, der
sich auf deu Autrag 51 stützt. Auch der Autrag 113 ist
damit abgelehnt.

Ich bitte dauu diejenigeu, die der Abänderung der
Wirtschaftsfrattion zustimme» wolle», wonach in dem
Antrag des I. FachansschnsseSdas Wort „geniein-
nützige" durch „private" ersetzt werden soll, sich zn er¬
hebe». Das ist die Minderheit. Der Autrag ist ab¬
gelehnt.

Ich bitte dann diejenigen, die für den Antrag des
FachansschnsseS nnter 128 sind, sich z» erhebe». Das ist
die Mehrheit. Der Antrag des Fachausschussesist an¬
genommen.

Wir komme» z»r Abstimmung zn Punkt «!. Hier
liegt der Antrag des FachansschnsseS ans Uebcrweisung
an den Provinzialausschuß vor. Dagcgeu hat sich kein
Widerspruch erhoben. Ich stelle fest, daß dieser Ueber-
weisuugsautrag angenommen ist.

Zu Nr. ? beantragt der FachausschußUeberweisung
an den Verwaltnugsrnt der Laudesbaut als Material.
Auch hier ist kein Widerspruch erhöbe» worden. M
stelle die Auucchmc des Fachansschußantragrs fest.

Zu Nr. « beantragt der Fachausschußuuter Druck¬
sache Nr. 12!) Ueberweisuug auch dieses Antrages cm
den Verwaltnugsrnt als Material mit der Maßgabe,
daß die Worte „weuigsteus nm 2^3 Prozent" gestrichen
werden. Wer für diesen Antrag des Fachausschusses ist,
den bitte ich, sich zu erheben. Es ist so beschlossen.

Zn Nr. 0 beantragt der Fachausschuß Ablehnung
des Antrages der Wirtschaftspnrtei. Ich bitte die¬
jenigen, die für diese» Ablehmmgsautrng des Fachaus¬
schusses siud, sich zu erheben. Das ist die Mehrheit. Es
ist so beschlossen.

Dnniit ist die Gruppe 2—0 erledigt und wir komme»
zur Gruppe 10 bis 13. Hier ist Nerichterstntter
Herr Abgeordneter Stnpper, dem ich dns Wort erteile

Abgeordueter Stnpper: Meine Damen und
Herren! Zu dem Haushaltsplan für die Verwnltungs-
toste» der Proviuzial-Fcucr-Ncrsicheruug beantragt
der I. Fachnnsschnß uuveräuderte Auuahme. Sie wer¬
de» dem Haushaltsplan entnehmen, daß die Ziffer"
bei den einzelnen Positionen leiue wesentlicheAende¬
rung gegenüber früher erfahre» haben.
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Im übrigen darf zu diesemHaushaltsplan bemerkt
werde», das; es der Anstalt im verflossenenJahre ge¬
lungen ist, den Versicherungsnehmern 10 Prozent am
Veitrag nachzulassen,so das; den Versichcrungsuehmcru
insgesamt eine Summe von 1,1 Millionen an Bei¬
trägen für die Anstalt erspart geblieben ist. Sie ent¬
nehmen daraus, daß die Austalt bemüht gewesen ist,
in gemeinnützigerWeise im Interesse der Versicherungs¬
nehmer zu arbeite».

Zu dem Haushaltsplan der Pruvinzial-Fener-Vcr-
Nchernng ist von der Wirtschaftspartei ein Antrag cin-
Negangen,der in Drncksache 17 enthalten ist, daß mit
Rücksicht auf die bestehendeArbeitslosigkeit Verträge
unt beamtete» und im öffentlichen Dienste stehenden
Personen zum uächstznlössigenTermin gekündigt wer¬
den möchten. Der I. Fachausschuß empfiehlt Ihnen,
^n diesem Antrag die Neberweisung an den Verwnl-
wngsrnt der Feuer-Versicherungs-Anstalt zu be¬
schließen, nud zwar aus folgendem Grunde. Der Pro-
UluzinIIandtag ist für die Einzelheiten der Anstellung
von Geschäftsführern draußen im Lande nicht zn-
ftnndig; diese Maßnahmen zn treffen, obliegt vielmehr
d" Zuständigkeit des Verwaltuugsrates. Die Austalt
Mt aber dem Fachausschuß erklärt, daß grundsätzlich
"ur dann Beamte als Geschäftsführer genommen
werden sollen, weun andere geeignete Persönlichkeiten,
^V. Arbeitslose oder Kriegsbeschädigte,nicht zn finden
Wien. Selbstverständlich müßte Gewähr dafür gegeben
nun, daß die zu beschäftigendenPersonen die Geschäfte
^Anstalt in ordnungsmäßiger nud zuverlässiger
"5"sc führen uud auch eiur cutsprcchendc Beratuug der
Versicherungsnehmer durchführen könnten. Weiter hat
«e Leitung der Anstalt die Znsichernng gegeben, daß
pensionierte Beamte in Zukunft nicht mehr geuommeu
werdeu sollen.

Die weitere Vorlage iu Drncksache 13 betreffend die
"enderung des § N der Satzung der Proviuzial-Feuer-
s^'Nhcrnngs-Austalt betrifft lediglich, wie Wir das
u-yun bei der Landesbank gehört haben, eine Anpassung
°^ Wahlperiode des Verwnltnngsrates an die Wahl¬
periode des Wahlkörpers. Ich nehme nn, daß Sie ohne
weitere Ausführungen mit dieser Aenderung einver-
'taudcn sind.

Schließlich ist zu dem Haushnltsplau der Vcrwal-
"»'ggtusteu der Provinzial-LebensVersichernngs-Anstalt
">ch nichts besonderes zu erinnern gewesen. Sie wer-
"'" M diesem Haushaltsplan zwar finden, daß die
^nlilcn bei den einzelnen Positionen eine merkliche
^ernnfsetzimg erfahren haben; das liegt aber daran,
°"ß der Geschäftsnmfang der Anstalt eine wesentliche
Steigerung erfahren hat nnd somit mich die Ver-
"nltuuMostcii eine entsprechende, Wenn auch geringe
Steigerung erfahren mußten. Es darf aber festgestellt
"erden, daß diese Steigern»!, sich in angemessenen
grenzen bewegt hat. Da der Auteil der Verwaltuugs-
"!teu i,„ verflossenen Jahre nnr noch 12,7 Prozent

gegenüber 22,7 Prozent im Jahre 1921 betragen hat,
so glaubte der Ausschuß feststellen zu sollen, daß auch
diese Anstalt bemüht gewesen ist, den VcrsichernngS-
nehmern in rationeller Arbeitsweise zn dienen und
ihr das volle Vertrauen anssprechen zu dürfen. Er
beantragt demgemäß, auch diesen Haushnltsplau an¬
zunehmen.

Stellvertretender VorsitzeudcrGbcr I c : Das Wort
hat Herr Abgeordneter Terboven.

Abgeordneter Terboven : Meine Damen nnd
Herren! Ich habe ganz kurz zn erklären, daß wir uns
mit dem Antrage der Wirtschaftspakt« einverstanden
erklären. Es ist bei derartigen Anträgen immer üblich,
daß die Verwaltung erklärt, der Proviuziallaudtng sei
unzuständig bzw. daß ein solcher Antrag, der in un¬
angenehmer Form in gewisseMöglichkeiten eingreift,
dann dem Ausschuß zugeschoben und damit der öffent¬
lichen Vetrnchtnng entzogen wird. (Sehr richtig! bei
den Nationalsozialisten.) Wir sind unbedingt der Mei¬
nung, daß es bei der außerordentlichen Arbeitslosig¬
keit und der großen Not gerade vieler geistigerBerufe,
die einfach nicht mehr die Möglichkeithaben, in ihrem
Nahmen unterzukommen, durchaus unmöglich ist, daß
es bei der Provinzial-Fener-Versichernngsnnstalt bzw.
den Provinzinlbeamtcn Doppclverdiener gibt. Die
Möglichkeit, im Nahmen der Pruvinzial-Feucr-Ver-
sichcrnngtätig zu sei», ist nahezu für jedeu einzelnen
gegeben. Gs ist darum ciue selbstuerstnudlichcPflicht
gegenüber deu viele», viele» Arbeitslosen, eine
Trennung innerhalb dieser Doppelverdienerfchaftvor¬
zunehmen. (Sehr richtig! bei den Nationalsozialisten.)
Sollte wirklich der Provinzinllandtng bzw. der Aus¬
schuß nicht in vollem Umfange zuständig sein, so kann
man zum mindesten verlangen, daß über die sehr
dünnen Zusichcruugeu der betreffende» Vertreter hin-
aus, daß in Zukunft kein Beamter mehr hinzu-
gcnommen würde, der Wille besteht, dnö Verhältnis
von Beamten zur Proviuzinl-Feuer-Versicheruug so
schnell und so bald als möglich zu löse».

Im übrigen haben wir gegen den Autrag des Fach¬
ausschusses, der vorsieht, daß die Periode deS Verwal¬
tuugsrates der ProUinzial-Feuer-Versichrning mit der
Legislaturperiode des Provinzialausschusses bzw. des
Proviuziallaudtagcs zusammeugclegtwird, nichts ein¬
zuwenden.

Den Gesamtctat lehnen wir Nationalsozialisten in
Anknüpfung an die Ausführungen unseres Kollege»
Dr. Leh ab. (Bravo! bei deu Nationalsozialisten.)

Stellvertretender Vorsitzender Gberle: Wir
kommen znr Abstimmung. Zu Punkt 10 der Tages¬
ordnung ist unveränderte Annahme beantragt. Wider¬
spruch wird nicht erhöhen. Ich stelle die Annahme fest.

Zn Pnnkt 11 ist von der Wirtschaftspartei auf Druck¬
sache 1? beantragt, daß Verträge mit beamteten nud
im öffentlichenDienst stehendenPersonen zum nächst-
znlnssigen Termin zn lösen sind. Ich bitte diejenigen,
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die diesem Antrage zustimmen wollen, sich zu erhebe».
Ich bitte um Gegenprobe. Das letztere ist die Mehr¬
heit. Der Autrag ist abgelehnt. Ohue weitere Ab-
stimmuug darf ich dauu feststelle,!, daß Sie dem An¬
trag des Ausschusses auf Ucberwcisuug au deu Vcr-
waltungsrnt zustimme».

Das Wort zur Geschäftsordnung hat Herr Abge¬
ordneter Lohmeyer.

Abgeordneter Iohmehcr: Ich bitte festzustellen,
ob das Hans beschlußfähig ist. Nach der Geschäfts¬
ordnung muß die Mehrheit des Hauses ciuweseud sei»,
und wir sind meines «Trachtens in der Minderheit. Ich
bitte das festzustellen.

Stellvertretender VorsitzenderEberlc: Das Wort
zur Geschäftsordnung hat Herr Abgeordneter Dr.
Stein.

Abgeordneter v,-. Stein: Ich bin der Auffassung,
daß der Herr Vorsitzende »icht richtig verfahren ist.
Der Antrag der Wirtschaftspartei sollte dem Vcrwnl-
tnngsrat überwiesen, aber uicht hier zur Abstimmung
gebracht werden. Sie haben ihn doch zur Abstimmung
gebracht.

Stellvertretender Vorsitzender Eber I c: Ich war
der Meinung, daß Sie Ihren Antrag aufrecht erhalten.
Zudem hat der einzige Diskussionsredner ausdrücklich
gesagt, daß Sie dem Autrag der WirtschaftSpnrtci zu¬
stimmen.

Abgeordneter Dr. Stein: Wir sind ja mit der
Ueberweisung au deu Verwaltungsrat ganz zufrieden!

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Meiue
Damen und Herren! Die Beschlußfähigkeitdes Hauses
ist angezweifelt worden. Das Büro ist sich jetzt darüber
einig, daß das Haus beschlußfähigist. (Zuruf des Ab-
georduetcu !),'. Leh: Aha, jetzt endlich! — Zuruf des
Abgeordneten Gerlach: Sie waren doch auch draußeu,
redeu Sie doch nicht! — Zuruf des Abgeordneten Dr.
Leh: Soviel Heuchelei iu eiuer Person hätte ich gar
uicht vermutet)

Das Wort zur Geschäftsordnung hat Herr Abgeord¬
neter Dr. Stein.

Abgeordneter Dr. Stein: Ich bin immer noch der
Auffassung, daß wir eben falsch abgestimmt haben und
möchte bitten, die Angelegenheit dem Neltestenausschuß
vorzulegen, damit der Proviuziallandtag morgeu iu
der Lage ist, die Sache zu «dressieren.

Stellvertretender Vorsitzender Gberle: Herr Dr.
Stein, ich möchte gern wisse», was hier versiebt worden
ist. Vs ist so beschlossen worden, wie der Ausschuß es
beantragt hat: Ueuerweisuug an den Verwaltuugsrat.

Abgeordneter Dr. Stein: Ich darf darauf auf¬
merksam machen, daß Sie vorhin uusereu Autrag haben
ablehnen lassen. Dauu hat auch die Ueberweisung an
den Ausschuß keinen Zweck.

Stellvertretender VorsitzenderVberle: Wenn Ihr
Autrag wirklich abgelehnt worden ist, dann habe ich doch

die Sache wieder repariert, indem ich sagte: „Ich lasse
jetzt über den Ausschußantrag abstimmen: Ueuerwei¬
suug au deu Verwaltuugsrat." Weun Sie das wollen,
so hat doch das Haus jetzt so beschlossen: nichts anderes!
Es wird doch so Verfahren, — Ich glaube, wir köuueu
jetzt iu unserer Tagesorduuug fortfahren.

Ich komme zur Abstimmung über Puukt l2. Hier
ist uuveränderte Annahme beantragt. Widerspruch er¬
hebt sich nicht. Ich stelle die Annahme fest.

Desgleichenbei 13. Auch hier stelle ich die Anuahuie
fest.

Die Puukte 11, 15 uud 1« sind vertagt. Wir kommen
zu 17 bis 23. Zu all dieseu Punkten ist Bericht¬
erstatter Herr Abgeordneter Dr. Lehr. Ich erteile ihm
das Wort.

Abgeordneter Dr. Lehr: Meine Damen und
Herreu! Vei 37- führt der Autrag, der vorgelegeu hat,
iu das komplizierteGebiet der Nesolduugsordnung, uud
ohue einem Mitgliede dieses Hauses zuuahc trctcu zu
wollen, »lochte ich doch die Verm»t»ng anssprechen, daß
die Mehrheit für diese Fragen im cinzel»cn nicht ge¬
nügend sachverständiginformiert ist, (Znruf des Ab¬
geordneten Gerlach: Geheimwissenschaft!) Ganz recht,
die Geheimwissenschaftder Vesolduugsorduuug! Der
Autrag gehört deshalb zweckmäßigerweisevor das
Forum des Provinzialausschusscs, und deshalb bean¬
tragt der Fachausschuß auch Ueberweisuug nn den
Provinzialausschuß.

Aus dem gleichen Gesichtspunkte heraus stellt er
denselben Antrag bei Nr, 15, sowohl zu u wie zu b-

Zu Antrag 65 darf ich feststellen, daß die Mitglieder
des I. Fachausschussesdiesem Autrag der Zeutrums-
fraktiou durchaus shmpathisch gegeuüberstaudeu und
ihn begrüßt haben, daß sie aber auch das Bedenken
haben, hier das Plenum mit dieser Gutscheidungzu be¬
fassen und der Auffassung sind, die Zuständigkeit des
Provinzialausschusscs sei hier gegeben.

Bei dem Antrag Nr. 63 handelt es sich um eine
Frage, die wir ja eben erst mit dem schwierige» Werk
der Erledigung der Besoldungsreform glücklich hinter
uns haben. Vs erscheint dem I. Fachausschuß uicht an¬
gängig, bereits jetzt wieder an der Ortsklasseuciuteilunll
zu rütteln. Gr empfiehlt Ihueu daher die Ablehnung

Vei Autrag Nr. 91 und ebenso bei Nr. 110 darf ich
feststellen,daß nach Mitteilung des Sachrefcrcnten vei
der Proviuzialvcrwnltuug gerade in allerletzter Zeit
eingebende Verhandlungen zwischen den Gewerkschaften
und der Provinzinlverwnltnng stattgefunden haben,
die auch zu einer Einigung vor dem Schlichter geführt
habeil. Zur Zeit läuft noch ein Schiedsspruch für die
Dauer ciues Jahres. Diese Materie ist also tariflich
geregelt, und es erschien dem I. Fachausschuß »inst
zweckmäßig,jetzt in die Verhandlung einzutreten, d"
noch ei» gültiger Schiedsspruch vorliegt.

Beides gilt für die Anträge 91 uud 110. Der I. FaO'
ausschuß beantragt iu beiden Fälleu die Ablehnung.
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Stellvertretender VorsitzenderGberle: Wir kom¬
men zur Berichterstattung über die Punkte 2 4 und
2 5. Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. Bracht.

Abgeordneter Dr. Bracht: Meine Damen und
Herren! Der I. Fachausschuß hat den Haushaltsplan
°er Hauptverwaltung geprüft und dabei festgestellt,
daß dieser Plan gegenüber dein Vorjahre in vielen
Ansätzen eine wesentlicheSteigerung auszuweisen hat.
Gr ist aber der Meinung, daß diese Ansätze gleichwohl
zu belassen sind, um eine ordnungsmäßige Verwaltung
3» gewährleisten. Besondere Prüfung hat der Antrag
der Wirtschaftspartei gefunden, die im Haushalt für
Ncisekosteu vorgesehenen Beträge nm 25 Prozent zu
wrzen. Der Ausschuß hält eine schcmatische Kürzung
°cr vorgeschlagenen Kosten für Dienstreisen für be¬
denklich, und zwar mit Rücksicht darauf, daß die Objekte
°cr Verwaltung in der ganzen Nhcinprovinz verstreut
und. Auf der audereu Seite scheint ihm diese Frage
duch so wichtig zu sein, daß sie einer eingehenden Prü-
Mug bedarf. Er schlägt Ihnen deshalb Ucbcrwcisung
"l den Proviuzialausschuß mit dem Ziel der Prüfung
""r und tut das in der Erwartung, daß der Provinzial-
nussthuß sich entschließen möchte, nähere Richtlinien
Über die Dienstreisen noch herauszubringen.
. Was Punkt 25 anbelangt, so handelt es sich hier nm

"neu Haushaltsplan, nn dem grundsätzlichmit Nück-
ucht auf die gesetzliche» Vorschriften und die gewähr-
eisteten Rechte nichts zu äuderu ist. Der I. Fachaus-

'chuß schlägt Ihnen hier unveränderte Annahme vor.
Stellvertretender Vorsitzender Eberlc: Die Ans¬

prache erstreckt sich jetzt über die Punkte 17 bis eiu-
uüießlich 25. Das Wort hat zunächst Herr Abgeord¬

neter Riegel.

Abgeordneter Niegel: Zu den unter diesen Punk¬
ten behandelten Veamtenfragrn liegt eine Reihe von
Zuschriften und Eingaben vor, die in der Vorlage
neutc behandelt worden sind und behandelt werden
'uuen. Unsere Stellungnahme auch zu diesen Be-
n'ntenfrngen ist sehr klar. Wenn in diesen Anträgen
"'"- darauf hingewiesen und wiederholt betont wird,
°"ß d,c Beamten, namentlich auch die oberen Beamten,
"csonderes Gewicht darauf legen, wieder die frühereu
Anlgehälter zu erhalten, so glaube» Wir von unserem
^"Ndpnntt ans betonen zn niiissen, daß diese An-
neftellten bzw. Beamte des Provinzialverbandcs nach
.em auch in deu Eingaben niedergelegten Gehalts-
"W, weniger bedürftig seien als die Hnuderttnnsende

"un Arbeiter» »nd Angestellte» — insbesondere anch
"l" nn Rheinland und Westfalen -, die selbst nach
">i Eingeständnis bürgerlicher Wissenschaftler heute
"«' U>, ,2 „nd ,5 Prozent unter den Löhnen des

Wahres ini.'j verdienen, weil sie bei deu uiedrigeu Löhnen
nnz natürlich die Auswirkungen der Zoll- und Stcner-

"Ucher-Pulitik des kapitalistische»Staates viel stärker
' 'puren bekommen als diese oberen Beamten.

Wenu zum anderen in der Eingabe darauf hin¬
gewiesenwird, daß die Beamten doch höhere Schulbil¬
dung aufweisenmüßten, um überhaupt in die Bemntcu-
laufbabn Hineinkummenzn tonnen, so möchte ich dazu
nur sagen, daß heute iu jeder bürgerlichen Presse steht,
daß fast jeder Handwerker von aufzunehmende» Lehr¬
lingen Hochschulbildungoder wenigstens gntc Mittel¬
schulbildung verlangt, also ebenfalls fordert, daß die
Lehrlinge -^ sei es auch für Hnndwertsbernfe —
höhere Schulbildung ausweisen müssen. Sie haben also
sehr wenig Anrecht, auf dieses Argument zu pocheu,
weil sich auch darin der ganze Widersinn der kapitalisti¬
schen Gesellschaftsordnung widerspiegelt, die eben nicht
imstande ist, die auch in den Kreisen der Arbeiter uud
Angestellten vorhandene Intelligenz zu anuchmbareu
Bedingungen oder gar überhaupt in irgend einer Form
in den Produktionsprozeß eingliedern zu können. Des¬
halb haben wir mit allem Nachdruck sowohl im Reich
wie in den Landesparlnmeuten jedes weitere Zugeständ¬
nis in der Bezahlung der Beamten oberer Gehalts-
tlassen abgclehut und vielmehr gefordert, daß die un¬
tere» Beamten endlich mit menschenwürdige»Löhnen
bezahlt werden müßten.

Im übrige» möchte ich aber zn dieser Neamten-
frage noch darauf hinweisen, daß es vielleicht sehr gut
gewesen wäre, wenn Herr Adenauer mitgearbeitet
hätte, der gerade jetzt in den letzten Tagen in der
Kommune Köln ein Beispiel dafür gegeben hat, wie
auch die Beamten der Kommunen — und so steht es
anch im Reiche, dem Lande und in den Provinzialver-
waltuugc» — die Schläge und Auswirkungen zu spüren
bekommen,die sie sehr bald davon überzeugen sollten,
daß sie in genau der gleiche» Weise de» Kampf gege»
diese Gesellschaftführen müssen, wie es die Arbeiter¬
schaft tun muß.

Weiterhin werden unter diesem Tagesordnungs¬
punkte mehrere Anträge behandelt, die auch von der
kommunistischen Fraktion dem Hause unterbreitet wor¬
den sind Sie können versichertsei», daß wir eine der¬
artige Erklärung, wie sie der Herr Berichterstatter
zum Besten gab, erwartet hatten. Es ist alles schon
tariflich geregelt, die Tarife laufen noch ein Jahr, und
deswegen läßt sich nichts daran ändern. Es spiegelt
nur die Entwicklung wider, wenn man den Antrag
betrachtet den die sozinldemolratische Fraktion zu
diesem Tagesordnungspunkte gestellt hat, iudem auf
deu überaus schwere», vern»twortu»gsvo«en Dienst
des Personals in den Provinzialaustalteu hiugewiescn
uud von der Proviuzialverwaltuug erwartet wird, daß
möglichst bald Erleichterungen eintreten werden. Ich
habe in meinen gestrigen Ausführungen eine» Fall
Herausgegriffen,in dem das Personal in einer Irren¬
anstalt eine Mündige Arbeitszeit hat. die sich auf fünf
^me mit je zwölf Stunden verteilt. Ich glaube, daß
die' sozialdemotratisthen Abgeordneten selbst niemals
daran gedacht haben, daß die Proumzialverwaltung
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von sich aus Aenderungen trifft, daß sie von sich aus
auf eine Verkürzung der Arbeitszeit hinwirkt. Aber
wenn Sie einen derartigen Antrag stellen, so wollen
Sie auch hier nach dem Grundsatz handeln: Wasch mir
den Pelz, aber mach mich nicht nah! (Sehr gut! bei
den Kommunisten.) In diesem Ausdruck „Erwartung"
liegt die ganze Politik, die Sie im Reich betrieben
haben, bis Sie den Fußtritt bckameu. Der Reichs-
minister Wissell war es, der diesen Apparat aufgebaut
hat, um die Front der Unternehmer der einzelnen
Länder immer stärker zu festigen und der Arbeiterschaft
diese Arbeits- und Lohnbedingungen aufzuoktroyieren,
sie zu spalten und unfähig zu machen,den Kampf um
die Verkürzung der Arbeitszeit zu führen. (Sehr gut!
bei den Kommunisten.) Weil Sie dies getan habeu, be¬
schränkenSie sich jetzt auf den frommen Wunsch, von
der Provinzialverwaltung zu erwarten, daß sie hier
eine Aenderung für das Personal der Proviuzial-
nnstalteu schafft.

Wir haben in unserem Antrage gefordert, daß für
alle Provinzialarbeiter und Angestellten, soweit ihr
Monatseinkommen nicht 600 RM übersteigt, die sicben-
stündige Arbeitszeit bei vollem Lohnausgleich ein¬
geführt wird. Sie sagen, der Tarif läuft noch ein
Jahr. Die Gewerkschaftsführer, auch der christlichen
Eoleur, haben natürlich dnrch SchiedssprüchedieTnrif-
daucr verlängert. Sie sind damit einverstanden, daß
die Tarife anf Jahre hinaus festgelegt werde». In den
Arbeitcrvcrsllmmluugen und dort, wo es darauf au-
tommt, die Arbeiter zu betrügen, erklären Sie noch,
daß eine Verkürzung der Arbeitszeit notwendig sei
und durchgeführt werdeu müsse. Ich habe da ciuen
bezeichnendenFall gelesen. In einer Metallarbeiter-
Versammlung des Hirsch-DunckcrschenGewerkvereins,
wo ebenfalls das wirtschaftliche Elend und die Not¬
wendigkeit der Verkürzung der Arbeitszeit besprochen
wurde, erklärte einer dieser sog. Führer der Hirsch-
DunckerschenArbeiter: Wenn die drei Millionen Er¬
werbslosen sich einmal selbst überlassen würden, dann
würden sie sehr schnell Aenderungen schaffen. Aber die
Führer lehnen es ab, sich immer wieder als Feuerwehr¬
leute gebrauchen zu lassen, um die Brände zu löschen,
die von den Unternehmern angefacht werden.

Wenn die Gewerkschaftsführer schon selbst sich den
Posten von Feuerwehrleuten zubilligen, wenn sie selbst
erklären, daß sie immer und immer wieder ihre Tätig¬
keit nur darin gesehen haben, die Brände zu löschen,
so sagen wir mit aller Deutlichkeit: Die Frage der Ver¬
kürzung der Arbeitszeit wird auch durch die Zustim¬
mung dieses hohen Hauses nicht gelöst. Die Frage der
Verkürzung der Arbeitszeit steht als die entscheidende
Frage vor der ganzen deutschen Arbeiterklasse,vor dem
lianzen internationalen Proletariat. Sie wird gelöst
werden unter Führung der Kommnnistischen Partei
»ach Niederringuug und Niederschlagung jener Feuer¬

wehrleute der deutschenBourgeoisie. (Beifall bei den
Kommunisten.)

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Das Wort
hat der Herr Abgeordnete Dr. Stein.

Abgeordneter Dr. Stein: Meine Damen und
Herren! Einige Worte zu dem Punkt 10 der Tages¬
ordnung.

Unter Drucksache ^15 ist seitens unserer Partei bean¬
tragt worden, der Provinziallandtag möge beschließen,
vorläufig von Neueiustelluug von Beamten mit Be¬
züge« der Sondergruppcn 1—ü sowie der Gruppen
1a—2c der Vesoldungsordnung abzusehen.

Meine Damen und Herren! Ich möchte hierbei zum
Ausdruck bringen, daß selbstverständlichtechnische Be¬
amte oder Aerzte davon ausgenommen sein sollen, denn
wenn ein Arzt oder ein Techniker ausscheidet,muß auf
jede» Fall Ersatz geschaffen werden. Wir nehmen nn,
daß die Sache auch so richtig verstanden worden ist.

Im großen und ganzen darf sich aber niemand einer
Täuschung darüber hingeben, daß es in der heutigen
Zeit eine unbedingte Notwendigkeit ist, auch an der
Einstellung von Beamten zu sparen. Ich befürchte,
daß, wie die Sache mit dem Sparen heute läuft, wir da
nicht mehr viel weiterkommen werden (Sehr richtig!
bei der Wirtschaftspartei) und erst noch einmal ein be¬
sonders starker Druck ausgeübt werden muß, bevor
wir auf die Basis kommen, auf der wir angesichts
unserer verzweifelten Wirtschaftslage eigentlich stehen
müßten.

Meine Damen und Herren! Meine Fraktion ist »üt
der Ueberweisung unserer Anträge an den Provinzial-
nusschuß einverstanden.

Stellvertretender VorsitzenderEberle: Das Wort
hat Herr Abgeordneter Hauck.

Abgeordneter Hauck: Meine Damen und Herreu!
Wenn wir Ihnen unter Drncksnche«10 den Antrml
unterbreitet haben, die heute sehr lange Arbeitszeit
der in den Provinzialanstalten beschäftigten Personen
zu verkürzen, so geschahdirs ans vielfachen Gründen,
um deswillen, weil insbesondere das Pflegepersonal in
den Anstalten einen außerordentlich schwerenund ver¬
antwortungsvollen Dienst hat. Meine Herren, wer
mehrmals die Gelegenheit gehabt hat, das Personal
insbesondere in den Irrenanstalten während seiner
schweren, verantwortungsvollen Tätigkeit zu beobach¬
te», der knuu es nicht fasse», daß Mensche» jahraus
jahrein täglich 12 Stundeil lang diesen Dienst versehen
können. Es ist ja Wohl gesagt worden, daß in frei°
williger Vereinbarung diese Zeit auf fünf Tage in der
Woche beschränkt worden sei. Sie ist auf diese fnns/
tägige Frist beschränktworden, weil im Jahre 192 l die
Arbeitszeit von durchschnittlichacht Stunden pro Tag
auf zchu Stunden pro Tag erhöht wnrde. Alsc> b
Stunden pro Woche. Und wer weiß, wie überaus an¬
strengend dieser Dienst ist, der kann weder im In^
esse dieses Personals noch im Interesse der von U)N>
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betreuten Patienten wünschen,daß dieser Znstand noch
länger dauert. Denn letzten Endes sind es doch die
bedauernswertestenOpfer, die dort in den Anstalten ver¬
pflegt werden müssen, bei deren Gcistesznstand Aus¬
schreitungen gegen das Personal selbstverständlichun¬
vermeidlichsind. Es ist ein nerUenaufrcivender Dienst,
der vou diesem Persoual verrichtet werden muß. Aus
dem Grunde glaube ich, kann sich der Provinzialland¬
tag, wenn er sich seiner Verantwortung gegenüber
diesen Personen und den Patienten bcwnßt ist, der
Aufgabe nicht langer entziehen, hier Wandel zu schaffen
u»d der Provinzialverwaltuug nahezulegen, bei künf¬
tigen Tnrisuerhandlungen eine andere Linie zu be¬
freiten. Er darf sich nicht auf den Standpunkt der
strikten Ablehnung stellen, wenn es darum geht, die
jetzige Arbeitszeit zu verkürzen. Der Herr Bericht¬
erstatter hat uns gesagt, daß der I. Fachausschußder
Auffassung ist, daß ja soeben die Verhandlungen vor
dem Schlichter abgeschlossen worden seien, da tarifliche
Nestimmungen auf die Dauer eines Jahres liefen.
Meine Damen und Herren, wenn wir hier nicht die
Initiative ergreifen uud der Provinzialverwaltuug
nach der Richtung hin Richtlinien geben, dann ist im
nächsten Jahre — wir kommen ja in der Zwischenzeit
llnr nicht mehr zusammen — die Situation uatürlich
du- gleiche: Die Provinzialverwaltuug wird mangels
^chtlinien dann auch bei den künftigen Tarifverhand¬
lungen diese Sache ablehnen, wird also keine Arbeits¬
zeitverkürzung bewilligen.

Meine Herren, wenn Sie dann mit dieser Argumeu-
tatiou hier die Ablehnung des Antrages begründen,
'° ist dieses meiner Auffassung nach eine Festlegung
"uf den Sankt Nimmerleinstag. Das können Sie
gegenüber diesem Personal nicht verantworten. Ich
"uchte aber auch darauf hinweise», daß es auf die
^nucr gar nicht verantwortet werden kann, daß über¬
haupt noch solch lange Arbeitszeiten bestehen, selbst
wenn wir diesen schweren, verantwortungsvollen Dienst
"ußer acht lassen wollten. Wenn wir sehen, daß von
^ahr zu Jahr die Arbeitslosigkeit in diesem außer¬
ordentlichen Maße zunimmt, dann ist es doch uuver-
nntwortlich, wenn man auf der eiuc» Seite die Leute
w bis 12 Stunden pro Tag arbeiten saßt, während die
anderen draußen nichts zu arbeiten haben und — um
'n Ihrem Jargon zu redcu — dauu vou der Substanz
der Gesamtwirtschaft zehren müssen. (Zuruf des Ab-
Neurdueteu Niegel: Sie haben ja gegen alle Antrage
aestimmt!) Sie wollen doch zweifellos nicht so brutal
'ein, die Leute, die nun aus dem Produktionsprozeß
"nfach ausgeschaltet siud, verhungern zu lasseu. Sie
werden also unterstützt werden müssen, irgendwoher
wussen die Mittel kommen. Deshalb ist es etwas Kurz-
nchtigesund Intousequeutes, wenn man dann auf der
anderen Seite das Personal der öffentlichen Anstalten
'" dieser überlangen Arbeitszeit arbeiten läßt und
damit das Heer der Arbeitslosen nur uoch vergrößert.

Ich bin also der Auffassung, daß sich das hohe Hans
doch überlegen muß, ob es diesen Antrag auf Druck-
sache 110 nicht zum mindesten der Provinzialverwal¬
tuug zur Berücksichtiguugüberweist. Eine Ablehnung
würde meiner Auffassung nach selbst nach Ihren
eigenen Intentionen unverantwortlich sein. Wir bitten
Sie also, diesem Antrage zuzustimmen.

Wenn ich dem Vorredner antworten soll, so, glaube
ich, dürfte es genügen zu erklären: Weuu die Herr¬
schaften von der Kommunistischen Partei sich immer
hierhin stellen und die Gewerkschaftenverantwortlich
machen wollen für die heutigen Verhältnisse in den
Betrieben, für die lange Arbeitszeit und für die ver¬
hältnismäßig nicht so großen Erfolge nach der Rich¬
tung hin, so, glaube ich, fällt dieser Vorwurf auf die
Herrschaften zurück, die ihn hier erhoben haben, den»
sie sind es ja gerade, welche die Machtposition der Ge¬
werkschaften uutcrgraben (Zuruf der Abgeordneten
Fräulein Keller: Wer hat denn den Achtstundentag
aufgehoben?) durch ihre eigene Stellungnahme (Sehr
richtig! bei den Sozialdemokraten) und insbesondere
dadurch,daß sie die Mitglieder aus den Gewerkschaften
hinausekeln und dadurch zur Zersplitteruug der heu¬
tigen gewerkschaftlichen Organisation beitragen, daß sie
eigene Organisationen gründen (Zuruf eines kommu¬
nistischen Abgeordneten: Königsbergcr Eisenbahner!)
und so uach den Grundsätzen der Arbeitgeberorgani-
sationcn: „Teile und herrsche!" den Zwiespalt auch iu
die Reihen der Gewerkschaftentragen. (Beifall bei den
Sozialdemokraten.)

Stellvertretender VorsitzenderEberle: Das Wort
hat Herr Abgeordneter l)r. Knnst.

Abgeordneter Dr. Knust: Der Herr Landeshaupt¬
mann hat am Montag zum Vortrug gebracht und wir
stimmen damit vollständig überein, daß nunmehr in
den öffentlichen Etats die notwendige Sparsamkeit-
überall eintreten muß. Der Herr Oberpräsident Dr.
Fuchs hat das in gleicher Weise zum Ausdruck gebracht
und es sind ja auch in verschiedenenGtatspositionen
erhebliche Abstriche gemacht worden. Man hat z. V. in
dem außerordentlichen Etat am Straßenbau insgesamt
50 Prozent eingespart. Man hat ebenfalls an produk¬
tiven Stellen, z. V. der Unterstützung des Gemeinde-
und Kreiswegebaues Einsparungen gemacht m Hohe
von 50 Prozent bzw. 41 Prozent. Es liegen da ja auch
schon verschiedene Anträge vor.

Wenn wir uns überlegen, ob der ganze Haushalt
iu derselben sparsamen Weise aufgestellt ist, dann
werden wir uns doch die Mühe machen müssen - ob-
nleich Herr Abgeordneter Dr. Lehr der Meinung war,
daß nicht viele Herren hier im Hause wäreu, tue die
nötige Sachverständigkeitbesäßen (Sehr gut! rechts)-,
im einzelnen diesen Haushalt etwas näher zu betrach¬
ten Wir haben bei genauer Durchsichtdes Straßeu-
bauhaushaltes doch einige Positionen gefunden, die
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unserer Meinung nach einmal etwas näher betrachtet
werden müssen.

Dn haben wir zu dem Punkt 25 der heutigen Tages¬
ordnung folgendes auszuführen. Auf der Seite l4 des
Haushaltsplans im ordentlichen Haushalt befindet sich
unter IV 1d: Materielle Straßeuuuterhaltung als
Veitrag zu den Ruhegeldern und Hinterbliebenen¬
renten die Summe von 684 N0U NM. Wenn Wir diese
Summe in Beziehung setzen zu den Straßcnwärtern,
die bei der Provinz tätig sind und die sich im An-
gestelltcnverhältnis befinden, dann kommenwir zu dem
Ergebnis, daß für diese Straßenwärter das an sich
nicht hohe Gehalt von 2574 NM im Jahre ausgeworfen
ist, das; aber die Pcnsionslast für diese Leute, die ein
Gehalt von 2574 RM beziehen, 927,28 NM je Kopf
beträgt. Das scheint uns doch ciu Verhältnis zu sein,
das uubcdiugt der Aufklärung bedürftig ist. Wir möch¬
ten die Verwaltung bitten, sich doch zu dieser Frage
einmal zu äußern. Offenbar ist bei dieser Position eine
besondere Ruhegehalts- uud Hinterbliebenenversichc-
ruug eingerichtet worden, die von der staatlichen Ver¬
sicherung abweicht uud die auch von dem, was für die
sämtlichen übrigen Beamten der Proviuzialverwal-
tung getan wird, ganz erheblichabweicht. Gs ist in der
gestrigen Sihuug des FachausschussesIV zum Ausdruck
gebracht worden, daß die Verwaltung im allgemeinen
mit einem Unkostensntzvon 2U Prozent für Hinter-
blicbcucnfiirsorgc uud Ruhegelder rechuc. Hier sind
es aber 40 Prozent der Gehälter, die die Straßcnwärter
bekommen. Wir haben im Fachausschuß IV versucht,
der Angelegenheit schon etwas zu Leibe zu gehen, und
sind von der Verwaltung dahin belehrt worden, daß,
während 738 Straßenwärter vorhanden sind, 3N8
Straßcnwärter Pension beziehen, daß ferner 17N Wit¬
wen vorhanden sind uud 56 Waisen. Wenn mau diese
Ziffer von 478 — ich will die Waisen einmal ganz bei¬
seite lassen — mit der Ziffer von 738 Leuten vergleicht,
die in Beschäftigung sich befinden, so wird man jeden¬
falls zu dem Ergebnis kommen, daß das in absolut
keinen, Verhältnis steht. Wir stellen deshalb den An¬
trag:

„Der Provinzinllaudtag beschließt zu Nr. 25 der
Tagesordnuiig fiir die vierte Plenarsitzung des 77.
Rheinischen Pruvinziallnndtages erneute Prüfung der
Etatposition IV l d auf Seite 14 des Hanshnltsplans
durch den FachausschußI uud den Provinzialnusschuß."

Stellvertretender VorsitzenderEberle: Das Wort
hat Herr Landesrat Zillikens.

Landcsrat Zillikens: Meine Damen und Herren!
Die Frage des Verhältnisses von Pcusiouen und Ruhe¬
geldern zu den an aktive Beamte und Angestellte ge¬
zahlten Vergütungen unterliegt häufig einer falschen
Beurteilung. Wenn man sieht, daß ein großer Prozent¬
satz der Personaltosten für Pensionen bezahlt werden
muß, so glaubt man daraus schließenzu können, daß
in überreichem Maße Pensionen gezahlt werden, daß

Leute pcusioniert werden, die noch nicht pensionsreif
sind, daß man zu schnell mit der Pensionierung vorgehe.
Das sind Fehlschlüsse.Meine Damen und Herren, die
Verhältnisse sind anders zu beurteilen.

Was die Pensiouierung angeht, so hat mau auf
diese im wesentlichenkaum einen Einfluß. Sie vollzieht
sich zwangsläufig einmal durch Erreichung einer ge¬
wissen Altersgrenze uud zum andern durch den körper¬
lichen Zustand und die Arbeitsfähigkeit der betreffen¬
den Beamten oder Angestellten. Es ist eine Erfahrungs¬
tatsache,daß, wenn ein Beamter oder Angestellter über
6N Jahre alt ist und keinen Arbeitswille,: oder keine
Arbeitskraft mehr besitzt, es nicht möglich ist, ihn vom
Eintritt in den Ruhestand zurückzuhalten. Er bekommt
ärztliche und auch kreisärztliche Atteste, daß er nicht
mehr arbeiten kann. Wenn er sich innerlich sagt: Ich
glaube nicht mehr arbeiten zu können — bei dem einen
spielt ja dieses Moment des Arbeitswillens eine
größere Rolle als bei dem anderen —, so bleibt der
Verwaltung nichts anderes übrig, als einen solchen
Beamten oder Angestellten zu pensionieren bzw. ihm
ein Invalidcngeld zu geben. Denn zwangsweise nn den
Arbeitsplatz oder Arbeitstisch bekommt man ihn nicht,
und wenn er widerwillig kommt, so hat man auch
nichts davon. Das ist also ein zwangsläufiger Abfluß
in den Ruhestand.

Ganz anders aber ist der andere Faktor zu beur¬
teilen, der für dieses Zahlcuucrhältnis maßgebend ist:
nämlich die Höhe der an die Beamten bzw. Angestellten
im aktiven Dienst gezahlten Vergütungen. Hier hat
man es in der Hand, sparsam zu wirtschaften: einer¬
seits, indem man überhaupt Gehälter und Löhne in
angemessenen Grenzen hält, und zum zweiten, indem
man vorsichtig in der Neueinstellnng ist. Ich wage zu
sagen, daß gegenüber der landläufigen Auffassung, daß
ein hoher Prozentsatz von Nuhegelderu zu beanstanden
sei, umgekehrt ein geringer Prozentsatz von Nuhegelderu
das Zeichen eincr üppigen nnd nicht gerade sparsamen
Verwaltung ist, während ein hoher Prozentsatz darauf
schließe» läßt, daß mau iu den Pcrsonalausgabcu so
sparsam vorgeht, wie es die finanzielle Lage erfordert.

Wie steht es nun mit den eben bemängelten Ver¬
hältnissen in der Straßenverwaltnng? Es handelt sich
nicht um Beamte, wie der Herr Vorredner meinte,
sondern um die Strnßenwärter der Straßenverwal¬
tnng. Was die Pcnsionierungsverhältnissc dieser Leute
nugeht, so sind sie denen der Beamten durchaus nach¬
gebildet. Sie haben einen Anspruch auf Pension: nach
zehnjähriger Dienstzeit müssen sie in den Ruhestand
versetzt werden, wenn sie nicht mehr arbeitsfähig siud.
Was den Abgang in den Ruhestand anbetrifft, so wird
nnch hier stets in der schärfstenWeise gesiebt. Es wird
im allgemeinen verlangt, daß das Zeugnis der Invali¬
dität seitens der Laudcsvcrsichcruugsanstalt vorliegt.
Gs muß also festgestelltseiu, daß der Betreffende nicht
mehr in der Lage ist, das bekannte Drittel auf dem
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allgemeinen Arbeitsmarkte zu verdienen. Wenn die Ver¬
trauensärzte derLandesversicheruugsanstalt das beschei¬
nigt haben, so können wir den Arbeiter unmöglichmehr
dazu zwingen, daß er auch fernerhin der unter den
heutigen Verhältnissen nicht ganz ohne Gefahren sich
abwickelndenTätigkeit eines Straßenwärters obliegt.
Die Leute selbst sind auch, wie die Erfahrung zeigt,
uewöhnlich über 60, meistens 63, 64, 65 und mehr Jahre,
ehe sie in den Ruhestand treten. Also ein zu schnelles
Pensionieren findet auf keinen Fall statt.

Aber woher kommt es, daß der zweite für den Pen¬
sionsprozentsatzmaßgebende Faktor so verhältnismäßig
niedrig ist und daher der Pensionssatz hoch wird? Das
kommt daher, weil es sich hier um eine Angestcllten-
üruppe handelt, bei der kein Nachwuchs ist, die sich nicht
dauernd vermehrt. Die Straßenwärtcr auf uuseren
Straßen haben sich durch die technische Entwicklung des
Straßenbaues erheblich vermindert. Wenn ich die
Straßen ,zum großen Teil gepflastert oder asphaltiert
habe, so habe ich selbstverständlichlange nicht mehr das
Personal nötig, als wenn ich dauernd eine Macadcnn-
decke habe, die ewigen Flickereien unterliegt und in
kurzen Zeiträumen ncugemacht werden muß. Die
Folge davon ist: Die Straßenwärterzahl ist mit der
fortschreitenden Technik geringer geworden, die Pen¬
sionen sind dieselben geblieben,und das Verhältnis der
Peusiunszahl zu der Zahl der aktiven Löhne muß in
die Höhe gehen, bis es zu dem Zeitpunkt kommt, daß
die Leute absterben und wieder eine normale Zahl
herauskommt. Eine Kleinigkeit wäre es, den Prozent¬
satz herunterzudrücken. Man brauchte nur mehr
Straßenwärter anzustellen, als nötig ist.

Also ich sage nochmals: Gin hoher Prozentsatz ist
das Zeichen einer sparsamen Verwaltung uud ein nie¬
driger das Zeichen einer üppigen Verwaltung. (Zuruf
des Abgeordneten Dr. Dichgans: Sie haben hoffentlich
nicht vor, noch mehr einzusparen!)

Stellvertretender Vorsitzender Lberle: Das Wort
lint der Herr Abgeordnete !)>'. Dechamps.

Abgeordneter 1),'. Dechamps: Meine sehr ge¬
ehrten Damen und Herren! Das, was der Herr Vor¬
redner uns über die Pensionen gesagt hat, mag teil¬
weise richtig sein. Aber ich frage mich, ob das ganze
System richtig ist. Ich mißgönne niemandem seine
-Pension.Aber wenn es sich um Straßenwärter handelt,
'Nüssen mir nns doch klar darüber sein, daß sie gleich¬
zeitig irgendwelchegesetzlicheAnsprücheauf Invaliden¬
versicherung haben und daß es sich hier doch immer
'">r nm eine zusätzliche Pension zn den schon bestehen¬
den gesetzlichen Pensionen handelt. Wir müssen nns
ferner darüber klar sein, daß die gesetzlichen Beträge,
die nns der Invalidenversicherung nnd dergleichenin
«rage kommen, in letzter Zeit wiederholt erhöht wor¬
den sind. Ich frage mich, ob es richtig ist, ans Kosten
°n Allgemeinheit einzelne Kreise der Versicherten
"esser zn stellen als die anderen Versichertc»,und solche

Veträge zu gcbeu, wie es hier geschieht. Wir müssen
uns immerhin doch darüber klar sein, daß allein bei
den Straßcnwärtern es sich nm einen Betrag von
rund 684 000 RM handelt, d. h. ungefähr um die
Summe, die uus fehlt, um den Kreis- und Gemeinde-
Wegebaufo zn unterstützen, wie wir ihn an nnd für
sich unterstützen möchten. Da wir genötigt sind, zu
sparen, so werden wir doch überall da zu sparen ver¬
suchen, wo es möglich ist, nnd werden uns überlegen
müssen, ob das Verfahren, wie es hier ist, noch den
heutigen Verhältnissen in allen Punkten entspricht.
Ich meine, man sollte einfach nachprüfen, ob nicht
manches, was früher vielleicht richtig war, heute
ändernngsbedürftig ist. Wir wollen selbstverständlich
keine vertraglich begründete» Rechte irgendeines
Menschen schmälern, denn das wäre nicht zulässig.
Aber ob es heute noch nutwendig ist, in dem Umfange
Zusatzrenten z« geben, wie sie hier gegeben werde»,
das möchte ich bezweifeln.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Das
Wort hat Herr Abgeordneter Zimmer.

AbgeordneterZ i m m e r (Köln): Wir haben als kom¬
munistische Fraktion die Einführung der 7stündigen
Arbeitszeit beantragt bei vollem Lohnausgleich für die
Arbeiter und Angestellten der Provinzialverwaltung
mit einem Monatsgehalt bis zu 600 RiM. Weiter haben
wir den Antrag gestellt, Zuschüsse nur an solche Kom-
munaluerwllltnngen und Fürsorgeverbände zu über¬
weisen, die die 7stü»dige Arbeitszeit durchgeführt
haben. Wir haben diesen Antrag nicht zuletzt deshalb
gestellt, weil wir wissen, 'daß die große Erwerbslosigkeit
von über 3,^ Millionen in Deutschland nicht zuletzt
darauf zurückzuführen ist, daß trotz technischerVer¬
besserungen und Rationalisierungen die Arbeitszeit
heute noch höher ist, als sie in der Vorkriegszeit war.
Die technischenVerbesserungen und die Nationalisie¬
rungen, die durchgeführt wurden, bedingen aber auch,
daß wir in der Frage der Arbeitszeit von unserer alten
Forderung von acht Stunden abgehen und für die
Arbeiter und Angestellten den Siebenstundentag ver¬
langen (Abgeordneter Dunder: Sehr richtig!), wie er
bereits in Rußland zu einem großen Teil durchgeführt
worden ist. Die Sozialdemokratische Partei hat zu
dieser Frage einen Antrag gestellt, der eigentlich gar
nichts besagt. Es heißt darin nur, die Provinzial¬
verwaltung solle dahin wirken, daß die Arbeitszeit
heruntergesetzt werde. Nun, Ich glaube, weun man
einen solchen Antrag an die Provinzialverwaltung
stellt, dann wird die Arbeiterschaft noch lange darauf
warten können, bis er durchgeführt wird. Ich glaube,
daß die Provinzialverwaltung und die Verwaltungen
in der Privatiudnstrie nicht dazu da sind, die Arbeits¬
zeit herunterzusetzen,dafür sind vielmehr die Gewerk¬
schaftenda, die durch die Mobilisierung der Arbeiter¬
masse, durch die Aufnahme des Klassenkampfes die
Forderungen der Arbeiterschaft durchsetzen müssen.
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(Sehr richtig! bei den Kommunisten.) Es ist nur De¬
magogie, wenn die SozialdemokratischePartei sich be¬
rufen fühlt, auch iu der Frage der Arbeitszci't-
verkürzung etwas zu fordcru. (Zuruf eines kom¬
munistischenAbgeordneten: Die fordern Verlängerung
der Arbeitszeit!) Wir wissen doch sehr genau, daß der
ADGB. und die Vertreter der Sozialdemokratie
schon lange vor Louis Hagen, vor Klöckner usw. in
Deutschland erklärt haben, daß, wenn man die
schwierige Wirtschaftslage der Nachkriegszeit über¬
winden wolle, man die Arbeitszeit verlängern müsse.
Kohlen, Kalinskh, Lindemann, alle diese Leute schrieben
sich 1921 die Finger schwarz und blau, um der Arbeiter¬
schaft Plausibel zu machen, daß sie, wenigstens vorüber¬
gehend, auf die Errungenschaften der Revolution, auf
die Ginführung des Achtstundentages verzichtenmüsse.
Einige Daten, wo die Sozialdemokratie den Acht¬
stundentag preisgegeben hat, weil der deutsche Ka¬
pitalismus und die deutsche kapitalistische Wirtschaft
sich angeblich in einer schwierigenSituation befanden.

1921 und 1922 wurde das Ucbeischichtcnabkommeu
im Bergbau von den Gewerkschaftenpropagiert und
auch durch den sozialdcmokratischenSchlichter durch¬
geführt, ebenso die 54-Stundenwoche in der Hütten¬
industrie, die 15 Stunden Urbeitsbereitschaft bei den
Eisenbahnern. Als diese den Kampf gegen diese nn-
erhörte Verschlechterungaufuahmen, waren es gerade
die Vertreter der Sozialdemokratie, die diese
kämpfenden Eiseubahnarbeiier niedergeschlagenhaben.
(Sehr richtig! bei den Kommunisten) Im Dezember
1923 wurde die Arbeitszeitverurdnung mit dem neun-
und zwülfstündigen Arbeitstag eingeführt, und der Vor¬
wärts, das zentrale Organ der Sozialdemokratischen
Partei schrieb damals folgende pikante Stelle:

„Die Gewerkschaften sind bereit, ihren ganzen
Einfluß lluszuübeu, damit notwendige Ueberstunden¬
arbeit im Bergban und in anderen Industriezweigen
geleistet werbe. Die sozialdemokratischeFraktion hat
während der zweitägigen Auseinandersetzung über die
Arbeitszeit keinen Zweifel darüber gelassen, daß sie ihre
ganze moralische Autorität einsetzenwerde (Zuruf des
Abgeordneten Dunder: Die ist nicht viel wert!), um
überall dort zu Mehrleistungen zu komme», wo es im
Iuteresse der Wirtschaft notwendig ist." (Hört! hört!
bei den Kommunisten.)

Ich könnte Ihnen aus den ADGB.-Zeitungcn,
aus Zeitschriften, aus der gesamten Gewertschnftspresse
einige Stunden solche Vorlesungen halten, wonach
gerade die ADGN.-Vertreter und die SPD. den Ar¬
beitern darlegten, wie notwendig es sei, die Arbeits¬
zeit im Interesse des deutschenKapitalismus zu ver¬
längern. (Zuruf des Abgeordneten Beck: Das ist
Hineinwachsen in den Sozialismus!) Ganz richtig.
Herr Kollege Hauck meinte, wir von der Kom¬
munistischen Partei könnten gar keine Veranlassung
nehmen, gegen die Gewerkschaftenin dieser Beziehung
Front zu macheu, weil wir es seien, die die Gewerk¬

schaften durch die Opposition, die wir dort treiben,
kampfunfähig machen. (Sehr richtig! links.) Ich
glaube, weun das die organisierten Arbeiter hören,
werden sie darüber lachen. Als wenn die freien Gewerk¬
schaften heute noch Kampforgauisationen wären.
Darüber lachen ja die Hühner, Die freien Gewerk¬
schaften sind dazu da, um die Kämpfe, die unter der !
Führung der revolutionären Opposition ausbrechen,
blutig niederzuschlagen. (Sehr richtig! bei den Kom¬
munisten.)

Aber wie die Mittel heute bei den freien Gewerk¬
schaften noch für Kampfmnßnahmcn verwandt werden,
möchte ich an ber Statistik des ADGN. nachweisen. Der
Etat des ANGB. besagt, daß 1927, in einem Jahr, wo
noch eine ziemlich gute Konjunktur gewesen ist, wo mau
für die Arbeiter etwas herausholen konnte, für Lohn¬
bewegungen und Streiks, überhaupt für die gesamten
Kampfmaßnahmen pro Jahr und Mitglied mir 1,94
RM, ungefähr ein ganzer Wochenbeitrag eines organi¬
sierten Arbeiters, ausgegeben wurde. Für sonstige
Unterstützungen aber wurden 34,14 RM ausgegeben.
Hier hat man also die Soziallasten des kapitalistischen
Staates auf die freien Gewerkschaften übernommen.
Für die Agitation, für sozialdemokratischcPartei¬
propaganda wurden 4,14 RM ausgegeben, und für den
Nerwaltungsapparnt, für die Bürokratie, für die hohen
Angestelltenversicherungen und Löhne wurde immer¬
hin noch fünf mal soviel ausgegeben — 10,34 RM pro
Mitglied und Jahr — wie für die gesamten Kampf¬
maßnahmen der freien Gewerkschaften für ihre Mit¬
glieder, (Hört! hört! bei den Kommunisten.) Ich
glaube, daß diese Statistik sehr genau sagt, wie es mit
den Kampfmaßnahmen und der Kampforganisation der
freien Gewerkschaftenaussieht. (Zuruf des Abgeord¬
neten Steinbüchel: Was hat das mit Grafenberg zu
tun?) Wenn die Kommunisten in den Gewerkschaften
ihren Einfluß geltend machen, so nur deshalb, um sie
wieder dazu zu bringen, die Forderungen der Arbeiter
durchzuführen, nicht zuletzt auch die Forderung auf
Herabsetzung der Arbeitszeit.

Statt dessen geht man heute in dieser schwierigen
Sitnation bei dieser großen Anzahl von Erwerbslosen,
wie in den Kommunen so anch hier in der Provinz,
dazu über, die Arbeitszeit der Angestellten herauf¬
zusetzen. Ich weise darauf hin, daß auch bei den Etats¬
beratungen in Köln, wo es mit die größte Anzahl Er¬
werbslose gibt, Adenauer versucht, die Arbeitszeit zu
verlängern. (Glocke des Vorsitzenden.)

Stellvertretender VorsitzenderEberle : Ich mache
Sie darauf anfmerlsnm, daß Ihre Redezeit abgelaufen ist
und Sie zum Schluß kommen müssen. (Zuruf des Ab¬
geordneten Simon: Er spricht noch so schön, lassen Sie
ihn doch!)

Abgeordneter Zimmer (fortfahrend): Dort soll
die Arbeitszeit nach den Ausführungen Adenauers jetzt
wieder um zwei Stunden pro Woche verlängert
werden.
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Wir stellen diesen Antrag und ersuchen, ihm statt¬
zugeben. Wir geben uns aber nicht der Illusion hin,
das; die Provinzialverwaltuug die Arbeitszeit ver¬
kürzen wird. Vielmehr wird die Arbeiterschaft, be¬
sonders auch in der Provinzialuerwaltung, nur durch
die Aufnahme des Kampfes die Arbeitszeit herunter¬
setzen können. (Beifall bei den Kommunisten. Zuruf
des Abgeordneten Simon: Siehe die kommunistische
Weltrevolution am 6. März lM>!)

Stellvertretender Vorsitzender Ebcrlc: Das
Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Lch.

Abgeordneter Nr. üeh : (Zuruf links: Jetzt kommt
der Völkische Beobachter!) Den sollten Sie mal eifrig
lesen, damit Sie auch ein bißchen Politik lernten. Es ist
hier von ,der Veanitenfrage der Proviuzilllverwaltuug
die Rede. Weuu es möglich ist, wie es gestern in einem
Fachausschuß zum Ausdruck gebracht wurde, daß
buriges Jahr zwei uenc Stellen für Laudesrütc ge¬
schaffenwurden damit eine Partei befriedigt werde
(Hört, hört! rechts), — eine solche Stelle kostet 18 000
MM — (Zuruf des Abgeordneten Dr. Dichgans: Sie
haben nicht richtig aufgepaßt, das ist uicht gesagt
worden), baun siud wir der Meinung, daß das in der
heutigen Zeit eine Ungeheuerlichkeitist. Es ist derart
ungeheuerlich,daß wir feststellen müssen, daß das Wort
und die Tat des alten Fritzen, der auf die Republikaner
wie ein rotes Tuch wirkt, — ich bin überzeugt, wenn
d>e den Namen hören, werden sie wie von der Tarantel
Nestochen aufspringen — auch hier durchaus am Platze
A. Als der siebenjährige Krieg zu Ende war und
-Preußen ein armes Laud geworden war, ließ er seine
Räte und Minister zn sich kommen und sagte: Wie
schaffen wir jetzt in die Staatskassen Geld? Da waren
d^e Räte gencm so dämlich wie sie es heute noch sind
(Zuruf des Abgeordneten Haakc: Da hätten Sie mal
^andesrat Gerlach fragen müssen!) uud sagteu:
-Ulajestät, schaffen wir neue Zölle und Steuern, dann
werden wir unsere Staatskasse fülle». (Zuruf des Nb-
aeordncten Kurth: Das stand im Lesebuch!) Ja, mein
ueber Herr, aber die Sozialdemokraten küunen selbst
das nicht einmal behalten. (Sehr richtig! bei den Na-
Uoualsozialisteu.) Da sagte der alte Fritz: Weuu Er
das will, dann möchte ich Ihn fragen, ob Er schon mal
zugeschauthat, wie eine Hausfrau eine Treppe putzt,
^utzt nmn eine Treppe von oben oder von unteu?
Zurufe bei .den Kommunisten.) Ja, in Rußland da

"leibt der Mist oben liegen. (Lärmende Zustimmung
und Händeklatschenbei den Nationalsozialisten. Zurnf
des Abgeordneten Duudcr: Sie habe» deu Mist im
Gehirn!) Meine Herren, da sagte er: Der König
verzichtet auf vier Fünftel der Einkünfte; Sie, Herr
-«Mister, verzichtenauf drei Viertel. So verzichtenwir,
"ber am wenigsten verzichtet das Volt! Heute ist es
"'„gekehrt, da braucht man Landcsräte mit 18 000 RM.
Hort sitzt einer von denen. (Zuruf des Abgeordneten
^erlach: Die erste Sorge des Herrn Frick war seine
Pension! - Glocke des Vorsitzenden. Der Abgeordnete

Hnake gibt auf deu Zuruf eine uuverständliche
Antwort, die mit andauernden Entrüstuugsrufeu aus
dem Zentrum beantwortet wird.) Seht, wie das Zen¬
trum sich auf eiumal cutrüstet. (Glocke des Vorsitzenden;
Rufe im Zentrum: Raus, raus! Der Vorsitzende:
Herr Abgeordneter Hanke, ich ersnchc Sie, Ihren Platz
einzunehmen. Rufe aus dem Zentrum: Der Mann
muß raus gesetzt werdeu! Der Vorsitzende: Ich bitte
um Ruhe! Ich habe nicht gehört, was er gesagt hat.)
Meine Herren, wenn wir diese Dinge sehen, wenn wir
uns anschaue»,wie heute die Treppe von unten geputzt
wird, wie von den Erwerbslosen das Letzte heraus¬
geholt wird, wie der Bauer in diesem Staate ge¬
plündert wird, dann müssen wir allerdings sagen: Man
macht alles anders als der alte Fritz! Heute putzt nmu
die Treppe von unten, aber restlos, und oben sitzen die
Herren Sklareks uud Varmats und Eure Leute und
Eine Laudesräte. (Dauernde Zurufe liuts: Frick,
Frick!)

Hier wurde auch ein Antrag der Komniumstischen
Partei über den Siebenstundentag vorgebracht. Wir
würden es natürlich begrüßen, wenn der Arbeiter heute
nicht derartig ausgebeutet würde. Aber mit diesen An¬
trägen können Sie dem Volke niemals helfen. Wir
müssen bedenken, daß das Beamtentum heute leiu
Ehrenamt mehr ist, daß der Beamte kein Ehrenamt
mehr hat — früher galt ja der Beamte als eine Person,
die nicht allein bezahlt'wurde, sondern als eine Person,
die man achtete; er vertrat einen Staat, eine Welt¬
anschauung, das Volk —, heute wird der Beamter, der
eine gute Parteitarte hat, der irgendeine äußere
Ttaatssorm bejaht, der am besten uud rücksichtslosesten
gegen das Volt auftreten kann- Das haben wir
Nationalsozialisten hierzu zu sagen. Wir müssen leider
immer wieder darauf aufmerksam mache», wie heute
ein Stand, von denen Vismarck ehemals sagte: „Den
wacht uns die Welt nicht nach!" herabgesunken ist und
nicht mehr geachtet wird. Es gibt Gott sei Dank noch
Berufsbeamtc, aber sie werden verdrängt. Das Partei¬
buch allein ist maßgebend, uud weun nicht genügend
»'eichen »vollen, so wird man »ene Stellen schaffen, um
weiterhin Futterkrippen-Politik betreiben zu können.
Heute haben wir nicht einen Staat der Ehre, oinen
Staat der Achtung, einen Staat der Leistung, einen
Staat Gottes (Zurnf des Abgeordneten Elfes: Machen
Sie doch Schluß!), sondern einen Staat, der leider
Gottes zu», Inhalt hat, wie weit die einzelnen ver¬
dienen der aber nicht mehr das Wohl des Voltes nnd
nicht mehr das Wohl der Kirche im Auge hat. Wir
sagen das den: Volke und Ihueu alle» immer und
immer wieder, ob Sie es hören wollen oder nicht,
Wehren Sie sich dagegen, stopfen Sie Ihre Ohren zu,
uus geht das nichts an. Wir wisse», daß das Volk nicht
a» diesen Staat gcbimden ist, sondern daß es über ihn
heraus zur Freiheit kommen wird. (Händeklatschen
beiden Nationalsozialisten und ans der Tribüne. Zuruf
aus dem Zentrum: Mimt die Galerie auch schon mit?)
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Stellvertretender Vorsitzender Gberle: Ich mache
die Besucher der Tribüne darauf aufmerksam daß ich,
wenn sich auf der Tribüne nochmals Beifallsäuße-
runa.cn bemerkbar machen, die Tribüne räumen lassen
werde. (Zuruf des Abgeordneten Dr, Leh: Das ist die
Öffentlichkeit des Parlaments!)

Das Wort hat Herr Abgeordneter Dunder zur Ge¬
schäftsordnung,

Abgeordneter Dunder (zur Geschäftsordnung):
Ich habe keine Veranlassung, die Nationalsozialisten auf
der Tribüne in irgendeiner Weise in Schutz zu nehmen.
(Zurufe rechts: Das sind Juden!) — Aber ich ver¬
wahre mich dagegen, und ich glaube auch, daß es nicht
die Absicht des Vorsitzenden ist, so weit zu gehen, die
gesamte Tribüne räumen zu lassen, wenn dieser dumme
Junge da oben noch einmal Beifallskundgebungen
oder Zwischenrufe macht. Wir sind vielmehr der Auf¬
fassung, daß man den Nazis das gibt, was ihnen ge¬
bührt. (Zuruf des Abgeordneten Dr. Leh: Wir setzen
uns ja nicht hier auseinander, sondern draußen!)

Stellvertretender VorsitzenderEberle: Das Wort
hat Herr Abgeordneter Hanke zur Geschäftsordnung.

Abgeordneter Hanke: Wir Nationalsozialisten be¬
nutzen gerade diese Gelegenheit, auch die kommunisti¬
schen Besucher der Volkstribüue darauf aufmerksam zu
machen (Glocke des Vorsitzenden. Laute Rufe: Schluß,
Schluß!), daß in allen anderen Parlamenten die Kom¬
munisten ebenfalls (Der Vorsitzendeunterbrechend: Das
ist nicht zur Geschäftsordnung gesprochen! - erneute
Schlußrufe.) Wir Nationalsozialisten können es sehr
Wohl verstehen, (Große Unruhe im ganzen Hause. Der
Vorsitzende:Ich bitte um Ruhe! Zurufe des Abgeord¬
neten Dr. Leh: Das ist Euer Parlament!) Wir können
es sehr gut verstehen,daß das oben die Besucher (Rufe
im Zentrum: Raus, raus!)

Stellvcrtreteuder Vorsitzeuder:Ebcrle: Herr Ab¬
geordneter Haake, ich mache Sie nochmals darauf auf¬
merksam,daß Sie nicht znr Geschäftsordnung spreche».
(Zuruf des Abgeordneten Dunder: Der kennt nichts
von der Geschäftsordnung! — Zuruf des Abgeordneten
Dr. «eh: Das ist Euch peinlich!) Ich mache Sie darauf
aufmerksam, daß ich Ihuen, wenn ich Sie nochmals
daran erinnern muß, das Wort entziehe.

Abgeordneter Hnnte (fortfahrend): Bitte! — Wir
Nationalsozialisten sprechen darum zur Geschäftsord¬
nung, weil das, was wir zu sagen haben, zur Geschäfts¬
ordnung gehört. (Glocke des Vorsitzenden.)

Stellvertretender Vorsitzender Eberlc: Herr Ab¬
geordneter Haake, ich entziehe Ihnen jetzt das Wort!
(Zuruf des Abgeordneten Dr. Leh: Bravo! — Zuruf
des Abgeordneten Hanke: Ich stelle fest, daß mir das
Wort entzogen worden ist. - Händeklntschenbei den
Nationalsozialisten.) Ich ersuche den Herrn Abgeord¬
neten Dr. Leh, sich auf seinen Platz zu begebe». Ich
mtte nun um Ruhe. Das Wort hat Herr Abgeordneter
Lessenich.

Abgeordneter Lessenich: Meine Damen und
Herren! Erwarten Sie von mir keine Sensation; in
diesem Artikel arbeite ich nicht. Dafür habe ich aber
die Ghre, Sie zu bitteu, ebenso wie der FachausschußI,
unserem wirtschaftsparteilichen Antrag zustimmen zu
Wolleu,der darauf abzielt, 25 Prozent der Reisekosten
einzusparen. Wieviel Reisekosteneigentlich vorgesehen
sind, sagt der Haushllltsplau nicht genau. Die Schätzung
— da der Haushalt sehr unklar ist und Gesamtposi-
tioncn anfweist — kann vielleicht zwischen .'! oder
<100 N00 RM liegen. Wir wollen nicht, daß es nach dem
Muster der Berliner Stadträte geht, die neben ihren»
Gehnlt noch 2^1000 RM für Reisekosten liquidieren.
Wir möchten darauf hinweisen, daß auch der Herr
Landeshauptmann der Sache nicht ganz traut; denn
einzelne Positionen sind ja nur mit seiner Genehmi¬
gung durchführbar. Wenn gespart werden soll, so kann
man dem Reisefieber sehr gut bcitommeu. Wir wür¬
den dann etwa 1N0 00N RM für andere, bessere Zweck
frei haben.

Stellvertretender Vorsitzender Euer I e: Das Wort
hat Herr Abgeordneter Lohmeher ,

Abgeordneter Lohmeher: Meine Damen und
Herren! Ich möchte doch ganz kurz eiuen Stand in
Schutz nehmen, der vorhin in etwa angegriffen wurde;
dns sind die Strnßenwärter. Wenn mnn den Straßen¬
wärter etwas anders behandeln will, so soll man sich die
Positionen näher ansehen und sich einmal damit be¬
schäftigen, wie er behandelt wird, und wie sich seine
Rente zusammensetzt. Ich bednure, daß mnn gerade bei
dieser Position uud nicht bei anderen Positionen etwas
über das Ruhegeld gesagt hat. Der Straßen Wärter,
der sein Ruhegeld bekommt, wird sich auch jedenfalls
hier in der Rhcinprovinz die Invalidenrente anrechnen
lassen müssen. Im ganzen wird seine Rente nicht höher
als auf 80 Prozent kommen: das heißt wenn er Voll-
invalide ist und seiue Reihe vou Dienstjahrcn hinter
sich hat, Es ist nicht mehr als recht und billig, daß wir
bei dem einen wie bei dem andern Gerechtigkeitwalten
lassen. Wenn Bezüge gegeben werden, dann auch dein
Straßenwärter, der als Arbeiter im Dienste der Ver¬
waltung steht.

Stellvertretender Vorsitzender Eber I e: Das Wort
hat der Herr Abgeordnete Dr. Knust.

Abgeordneter Dr. K uust: Die Ausführungen des
Herrn Vorredners sind nach meiner Ansicht deswegen
völlig abwegig, weil dem Parlament, wie es hier sitzt,
doch nicht die Möglichkeit entzogen werden kann, die
Rechnung so zu prüfen, wie es uns das Gesetz vor¬
schreibt. Wir sind nicht dnzu da, um zu nllem, was
uns vorgelegt wird, Ja und Amen zu sagen, sondern
wir sind dazu da, um zu prüfen und zu rechnen. Und
wenn wir rechnen, wie wir es getan haben, so kominen
wir zu dem Ergebnis, daß gegenüber lOO Prozent
derer, die in Arbeit sind, 50 Prozent Pensionäre vor¬
handen sind, und daß gegenüber den' ausgezahlten



77. Rheinischer Provinziallandtng, 4. Sitzung am 10. April 1930. 115

GehM von 2500 NM Pensionslasten auf den Kopf um¬
gerechnetvon 1000 RM, das sind 40 Prozent, gezahlt
werden. Das entspricht in keiner Weise dem üblichen
Maßstabe, wie der Herr Personalreferent ja selbst hat
zugeben müssen. Wir erklären also, daß wir uns mit
den Ausführungen der Verwaltung nicht zufrieden
«eben, sondern daß wir eine sachlichePrüfuug im Per¬
sonalausschußI fordern.

Stellvertretender Vorsitzender Gberle: Die Aus¬
sprache ist geschlossen; wir kommen zur Abstimmung.
Zunächst zu Punkt 17, Antrag des Fachausschusses:
Ueberweifung an den Provinzialausschuß. Widerspruch
erhebt sich nicht. Ich stelle fest, daß so beschlossen ist. -
Punkt 18, ebenfalls Ueberweisung an den Provinzial¬
ausschuß. Es erhebt sich kein Widerspruch: es ist so be¬
schlossen.— Bei 19 und 20 desgleichen. — Bei 21 wird
beantragt, den Antrag auf Drucksache 83 abzulehnen.
Erhebt sich hiergegen Widerspruch? Das ist nicht der
Fall.- es ist so beschlossen. — Vei 22 ist ebenfalls Ab¬
lehnung vorgeschlagen. Erhebt sich hiergegen Wider¬
spruch? (Zuruf liuks: Natürlich!) Ich lasse abstimmen.
Wer dafür ist, daß den. Antrage des I. Fachausschusses
entsprechendbeschlossen wird, das heißt Ablehnung des
Antrages auf Drucksache 94, den ersuche ich, sich vom
Platze zu erheben. Das ist die Mehrheit; es ist so be¬
schlossen. — Vei 23 wird .durch den FachausschußAb¬
lehnung des Antrages auf Drucksache110 beantragt.
Ich bitte diejenigen, die dem Antrage des Fachaus¬
schussesentsprechendbeschließen wollen, sich zu erheben.
Das ist die Mehrheit. — Wir kommen zu 24. Der Fach¬
ausschuß beantragt unveränderte Annahme, Wider¬
spruch erhebt sich nicht,- es ist so beschlossen.- Zu
Punkt 25 hat die Reichspartei des Deutschen Mittel¬
standes den Antrag gestellt, der vorhin begründet wor¬
den ist, daß also eiue Ueberprüfuug der Position IV 1 d
auf Seite ,4 des Haushaltsplans durch den I. Fach¬
ausschuß und den Provinzialausschuß erfolgen soll.
I<h lasse zunächst über diesen Antrag abstimmen und
lutte diejenigen, die dem Antrag zustimme» »vollen, sich
3« erheben. Das ist die Minderheit. —Dann darf ich
Wohl ohne besondere Abstimmung feststelleu,daß der
^rovinziallnndtag dem Antrage des Fachausschusses zu
^5 auf unveränderte Annahme zustimmen will. Es ist
w beschlossen. — Zu 26 liegen keine Wortmelduugen
"°r. Ich darf deshalb Wohl aunehmcn, daß Wir auch
ohne Gutgegennahme des Berichtes dem Antrag
°es Fachausschusses zustimmen, der Kenntnisnahme
empfiehlt. Widerspruch erhebt sich nicht; es ist so be¬
schlossen.- Wir kommen nun zu den Punkten 27 bis
''«' einschließlich des Punktes 54.

Das Wort zur Geschäftsordnung hat Herr Abgeord¬
neter Wfes,

Abgeordneter GIfes: Meine Damen und Herren!
Der Abgeordnete Hanke hat vorhin, indem er auf ein
Mitglied des Hauses mit dem Finger zeigte, zur Tribüne
h'naufgerufeu: „Da sitzt er, der dicke Bonze. Beseht

ihn Euch, das ist der Landcsrat!" Ich bin der Meinung,
daß der Opposition hier im Hause durchaus kein Zwang
angelegt werden soll; aber ich glaube, daß wir uns
gegen derartige unerhörte (Zuruf links: Flegeleien!)
ich will das Wort nicht gebrauchen,— Ausschreitungen
schützen müssen. Ich muß meinem Befremden darüber
Ausdruck geben, daß der Herr Vorsitzende hier nicht
den schärfstenParagraphen der Geschäftsordnung an¬
gewandt uud dieses Mitglied von den Verhandlungen
ausgeschlosseu hat. (Beifall im Zentrum.)

Stellvertreteuder Vorsitzeuder Gberle: Meiue
Damen und Herren! In dein Tumult, der vorhin ge¬
herrscht hat, war es mir nicht möglich, genau zu verstehen,
was der Abgeordnete Haate gesagt hat. Hier oben war
überhaupt kaum etwas verständlich. (Zuruf des Ab¬
geordnetenElfcs: Das ganze Haus hat es gehört!) Aber
ich habe nichts gehört; deshalb war es mir nicht möglich,
sofort einzugreifen. Ich habe mir dann das Steno¬
gramm vorlegen lassen, und aus diesem mußte ich ent¬
nehmen, daß wohl etwas Derartiges oder etwas Aehn-
liches gefallen war, aber ich glaube nicht, daß es aus¬
reichend war, um mit dem schärfste»Mittel, das uns
zur Verfügung steht — der Ausschließung— gegen den
Abgeordneten vorzugehen. Ich muß es deshalb Wohl
dabei bewenden lassen, das Vorgehen des Abgeordneten
mit einem Ordnungsruf zu ahnden. Ich erteile hiermit
dem Abgeordneten Haakc einen Ordnnngsrnf.

Das Wort zur Geschäftsorduuug hat der Abgeord¬
nete Simon.

Abgeordneter Simon: Meine Damen nnd Herren!
Ich stelle fest, daß dieser Herr eben unserm Partei¬
genossen Hante, der schwerkriegsbrschädigtist, den Aus¬
druck Flegel zugerufen hat. Ich bitte, diesen Herrn auch
zur Ordnung zu rufen.

Stellvertretender Vorsitzender Gberlc : Wir wollen
jetzt davon Abstand nehmen. Es ist wirtlich nicht gut
möglich, die beleidigenden Zurufe, die von rechts nach
links uud vou links nach rechts hiuübergeheu, immer
zu ahudeu. Ich glaube, wir müssen nach der Richtung
hin, wenn es nicht gar zu schlimm ist, wie es bisher
auch üblich gcwcseuist, darüber hinweggehen. (Zuruf
des Abgeordneten Simon: Bitte, der Herr gibt den
Ausdruck „Flegel" zu. Ich bitte ihn zur Ordnuug zu
rufen.) UeberlassenSie das mir.

Wir kommen nun zn den Punkten 27 bis
einschließlich 38, mit Hiuzuziehnng des
Punktes 54 der Tagesordnung. Bericht¬
erstatter zn Punkt 27 ist Herr Abgeordneter Gerhard
und zu 28 Herr Abgeordneter Dr. Kunst. Das Wort
hat Herr Abgeordneter Gerhard.

Abgeordneter Gerhard: Meine Damen uud
Herren! Der IV. Fachausschußschlägt Ihnen vor, von
dein vorliegenden Bericht Kenntnis zu nehmeu. Vrgän-
zcud sei »och mitgeteilt, daß die Zählungen der Ver¬
kehrsstärke nach dem Muster des Deutschen Straßen-
bauverbaudcs durchgeführt wurden. An 21 Tagen, die
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gleichmäßig über das ganze Jahr und auf die sieben
Wochentage verteilt siud, und in 7 Nächten wurde der
Verkehr festgestellt.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Als Be¬
richterstatter zu Punkt 26 hat Herr Abgeordneter Dr.
Knust das Wort.

Abgeordneter Dr. Knust: Der IV. Fachausschuß
schlägtdem Hohen Hause vor, den Antrag der Verwal¬
tung anzunehmen:

„Der Provinziallandtag nimmt zustimmendKennt¬
nis von dem Stand der Entwurfs- und Nauarbeitcn
an der Kraftwagenstraße Bonn—Köln—Düsseldorf—
Industriegebiet"

und hierzu die Entschließung anzunehmen, die ich vor¬
lese:

„Der 77. RheinischeProvinziallandtag nimmt mit
Bedauern davon Kenntnis, daß die den, Provinzinl-
verband von Reichs- uud Staatsbehörden in Aussicht
gestellten Mittel aus der verstärkten Förderung der
wertschaffcnden Arbeitslosenfürsorge wegen Fehlens
der erforderlichen Reichsmittel bis jetzt noch nicht ge¬
nehmigt sind.

Er sieht hierin eine ernste Gefährdung in der
Durchführung der als Notstaudsarbeit aufgezogenen
Vauarbeiten an der Kraftwagenstraße Köln—Bonn
und hat Bedenken wegen Inangriffnahme weiterer
Notstaudsarbeiteu durch die Provinzinlverwaltung.

Er beauftragt deshalb den Herrn Landeshaupt¬
mann, erneut bei den zuständigenReichs- und Staats¬
stellen vorstellig zu werden und nochmals eindring¬
lichst zu bitteu, daß für die im Rechnungsjahr 1929
bereits geleistetenArbcitslosentagewerke die in Aus¬
sicht gestellten Mittel aus der wertschaffeudcnAroeits-
losenfürsorgc noch nachträglichzur Verfügung gestellt
und die für 1930 beantragten Förderungen für
die Arbeiten an der Kraftwagenstraße Köln-Vonn
und Köln—Düsseldorf in dem beantragten Umfange
genehmigt werden. Ueber das Ergebnis dieser Ver¬
handlungen ist dem Proviuzialausschuß zu berichten,
dem alsdann die weiterenEntscheidungenvorbehalten
sind."
Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Als Be¬

richterstatter zu Punkt 2 9 hat das Wort Herr Ab¬
geordneter Lenz,

Abgeordneter Lenz: Zu Drncksache27, Bericht
und Antrag des Provinzialausschusscs über den Stand
des Ausbaues und Uebernahme weiterer Straßen be¬
antragt der Fachausschuß unveränderte Annahme.
Hierzu liegt auch noch ein Antrag unter Drncksache
Nr. 88 der Fraktion EhristlicherVoltsdieust und Bauern-
Partei vor. Der Fachausschuß bittet, diesen Antrag
dem Proviuzialausschuß zu überweise».

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Bericht¬
erstatter zu Punkt 30, 31 und 32 ist Abgeordneter
Freiherr von Salis-Suglio.

Abgeordneter Freiherr von Salis-Sogli o :
Meine Dame» und Herren! Der ordentliche Etat der
Straßcnverwaltung schließt mit rund 27 Millionen ab.
Außerdem werden für Stiaßenzweckedurch die Unter¬
stützung des Gemeinde- und Krciswegebanes und
durch den außerordentlichen Etat soviel Mittel zu¬
geführt, daß insgesamt für das Straßcnwesen 35,5
Millionen in diesem Etat vorgesehen sind. Von diesen
35,5 Millionen werden burch die Kraftfnhrzeugsteucr
19 Milliune» gedeckt und durch deu britten Teil der
Dotation 1 Millionen, sodaß ans Mitteln der Provinz
resp, durch Darlehen >2,5 Millionen aufzubringen sind-

Wenn ich auf die einzelnen Posten in dem Etat
Seite 11 eingehe, so sind diese, soweit nicht vorhin
schon besondere Bemerkungen gemacht worden sind,
zwangsläufig. Ich möchte nur erwähnen, daß unter
IV, 2 die laufenden Unterhaltungskosten mit 15 Mil¬
lionen aufgeführt sind. Dazu kommenim außerordent¬
lichen Etat 2,5 Millionen, sodaß also für die besonderen
Zwecke der Prüvinzialstraßeuvcrwaltung l7,5 Mil¬
lionen lediglich zur Unterhaltung resp. Ncudeckung
von Straßen gefordert werden.

Die Provinzialstraßenverwaltung hat das ganze
Straßennetz in ungefähr drei Zoueu eingeteilt. Die
erste Zone ist diejenige, die mit einer Tagesbelastunll
von rund 1000 Tonnen und mehr beschwert ist. D^e
zweite Zone hat eine Belastung von 50!) bis 1009
Tonnen und die dritte Zone ist uutcr 500 Tonnen be¬
lastet. Je nach dieser .Belastung wird die Stärke der
Decke gewählt.

Die erste Zone mit der stärksten Belastung 2000
Kilometer, hat mit 1100 Kilometer bereits jetzt eine
feste, fast nnverschleißbare Decke mit Groß- und Klein¬
pflaster. Nur noch 000 Kilometer sind stärker als bisher
zu decken;diese werden aber voranssichtlich nicht alle
mit Klcinpflaster erneuert, sondern werden mit bcM
neueren, vereinfachte» Verfahren der Straßen-
befestignug genügend gesichert sein. In der zweite"
Zone, zwischen 500 und 1000 Tonnen Last pro Tag, >st
man ganz generell zur Teerschotterung übergegangen^
Die früher versuchte Asphaltschotterung hat man auf¬
gegeben, und dadurch ist es möglich geworden, daß fast
ausschließlichheimischesMaterial verwandt wird. An
Steinen wird ausschließlich rheinisches Material ge¬
braucht. Beim Teer wird uoch ein ganz geringer Zusatz
von Asphalt nötig sein, um gut abzubinden. Aber
auch da wird die fortschreitende Technik das aus¬
ländischeProdukt mit der Zeit vollständig ausschließen
können.

Die dritte Zone, die unter 500 Tonnen Last liegt,
wird vor wie nach mit der alten Schotterdecke be¬
handelt, die aber mit einer Teer-Emulsion angestrichen
wird, sodaß sie der Witterung stärkeren Widerstand
leistet und der Regen nicht eindringen kann. Der
Fortschritt der ganzen Entwicklung ist erfreulich
Die Lasten der Straßenbauvcrwaltung sind wesentlich
herabgemindert, denn die starke Befestigung kostete
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früher ?(,uuu NM Pro Kilometer, während ,die Teer-
schottcruug für 33U00 NM herzustellen ist. Danebcu
ist die Dauer dieser Decke weitaus länger, als früher;
»«an hofft auf 3» und mehr Jahre, während vordem
die Decken, soweit sie dem starten Verkehr ausgesetzt
waren, iu 1 bis 6 Jahren sich vollständig erncucrungs-
bcdürftig zeigte».

Diesen erfreulichen Tatsachen steht aber ein sehr
dunkles Bild bezüglich unserer Stcinindustric gegen¬
über. EZ ist nicht zu leugnen, daß die Steinindustrie,
die ja diese anderweitige Entwickelung der Straßcn-
befestigungnicht genügend vorausgesehenhatte, sich auf
«ucu umfassendenBedarf an Steiumnterial eiugestellt
bat. Nun liegt die Steinindustrie samt de» vielen
Steinarbeiter» sehr barnieder, und es ist Wohl kaum
eine Hoffnung, daß sie sich dauernd erholt. Das Klein-
pflaster wird in diesem Jahre auf sage uud schreibe
2U Kilometer beschränkt. Aber, meine Damen und
Herren, so bedauerlich das alles ist, die Provinzial-
verwaltung wird nach Möglichkeit allen berechtigten
Punschen entgegenkommen. Der fortschreitenden
Technik kann man natürlich nicht entgegenarbeiten; die
fortschreitende Technik wird aber zu einer Ver¬
engerung der Steinindustrie zweifellos beitragen.

Meine Damen «nd Herren! Sonst wäre zu dcu
einzelnen »Posten nichts zu bemerken. Unter VII ist
der Anteil an den Kosten der Landesplanung mit 25 <>U0
^M eingesetzt. Wir begrüßen diesen Einsatz, denn
durch die'Vereinheitlichung der Landesplanung wird
welfach eine Ucbcrschueidung anderer Behörden uud
Kommunen beseitigt. Negieruugspräsideuten, Städte,
Kreise und Siedln» gsgcscllschafte» habeu alle möglichen
-Planungen versucht; dazu kommt nun die Proviuzial-
^rwaltung. Wie gesagt, es ist setzt einheitlichgeregelt,
und ich f^ue mich, daß auch die Laudestulturbehördeu
bei .dieser Landesplanung in umfassenderWeise heran-
Nezogen werden.
, Damit hätte ich meine Bemerkungen zum Pro-

UMzinIstraszenetaterledigt.
. Ich komme zur Unterstützung des Baues uud Be¬

triebes von Kleinbnhueu, wobei zu erwähue» ,st, daß
er eineil Zuschuß von 3NUN NM erfordert.

Der Etat der Unterstützung des Gemeinde- und
«reiswogebaucs befindet sich Seite 15. Die Untcr-
tutziing des Gemeinde- uud Kreiswegebnues zer¬
splittert sich in zwei Teile:

t- in Uuterstntzunge» für Straßen, die in der Ver¬
waltung bcr Kreise und Gemeinden bleiben, uud
zwar: -,) für kleine, b) für größere Strecken, uud

2- in de» Zuschuß, den die Provinz für ine so¬
genannten Uebernahmestraßen gibt, die bisher auf
2<M Kilometer angenommen sind,

.. Ich glaube, aus den Ausführungen, die der Herr
Landeshauptmann bei seiner Vtatsrode gemacht hat,
Ichließen zn dürfen, .daß dieser Fonds mit der Zeit ver-
>chwindenwird, indem fast alle Straßen, die Ort¬

schaften miteinander verbinden und Durchgangsverkehr
haben, nach und nach von der Provinzialstraßenver-
wllltung übernommen werden, falls die Krnftfnhrzeug-
stener vollständig der Provinz überwiesenwird. Damit
würde ein längst gehegter Wunsch der Kreise in Er¬
füllung gehen. Es würde dadurch eine dauernde gntc
Unterhaltung gesichertwerde», und die Lasten, die jetzt
ganz zufällig die eine Gemeinde oder den einen Kreis
besouders beschweren, würden gleichmäßig auf alle
Schultern verteilt werden. (Abgeordneter N,-. Schüler:
Sehr richtig!)

Im übrigen bittet der I V. Fachansschnß,die beiden
Haushaltspläne unverändert anzunehmen.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Zu
P nnkt 33 hat als baushaltsberichterstatter das Wort
Herr Abgeordneter Iunglas.

Abgeordneter Iunglas: Meine Damen und
Herren! In ber Drucksache 12 beantragen die Mit¬
glieder her NationalsozialistischenDeutschen Arbeiter¬
partei, bei der Vergebung von Stcinaufträgen auch die
Mayener Gegend und das oberbergische Gebiet zu be¬
rücksichtigen. Nachdem festgestellt »norden ist, daß die
Provinzilllvcrwaltung seit Iahreu nur rheinischesMa¬
terial verwendet und auch neuerdings »nieder eine Er¬
klärung abgegeben hat, bah nur rheinisches Material
verwandt wird, bittet der Ausschuß, den Antrag der
Nationalsozialistischen,Arbeiterpartei als erledigt zu
erklären.

Mit Drncksnche IN beantragt die Fraktion der
Neichspartei des deutscheu Mittelstandes:

„Der Provinziallandtag wolle beschließen,die Pro-
Uinzialvcrwaltung anzuweisen, für die Herstellung und
Nuterhaltung der Provinzialstraßen an Etraßen-
bllinnatcrilll, wie Steine, Teer, Zement nnd Holz, nur
deutsches Material zu verwenden,ausländische Asphalt¬
stoffe also auszuschließcu,"

Hierzu hat ber Ausschuß folgendes festgestellt: Bei
Steinen, Teer, Zement und Holz wird nur rheinisches
bzw. deutschesMaterial verwandt. Bei den Asphalt¬
stoffen, die notwendig sind, nm die Ueberzüge über
die Tecrstrnßen zu macheu, ist es zur Zeit aus technischen
und wirtschaftlichenGründe» noch nicht möglich, den
Asphalt völlig auszuschalten. Es ist deshalb im Ein¬
verständnis mit den Antragstellern in der Kommission
der letzte Satz dahingehend geändert worden, daß die
Verwendung ausländischer Asphaltstoffe möglichstein¬
zuschränkensei. Mit dieser Einschränkung bittet der
Ausschuß den Provinziallandtag, diesen Antrag anzu¬
nehmen.

Die Drucksache 59, Autrag ber Sozialdemokratischen
Partei Deutschlands,betreffenddie Lage der rheinischen
Steinindustrie, bittet der Ausschuß, dem Proviuzial-
ausschuß zur Berücksichtigungzu überweisen.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Zu
Puutt 3t ist Berichterstatter Herr Abgeordneter
Säur.
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Abgeordneter Säur: Der IV. Fachausschuß
empfiehlt «dem Provinziallandtag die Ablehnung des
nationalsozialistischenAntrages über die Verlegung der
Autostraße Köln—Siegen, so, daß sie die Hauptpunkte
des ObcrbergischenLandes berührt, etwa Overath/Mnch
— Dmbendcrhöhe — Nielstcin — Wiehl — Brücher-
mühlc — WÄdbergerhütte, da einmal der IV, Fach¬
ausschuß dafür nicht zuständig ist, zum andern das
NeichsverkehrSministerinnieinen Einfluß darauf aus¬
übt uud zum mindesten eine derartige Verlegung nicht
im Sinne einer Autostraße sein kann, weil eine Auto¬
straße ein schneller Verkehrsweg von einem Zentrum
zum andern sein soll, aber eine derartige Kurden- uud
Zickzackliniedieser Forderung uicht entspricht. Aus
diesem Grunde wird die Ablehnung des Antrages
empfohlen.

Stellvertretender VorsitzenderGberle: Das Wort
hat Herr Abgeordneter I>. Wcssel als Berichterstatter
zu Punkt 35.

Abgeordneter Dr. Wesscl: Zu Drucksache09,
betreffend Antrag der kommunistischenFraktion, den
Bau der geplanten Umgehungsstraße in Vallendar un¬
verzüglichin Angriff zu nehmen, schlägt der IV, Fach¬
ausschuß vor, den Antrag dem Provinzialausschuß zur
Berücksichtigungzu überweisen.

In Verbindung mit diesen! Autrage begrüßt es der
IV. Fachausschuß, daß die Provinzinlverwaltnng sich
der Ausgabe unterzogen hat, das Projekt einer Um¬
gehungsstraße von Köln nach Koblenz auszuarbeiten
und gibt der Hoffnung Ausdruck, daß es recht bald
gelinge» möge, dieses Projekt der Verwirklichung zu-
zuführe», insbesondere, soweit es sich um die kompli¬
zierten Wcgcverhältnissebei Honnef und Unkel handelt.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Zu
Punkt 36 ist Berichterstatter Herr Abgeordneter
Lenze.

Abgeordneter Lenze: Der IV Fachausschuß
schlägt dem Plenum vor, den Antrag 'der Kom¬
munistischenPartei auf Um- ,bezw. Ausbau der Pro-
vinzialstraße innerhalb der Gemeinde Alsdorf als Ma¬
terial dein Provinzialausschuß zu überweisen.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Zn
Punkt 37 ist Berichterstatter Herr AbgeordneterSäur.

Abgeordneter Säur: Der IV. Fachausschuß
empfiehlt, den Antrag der KPD.-Frattion, betreffend
Anlegung vou Radfahrwegen an der Pruviwzialstraße
Köln—Dürcn zwischen Nlatzheim und Nenzelrath, dem
Provinzialausschuß zu überweisen.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Bericht¬
erstatter zn Punkt 3« ist Herr Abgeordneter
!)>'. Dechamps.

Abgeordneter Or. Dechamps: Der IV. Fach¬
ausschuß hat sich mit einem Antrage der KPD- be¬
schäftigt, bei der Vergebung von Arbeiten seitens der
Provinzialverwaltung auf Einhaltung der tariflich

festgelegten Lohn- und Arbeitszeitbedingnngen zu
achten. Die Verwaltung hat dazu mitgeteilt, daß das
von ihr bereits geschieht. Der Fachausschuß schlägt
Ihnen vor, den Antrag dem Provinzialausschuß zu
überweisen.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Zu
Punkt 5t ist Berichterstatter Herr Abgeordneter
Vongartz; ich bitte ihn, das Wort zn nehmen.

Abgeordneter Vongartz: Der I. Fachausschuß
schlägt Ihnen vor, den Antrag abzulehnen.

Stellvertretender Vorsitzender Eber I e: Wir
kommen nun zur Besprechung der Punkte 27 bis 38
unter Hinzunllhme des Punkcs 51,

Der erste Redner ist Herr Abgeordneter Lenz,
Abgeordneter Lenz : Meine Damen und Herren!

Wir müssen leider feststellen,daß an dem Straßen-
»nterhaltnngsplan wesentliche Verschlechterungen zu
verzeichnensind. Gerade in einer Zeit großer Arbeits¬
losigkeit hat das eine starte Answirknng. Es sind
170 Kilometer Provinzialstrnßen mehr vorhanden als
im vergangenen Jahr, dabei sind die Mittel ganz er¬
heblich gekürzt worden. Im ordentlichen Etat ist a»
dem Titel „Unterhaltung der Straßen usw." eine
Streichung von 1115 000 RM vorgenommeu worden-
Weiter sind die Mittel des außerordentlichen Etats
ganz erheblich gekürzt worden, und zwar gegenüber
den, Vorjahre nm 0 Millionen RM, so daß im Laufe
dieses Jahres ein Weniger von 7115 000 RM auf¬
gewendet wird. Nm allerstärlsten ist davon die Stein-
indnstrie betroffen worden. Die Arbeitslosigkeit, die
Nutlage in der Steiuindnstrie ist so groß, daß sie
durchaus nicht zn verantworten ist. Wir müsseil heute
feststelle!!, daß die neuzeitliche Straßrubnuweise immer
mehr uud Wohl im Uebcrfluß angewandt wird, den»
heute tönneu wir die Dauer dieser Decke» uoch nicht
ermessen. Dadurch geht natürlich die Nachfrage »an!
Steinmatcrial erheblich zurück, und wir haben zuletzt
nicht allein in Westdeutschland, sondern in ganz
Deutschland die stärtste Arbeitslosigkeit zn verzeichucu:
über 00 Prozcut der Steiuarbeiter sind heute arbeits¬
los. Ueberall, auch in den Stadtverwaltungen, sind ge¬
rade an dem Tiefbanetat im letzten Jahre wesentliche
Abstriche gemacht worden. So sehen wir auch hier
bei dem Etat der Proviuzialstraßenverwnltung eiuc
starke Auswirkung der Abstreichuugeu,die die Provinz
vorgenommen hat. Wir haben von 192t bis 192°
durchschnittlichim Jahr 150 Kilometer Kleinpflaster
eingebaut uud 22 Kilometer Großpflaster. Im Laufe
dieses Gtatsjnhres sollen mir 20 Kilometer Kleinpflaster
eingebant werden. Man muß hier besonders be¬
denken, wie groß der Luhnnntcil ist, der in diesen
Produkten liegt. In der Stciuiudustrie besteht znM
größte» Teil uoch Handarbeit bei der Herstelluug von
Groß- uud Kleiupflnster. Die Auswirkungen möchte
ich Ihnen in ein paar Zahlen vor Augen führen. Wa^
n» Steinmaterial in diesem Jahr von der Provinz
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weniger hereingeholt wird, sind ganz beträchtliche
Mengen. Wir können Wohl sagen, daß durch die ge¬
ringeren Anftriige, die der Stcinindnstrie von der
Provinz in diesem Jahre zuteil werden, tatsächlich für
1500 Arbeiter die Ncschäftigungsmöglichkeitgenommen
wird. Die Auswirkungen sind hier ebenso stark wie
auch in den Kommunen.

Nun hat Herr Dr. Leh geglaubt, das, die Gewerk¬
schaftennichts uuternommen hätten. Wir wissen ganz
Nenn», daß die Steiuindnstrie nicht allein durch die
ncuzcitliche Straßcnbaiiweise benachteiligt wird, son¬
dern auch durch den schwedischenHandelsvertrag. Ohne
Zweifel sind diele Städte dazu übergegangen, aus¬
ländisches Material hereinzunehmen. Wenn nun die
nationalsozialistische Partei den Antrag stellt, die
Provinz fülle nur rheinisches Material hereinnehmen,
su Nlanbe ich, das; diese Forderung schon erfüllt ist.
(Zuruf des Abgeordneten D,>. Leh: Das Gegenteil ist
der Fall!) Es steht fest, daß die Provinz nur rheinisches
Steinmnterinl hereingenommen hat, (Widerspruch bei
den Nationalsozialisten.) Wir sehen, daß Sie in dieser
Angelegenheit sehr schlecht informiert sind, anders —
das gebe ich zn - liegen die Verhältnisse bei den
Städten, trotzdem der Pruviuziallandtag schon vor
wei Jahren den Herrn Landeshauptmann ersncht hat,
seine» Einfluß dahin geltend zn machen, daß tue
Städte dem einheimischen Material den Vorzug
Neben. Es ist dringend notwendig, daß wir heute
wiederum diesem Ruf crhcbcu, damit die Städte bei
der Nestelluug von Stciunmtcrial ihre heimische In¬
dustrie bevorzugen. Ueberall sind schon Verhandlungen
«nt den Großabnehmer» gepflogen worden, aber sie
haben »uch z» keinem großen Ergebnis geführt.

Wir haben deshalb einen Antrag gestellt,der dahin
ueht, daß in Zukunft möglichst mehr Steinstraßen gebaut
werden. Es wird zwar gesagt, das sei unproduktiv,
weil die meisten Straßen mit schwerer Belastung uut
Klein- und Großpflaster ausgebaut werden müssen.
Aber wir dürfe» nicht verkennen, daß es bei vielen
anderen Straßen dringend notwendig wäre, sie unt
einer festen Decke zn versehen. Wenn nun gesagt wird,
die Steinstraße sei zn teuer, so mnß doch auch immer
der grüße Prozentsatz an Lohn berücksichtigtwerden.
Wir wissen, daß gerade die Gemeinden und Kreise
schwer zu leiden haben, die von einer starken Stem-
mdustrie durchsetzt sind. Wir haben in der Nhem-
provinz noch rund 20 000 Stcinarbeiter. Es muß durch
die Aufträge der öffentlichen Hand die Möglichkeitge¬
neben werden, der rheinischenSteinindustrie mehr Be¬
schäftigung zu geben.

Des weiteren muß festgestelltwerden, daß in dem
jetzigen Etat weit geringere Beträge aus Provinzml-
'"itteln ausgeworfen werden, als es in der Vorkriegv-
znt der Fall war. Nach den Aufzeichnungen im Etat
lümien wir feststellen, daß aus Ueberweisiingsstencrn,
Neichsmnkomme»-»»d Körpcrschaftsstener», rnnd 4,3

Millionen aufgewendet werden, aus der Proviuzial-
umlage nur 3,3 Millionen, aus der Kraftfahrzeugstcuer
19 Millionen, zusammen also 26,6 Millionen, Deshalb
ist es nicht zu verstehe»,daß in der heutigen Zeit gerade
dieser Etat so gekürzt wird.

Ich möchte Sie dringend bitten, den Antrag 59 an¬
zunehmen, der den Provinzinlausschuß ersucht, den Ver¬
hältnissen Rechnung zu tragen. Ich bitte Sie, nehmen
Sie den Antrag an und sorgeu Sie dafür, daß der
Steinindustrie mehr Aufträge zugeführt werden, als
es jetzt aus dem Etat ersichtlich ist.

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort hat der Herr
Abgeordnete Simon.

Abgeordneter Simon: Meine Damen und Herren!
Mit dem Bau der Provinziallandstraßen verhält es
sich ähnlich wie mit dem Bau von Wohnungen und
Häusern: Auf der eineil Seite haben wir einen fast un¬
erträglichen Mangel, einen großen Bedarf, und auf der
andern Seite dagegen fehlt der organisatorische Wille,
vielleicht sogar der persönliche, der anständige Wille,
jene Verhältnisse zu beseitigen. (Sehr gut! bei den
Nationalsozialisten,) Wir haben uns zu fragen: Woher
kommt das? (Unruhe bei den Kommunisten.) Wenn
Sie honte, auch Sie, meine Herren Kummuuistcn,meine
ich damit, zu irgendeinem Straßenbau schreiten wollen,
dann betteln Sie zuerst beim Großkapital um eine An¬
leihe. (Lachen bei den Kommunisten.) Gerade Sie,
meine Herren Kommuuistcu, haben einen Antrag ein¬
gebracht, in dem Sie 15 Millionen Anleihe für den
Bau von Straßen verlangen, obwohl Sie sich bewußt
sind, daß Sie damit zu Dienern der Bank- und Nürsen-
niöuuer herabsiulcu. (Zuruf des Abgeordueteu Dr.
Dichgans:Machen Sie es denn anders?) Wir National¬
sozialisten lehnen diese Anleihcwirtschaft für den Bau
von Straßen, ebenso wie für den Bau von Wohnungen,
ab. (Sehr gut! bei den Nationalsozialisten. Zuruf des
Abg. Renner: Ihr baut mit Spucke! Heiterkeit,) Wir
wisscu gauz genau, daß, volkswirtschaftlichgedacht, eine
Anleihe nicht uotwendig ist, um Straßen oder Woh¬
nungen zu bauen. Wenn man eine Straße bauen
will, dann braucht mau, voltswirtschaftlichgedacht, nur
drei' Dinge: Arbeitskraft, Maschinen (Zuruf des Ab¬
geordneten Dr. Dichgans: uud kein Geld!) und Mate¬
rial. Volkswirtschaftlichgedacht, brauchen Sie nnr diese
Dinge (Zuruf: Mu neuer Landcsrat! Heiterkeit). Diese
Dinge sind in unserer deutschenWirtschaft, sogar im
engeren Rheinland, im Uebermaß vorhanden. Wir
haben hier Arbeitskräfte im Uebermaß in der Gestalt
von mehr als 250 000 Arbeitslosen. Wir haben das
Material, das nur auf Abruf wartet; wir habeu die
Maschinen in der Industrie, die ebenfalls uur auf Ab¬
ruf warten, (Zuruf des Abgeordneten Dr. Dichgans:
Wer bezahlt denn die Arbeiter?) Es dreht sich nur
darum, daß wir die Möglichkeit finden, den Abruf zu
bewerkstellige», »icht durch private Auleihe, souderu
durch staatlichesginsloses Geld. (Unruhe links.) Diese
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Möglichkeit haben gerade Sie dadurch verdorben, daß
die Parteien von rechts bis links die Finanzhoheit des
Staates dem internationalen Finanzkapital überant¬
wortet haben. (Zuruf des Abgeordneten Hnuck: Geld
macht nicht selig!) Das Deutsche Reich von heute, die
öffentlichen Körperschaften,sie haben keine Finanzhoheit
mehr; sie müssen sich das Geld, das nichts anderes ist
als ein Verkehrsmittel, besorgen, indem sie vor den
Toren der großen Bankiers betteln gehn, (Zustimmung
bei den Nationalsozialisten,) Auch die Herren Kommu¬
nisten gehen mit betteln, uud gerade sie geheu vielleicht
am meisten, weil ihre Beziehungen zn dieser Seite am
besten, aber auch am feinsten und uuaufdeckbnrstcnauf¬
gebaut sind. (Abgeordneter Dr, Lch: Bravo!)

Wir Nationalsozialisten verlangen, ebenso wie die
anderen Parteien, den Bau von Autostrasten, (Zuruf
des Abgeordneten Nenner: Zick-Zack-Straßen!) Wir
verlangen auch die Beschäftigung von Arbeitslosen nnd
die Beschäftigung der Stciniudustrie. Aber wir for¬
dern, daß der Staat zinslose Gelder für diese Zwecke
bereitstellt, die nichts anderes siud als vorausgenom¬
mene, in Papier erteilte Bescheinigungen der Werte,
die erst künftig geschaffen werden sollen. (Lachen links,
Zuruf des Abgeordneten Dunder.) Daß Sie das nicht
verstehen, Herr Dunder, weiß ich. Ich verlange das von
Ihnen ja auch gar nicht. (Zuruf links: Armer Silvio!)
Weun der Staat den Provinzen ienes zinslose Geld
gibt, dann ist es weiter nicht mehr nötig, daß Gemein¬
den und Kreise an die Provinz herantreten uud betteln,
daß die Provinz ihre Anleihe um souudsoviclMillionen
erhöht, damit auf dem Umwege über diese Anleihe
nachher Straßen gebaut werden können. Dann ist es
auch nicht mehr nötig, daß die Kommnnisten derartige
Nluffautrage stellen, wie zum Beispiel Unterstützung
mit 1 Million RM, wo sie genau wissen, daß diese
Million gar nicht da ist und von diesen Parteien uud
diesen Systemen auch gar nicht beschafftwerden kann.
(Lebhafte Zustimmung bei den Nationalsozialisten,)

Wir Nationalsozialisten haben an dem Etat des
Straßenbaues auszusetzen, daß eine viel zu hohe
Summe für die Gehälter der oberen Beamten ein¬
gesetzt ist. (Sehr gut! bei den Nationalsozialisten.) Wir
Nationalsozialisten vertreten die Ansicht, daß ein Teil
der Obcrbeamtenstclleu sich einsparen läßt, wenn bei
diesen Beamten der Dienst genau so mit der Stoppuhr
geregelt wird wie bei der Arbeiterschaft in der Fabrik.
(Bravo! bei deu Nationalsozialisten.) Wir verlangen
infolgedessen, daß uns künftig eiu Vtat vorgelegt wird,
aus dem ersichtlichist, daß die Provinzialverwaltuug
gewillt ist, bei den Oberbenmtcnstellen uach und nach
nbiznbaueu, aber nicht noch Stellen hiuzuzubauen, so
daß wir nachher im Proviuziallaudtag noch mehr Räte
sitzen hnbeu. Räte, die vielleicht selber am meiste» des
Rates bedürfen, damit sie überhaupt arbeiten können.

Borsitzender Dr. Iarres: Zur Geschäftsorduung
Herr Abgeordneter Dr. Dichgans.

Abgeordneter Dr. Dichgans: Meine Damen und
Herren! Ich möchte beantragen, daß diese Rede der
Weisheit öffentlich angeschlagenund Herr Simon per
Akklamation zum Landesubcrbaurat gewählt wird.
(Sehr gut! uud Bravo! Heiterkeit,)

Vorsitzeuder Dr. Iarres: Zur Geschäftsorduung
Herr Abgeordneter Hanke.

Abgeordneter Hanke: Wir Nationalsozialisten
stimmen dem Antrag des Zentrums zn uud hoffen, daß
sich in diesem Hause für die Verbreitung der national¬
sozialistischenReden in der Oeffcutlichkeiteine Mehr¬
heit finden wird, (Beifall bei deu Nationalsozialisten.
Znrnf links: Wie wäre es mit einer Gummizclle?)

Vorsitzender Dr. Iarres: Zur Geschäftsordnung
Herr Abgeorduetcr Nohl.

Abgeordneter Nohl: Ich möchte deu Autrag dahin
erweitern, daß, wenn die Rede des Herrn Abgeordneten
Simon veröffentlicht wird, sie dann vor jeder Vor-
stclluug des Külncr-Hämrcschen-Theaters an der Rampe
vorgelesen wird. (Sehr gut! links, Zuruf des Abgeord¬
neten Dr. Leh: Fauler Zauber!)

Vorsitzeuder Dr. Iarres: Zur Geschäftsordnung
Herr Abgeordneter Dr. Leh,

Abgeordneter Dr. Lch: Dann beantrage ich, daß
Herr Abgeordneter Nohl der Eonfereneier nnd der
Llown dieses Hauses wird. (Heiterkeit.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Wir fahren in der Be¬
sprechung fort. Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr.
Knust.

Abgeordneter Dr. Knust: Der Herr Oberpräsi-
deut hat am Montag zum Ausdruck gebracht, daß die
Mittel, die für deu Straßenbau ausgcwurfeu werden,
demnächst in Schulden nud Ausgaben 5U Millionen
NM ausmachen würden. Wenn man sich den Haushalt
geuauer ausieht, dauu fiudet man aber, daß sich nn
ordentlichen Haushalt ,5 Millionen für materielle
Straßeuuuterhaltung befinden, außerdem zur Untcr-
stützuug der Kreise- und Gemeindcwcge 1,5 Millionen,
zusammen 16,5 Millionen. Die 1 Millioueu, die im
außerordentlichen Haushalt enthalten sind, schweben
noch vollständig in der Luft: die Verwaltung kann für
den Gingang keine Garantie übernehmen, weil diese
Summe im Auleihewegc und nur unter gewissenBe¬
dingungen aufgebracht werden soll. Da nun die
Summen, die für den eigentlichenStraßenbau zur Ver¬
fügung stehen — insgesamt 1U,5 Millionen — verhält¬
nismäßig sehr niedrig sind, stehen wir auf dem Stand-
puutt, daß die Uuterbriuguug dieser Gelder die deutsche
Wirtschaft allein befruchten muß, daß es also uicht mög¬
lich ist, daß diese Gelder dazu verwandt werden, «M
ausländische Firmen und ausländische Produttiou 5«
unterstützen. Das geschieht aber dann, wenn die Mate¬
riallieferungen zum Teil nu ausländische Firmen über¬
tragen werden, die in Deutschland deswegen keine
Steuern zahlen, weil sie hier angeblich dauernd nM
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Verlust arbeiten, während ihre ausländischen Holding-
Gesellschaften große Verdienste einstecken. Sie haben
sich eben im Inlande so eingerichtet,daß Gewinne buch¬
mäßig nicht vorhanden sind und die Gewinne nur bei
den ausländischen Holding - Gesellschaften verzeichnet
werden. (Sehr richtig!) Infolgedessen haben meine
Freunde und ich den Antrag gestellt,daß Steine, Teer,
Zement und Holz, also ausschließlichdeutsches Straßen-
baumaterial, Verwendung finden sollen.

Wir haben uns im FachausschußIV mit der Ver¬
waltung eingehend darüber unterhalten, ob es möglich
Wäre, die Nsphaltstoffe — Bitumen usw. — die im
wesentlichen aus dem Auslande kommen,auszuschließen.
Die Verwaltung steht auf dem Standpunkt, daß generell
"nf diese Asphnltstoffe deswegen allgemein nicht ver¬
achtet werden könne, weil sie 1. für Ausbcsserungs-
arbeiten noch erforderlich seien und 2. die technische
«rage noch nicht gänzlich gelöst sei, ob für gewisse
Straßen Alphaltzusätze zum Teer noch erforderlich
'«en. Infolgedessen haben Wir als Antragsteller uns
damit einverstanden erklärt, daß der ursprünglich ge¬
stellte Antrag die Abänderung erfährt, die der Herr
Berichterstatter zu 33 b bereits vorgetragen hat, näm-
uch, daß die Verwertung ausländischer Asphaltstoffe
»ach Möglichkeit eingeschränkt wird. Wir bitten das
-Plenum dringend, den Vorschlag des Fachansschusses
nnzunehmeu uud damit der deutschen Wirtschaft zu
dienen. (Sehr gut!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Deppe.

. Abgeordneter Deppe: Wenn sich eine Partei
mcr lächerlichgemacht hat, dann waren es die Natio¬
nalsozialisten (Zuruf des Abgeordneten Simon: Jetzt
"achen Sie sich noch lächerlicher!)Wir stellen scst, daß
Ne im Reden Großartiges leisten, im übrigeu aber sehr
harmlos sind. Die Arbeiterschaft draußen hat längst
"knnnt, welch Geistes Kind sie sind. (Zuruf des Ab¬
geordneten Simon: Sie haben gar keinen Geist!)

Die Zunahme des Autoverkehrs macht die Pro-
"'"zinlstraszcn unsicher. Das Leben der Fußgänger,
wie das der Radfahrer, ist durch den zunehmenden
Autoverkehr auf den Landstraßen 'ganz besonders ge¬
fährdet. Besonders in verschiedenenOrten, durch die
"e Provinziallllndstraßc führt, sind Gefahrenzonen
vuvhanden,so zum Beispiel in Vallendar, Da entspricht
dw Provinziallandstraße nicht im geringsten den ge¬
steigerten Vcrkehrsverhiiltnissen, Stellenweise ist die
"traße so schmal,daß die Autos nicht nebeneinander
herfahren können, sondern an verschiedenen Stelleu
"alten müssen, ehe der Verkehr wieder aufgenommen
'"erden kann. (Zuruf des Abgeordneten Simon: Für
to»»m,nisUsche Demonstrationszünc noch zn groß!)
'""r sind der Auffassung, daß hier unbedingt Abhilfe
Nachäffen werden muß. Das wird auch dann geschehen
'"ussen, wenn die Nationalsozialisten es nicht gerne
yaben wolle». (Znruf des »geordneten Simon: Bitte
"hr, wir wollen den Straßenbau mit Staatsgcldern!)

Ferner herrschen in Alsdorf im Kreise Aachen ganz
unhaltbare Zustände. Au einigen Stellen stehen die
Häuser direkt bis an die Fahrbahn heran, so daß bei
dem gesteigerten Autoverkehr niemand die Straße
Passieren kann, ohne sein Leben zn gefährden. Dazu
kommt noch, daß die Straße dort ziemlichkrumm und
unübersichtlich ist, was die Gefahr bedeutend erhöht.
Diese Verhältnisse müssen unbedingt geändert werden.
Man hat ja damals schon erwogen, daß man dort
gerne eine Umgehungsstrafzehätte. Aber wie es scheint,
will die Proviuzialverwaltnng hier nicht zugreifen. Es
muß in diesen Orte» dafür gesorgt werden, daß der
Verkehr, der sich dort durch die Zunahme des Auto¬
verkehrs so stark entwickelt,besser geregelt wird, und
zwar, ohne das Loben der Bewohner zu gefährden

Dann ist eine Nadfnhrstraßc in Blatzhcim auf der
StreckeKöln — Aachen, ,die jeden Tag 5- bis «00 Ar¬
beiter befahren, nm znr Arbeitsstelle und wieder »ml,
Hause zu gelangen. Diese Straße ist derart gefährlich,
daß bereits eine Menge Unfälle vorgekommen sind,
davon einer mit tödlichem Ausgang, Der bisherige
Radfahrweg am Steilen Berge von Mnderath wird an
verschiedene»Stellen als Lagerplatz für Pflastersteine
verwendet. Man sollte doch meinen, baß eine Straße
derart in Schuß gehalten werden muß, daß sie auch
passierbar ist.

Es ist dringend notwendig, daß an diesen drei Orten
Abhilfe geschaffen wird.

Deshalb schlagen wir die Anträge W, 7^ und 7> zur
Annahme vor. Wir wissen, daß die Zahl der Erwerbs¬
losen von Tag zu Tag gewaltig zunimmt. Hier könnte
eine ganze Menge Erwerbsloser beschäftigt werden,
wenn der Straßenbau in der Weise durchgeführt würde,
(Zuruf des Abgeordneten Simon: Wo »vollen Sie
das Geld herholen?) Das könnt Ihr ja besorgen;
Ihr seid ja diejenigen, die immer sagen: Schlagt die
Juden tot! Ihr wißt doch, wo das Geld ist: holt
es doch da her! Nns soll es gleich sein, wo das Geld
herkommt. Heute sind die Geldstclleu derart groß, daß
Geld in Hülle uud Fülle vorhanden ist. (Zuruf eines
nationalsozialistischenAbgeordneten: Wo?) Nnr dann
ist kein Geld da, Wenn es gilt, für die Proletarier
etwas zn schaffen. Aber es ist immer Geld genug
vorhandeu, wem, es gilt, die Bourgeoisie in jeder Hin¬
sicht zn stützen, (Zuruf ciues uatioualsozialistischeu
Abgeordneten: Wo wollen Sie das Geld denn her¬
nehmen?) Ihr seid ja diejenigen,welche die Bourgeoisie
uuterstützcn; ich habe eben schon gesagt, daß Geld genug
vorhanden ist.

VorsitzenderU,-. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Iunglas,

Abgeordneter Iunglas: Meine sehr verehrten
Damen und Herren! Der diesjährige Landtag nnd
seine Parteien haben sich in den Anträgen und in der
Aussprache entschieden dafür eingesetzt, daß der
deutschenStciuindustrie geholfeil werden soll; — ich
nenne es so —, daß die Arbeiterschaft in den Stein-
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gebieten Arbeit bekommen soll. Ich möchte bei dieser
Gelegenheit sagen, daß es eine bedauerlicheErscheinung
ist, das; gerade bei dem Straßenbanctat Abstriche ge¬
macht worden sind.

Ich werde versuchen darzulegen, wie mau deunoch
aus dem Etat, wie er vorliegt, hie und da noch Ar¬
beiten, in den gefährdeten Tteinarbeitergebicten schaffen
kann. Vor allem aber möchte ich folgendes bemerken:
Wie ich vorhin als Berichterstatter der lV. Fach¬
kommissionsagte, hat die Provinz in ihren sämtlichen
Arbeiten bewiesen, das; man mit rheinischem Stein-
material die Straßen sehr gut in Ordnung halten
kann. Viele Städte, auch rheinischeStädte, und viele
sonstige Kommunalvcrwaltnugen sind nicht der Auf¬
fassung, daß der rheinische Stciu hinreichend gut sei,
um ihre Straßen damit gut zu befestige», «Hört, hört!)
Es ist leider Gottes so, daß Granit heute Modestein ist.
Viele Städte beschaffen sich Granit, ganz gleich, ob er
aus Sachsen, aus Schlesien oder gar aus Schweden
kommt. Man behauptet, daß sei der Stein, der allein
derjenige Befestigungsstein sei, den die heutige Straße
brauche. Ich weise darauf hin, daß der Herr Ober-
Präsident, der anwesend ist, und Herr Oberbürger¬
meister Iarres als Vorsitzender des deutschen Städte¬
tages eindringlich gemahnt haben, doch bei den Kom-
mnnalverbänden dafür zn sorgen, daß rheinischerStein
genommen wird. Wie weit die Wünsche dieser beiden
Herren Erfolg haben, läßt stch nicht sagen, Gerade in
diesen Jahren sind geradezu katastrophale Verhältnisse
anf dem Arbeitsmarkt der Steinindnstrie vorhanden,
weil so gut wie gar keine Aufträge vorhandeil sind.
Auch die Provinz, die sonst zum Beispiel im Mayener
Gebiet noch 10 MO Tonnen Pflastersteine bestellte, hat
in diesem Jahr mir noch WO Tonnen bestellt. Bitte,
rechnen Sie sich aus: Wie kann da eine Beschäftigung
der Industrie möglich sein?

Ich weise noch auf anderes hin; nicht nur der
Pflasterstein, nicht imr der Schottcrabsatz leidet nntcr
diesen bedauerlichenVerhältnissen, schlimm ist es auch
beim Dachschiefcr. Wenn ich darauf zurückkomme,so
geschieht es deshalb, weil ich für bessere Berücksichtigung
dieser Gebiete sprechenwill. (Sehr richtig! im Zen¬
trum.) Seit Dezember l!)28 liegt der gesamte rheinische
Dachschicferbcrgbaudarnieder. Zur Zeit ist nur uoch
ein Zehntel der gesamten Arbeitnehmerschaft be¬
schäftigt. Wir müssen feststellen,daß etwa 50 bis liN
Prozent des in Deutschland verwandten Schiefers aus¬
ländischer: — französischer, belgischer uud lur.em-
burgischer — Schiefer ist. (Hört, hört!) Dabei sitzeu
die deutschen Arbeiter zu Hause und haben vielfach nicht
einmal mehr die Arbeitsloseuunterstützung, weil ihre
Bezugszeit abgelaufen ist; sie müssen den sowieso
armen Kreisen dann auf der Wohlfahrtstasche liege».
Ich meine, hier tonnte von allen Seiten, vor allem
tw» den Vertretern der Kommnnalbehörden, au die ich
diese Bitte besonders richte, darauf hingewirkt werden,
daß wieder rheinischer Schiefer verwandt wird.

Wir haben vielfach schon versucht din-chzuführen,
daß bei der Bewilligung von Zuschüssen für Woh-
nungsbauten diese Zuschüssedavon abhängig gemacht
werden, daß man rheinischenSchiefer beispielsweiseals
Bedachung benutzt. Das ist heute anßcrordcutlich
schwer. Der Laie kennt ja den Unterschied zwischen
frnuzösischemuud deutschem Schiefer nicht, und es ist
,chon oft vorgekommen,daß die Händler französischen,
belgischenoder luxemburgischen Schiefer als deutschen
verkauft haben. Dann haben sie ein besseres Geschäft
gemacht, denn der ausländische Schiefer ist immer
etwas billiger.

Ich komme zu einer audercu Industricgrnppe, die
anßerordentlich schwer darnieder liegt, namentlich
infolge der Zollgesetzgebnug(— ich bemerke, daß auch
der Schiefer vollständig zollfrei eingeführt wird). —
Bei der rheinischen Nimsindustrie liegt es folgender¬
maßen: Früher wurden in der Bimsindustrie etwa
5N00 Arbeiter beschäftigt. Heute, nachdem die Bims-
einfnhr nach Holland frei ist, wird der Bimssand zoll¬
frei für ein paar Pfennige Per Schiff — das ist eine
billige Beförderungsart — nach Holland gefahren.
Dann werden in Holland die Steine oder Platten
fertiggemacht, dann kommen sie zollfrei wieder nach
Deutschland, uud die Deutschen taufen dann wieder
deutsche Steine vom Ausland »nd dc» Verdienst Hot das
Ausland geschluckt. Ich meine, wir können hier wohl
fordern, daß Reichs- und Staatsieg ierung erueut er¬
sucht wrrdeu müsse», dieseu unhaltbaren Zustünden ein
Ende zu bereiten.

Was ich aber von dem heutigen Provinziallandtag
wünschen wollte, war folgendes: Ich glaube nicht, daß
in diesem Jahr die Belebung des Naumarttes, des
Hoch- uud Tiefbaumarktes so vonstatten gehen wird,
daß unsere Arbeiter anch nur einigermaßen in diesen
gefährdete» Gebieten i» der Steinindnstrie beschäftig
werden können. Ich hätte deshalb den Wunsch und
Antrag, daß versucht wird, die Zuschüsse zu den Kreis-
und Gemeindewegebauten, ebenso die Zuschüsse zu den
Wasserleitungs- und ähnlichen Bauten, möglichst in
diese Gebiete hineinzubringen, damit die Leute wieder
Arbeit und dadurch wieder etwas zum Leben be¬
kommen, (Sehr richtig!) Die Kreise sind heute nicht
mehr in der Lage, die Unkosten, die die Wohlfahrts¬
pflege ihnen auferlegt, zn tragen. Ich möchte nur ein
Beispiel nenne», nnd Sie werden sofort begreifen,
daß es so nicht weiter geht: Der Kreis Mähen hat
WM0 Einwohner, wovon 36M, Arbeiter sind, mit
den Familien selbstverständlich. Hiervon beziehen die
Hauptunterstützung der Erwerbsloscnfürsorge LM>>
Rechne» Sie auf den Kopf des Unterstützungs¬
empfängers noch drei unterhaltsberechtigtc Personen
hinzu, so haben Sie 21 <«M, 12N0 Arbeiter aus dein
Kreise Mähen beziehen bereits Wohlsahrtsnnter-
stützung. Rechnen wir auch da vier auf den Kopf,
so habeil wir rund ^<><», sodaß rund 3N00N Menschen
im Kreise Mähen auf Wohlfahrtsuntcrstützunll au-
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gewiesen sind. Sie werden zugeben, daß man so die
Dinge nicht aufrecht erhalten kann. Ich wiederhole
deshalb nieinc Bitte an die Städte: Nebcrall da, wo
überhaupt etwas zu vergebe:: ist, vergebt es in die
Gebiete, wo wirklich Not herrscht! Helft der rheinischen
Steinindustrie durch Bestellung von Pflastersteinen,
Schütter- nnd .Bimsprodukten. Weiter Möchte ich
bitten, baß die Zuschüsse, die für den Gemeinde- und
Krciswegebau, für Wasserleitungen und Meliorationen
gegeben werde», möglichst in die Gebiete gebracht
werden, wo sonst keine Arbeit zu beschaffen ist, bannt
die Menschen vor der größten Not bewahrt bleiben.
(Bravo!)

Vorsitzender Ui-, Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Zimmer.

Abgeordneter Z i m m c r (Köln): Auch die tounnn-
"istische Fraktion hat eine,: Antrag gestellt, der notleiden¬
de» Arbeiterschaft i» dem Mayener Gebiet und besonders
in dem Kublcnz-Ncnwicder Becken in der Bimsstein-
'Mdnstrie500 000 RM zur Verfügung z» stelle» (Zuruf
des Abgeordneten Simon: Wo »vollen Sie die her¬
holen?) zur Hinderung der größten Not in den dortigen
Gebieten. Wir haben aus den: Munde des Ober-
Präsidenten und auch ans dem Munde des Herrn
Landeshauptmanns von der ungeheuren Not gehört,
°w hier in: Rheinlandc bei de>: verschiedenstenVe-
^olkeriingskreisen herrscht. Wir haben auch die ver-
lchiedcnsten Anträge gesehen, die zu dieser Notlage
Stellung nehmen. Aber wir müssen schon feststellen,
daß die wenigsten Anträge Positive Anträge sind, son¬
dern daß es sich in der Hauptsache um Agitations-
anträge handelt, von denen die Arbeiterschaft teinerle:
Vorteile erhalten wnd. Wen» man diese ganzen An¬
trage und Reden hört, kann man mit Grillparzer ans-
"lfen: „Des Reichen Herz für das arme Volk wird
warm und immer wärmer, doch dabei wird der arme
-wann mit jedem Tage ärmer". (Sehr gut! liuks.)

Wir haben besonders i» der Nimssteiniiitnistriee:»e
ungeheure Notlage vor uns. Die Rationalisierung hat
Nch dort ebenfalls nicht zum Segen, sondern zum Un¬
glück der Arbeiterschaft ausgewirkt. Eine ganze Reihe
Arbeiter ist setzt bereits jahrelang erwerbslos, oh»e
nberhnnpt jemals wieder in diesem Gebiet in den Pro¬
duktionsprozeß wieder hineinzukommen. (Zuruf eines
nntionnlsuzialistische» Abgeordneten: Dann geht es ihnen
beinahe su schlecht wie den Arbeitern in Rußland!) Bei
»"'malen Verhältnissen sind ungefähr 4000 Bimsstcin-
nrbeiter beschäftigt. Jeder Vnnssteinarbeitrr hat vor der
E'nführnng derRationalisiernng pro Tag 1000 Steine an¬
gefertigt. Heute werden, teilweise von ganz jugend¬
lichen Arbeitern, an der Maschine 7-8000 Steine her¬
gestellt. 75 Prozent der Bimsstcinarbciter sind ein
halbes Jahr und langer erwerbslos. Jahrelang hat d:e
KommunistischePartei, auch durch die Gewerkschaften,
den Antrag an die Reichsregierung gestellt, daß diese
Vlmssteinarbeiter unter die Krisenverordnung fallen
sollen. Diese Anträge wurden von dem Reichsarbeits¬

minister Wissell abgelehnt. Nach der Ginführung der
neuen Verschlechterungin der Grwerbslosenvcrsicherung
sind eine ganze Reihe dieser Arbeiter ausgesteuert
worden und hängen jetzt an den Wohlfahrtsämtern,
wie das schon mein Vorredner gum Ausdruck gebracht
hat.

Wir müssen besonders darauf hinweisen, daß in
diesem Gebiet die Zentrumspartei dominiert, daß sie
in den einzelnen Verwaltungen und Kommunen sitzt,
daß sie aber nicht daran denkt, diesen schlecht bezahlten
Arbeitern und diesen Wohlfahrtsempfängern in der
Weise zu helfen, wie es notwendig ist. (Hört, hört! bei
den Kommunisten.)

Die Sozialdemokratischc Partei hat einen ziemlich
nichtssagendenAntrag gestellt, um diesen Arbeitern in
der Steinindustrie zu helfen. Sie verlangt nämlich
nur, daß von der Rheinprovinz die Steine nur aus der
Rheinprovinz gekauft werden sollen, um diesen Ar¬
beitern zu helfen. Ich glaube, wenn das wirklich durch¬
geführt wird, dann wird in einen: anderen Gebiet die
gleiche Anzahl Arbeiter wiederum erwerbslos, die dann
im Mayener Gebiet Beschäftigung finden würden,
wen» das überhaupt durchgeführt werden könnte. Wir
»nissen, weil jetzt die Sozialdemotratische Partei wieder
in Opposition steht, darauf hiuwciseu, daß sie m: den:
nngehenren Grwcrbslosc»elend i» diesen: Gebiet mit
schuld ist. (Zuruf: Wodurch denn?) Denn gerade unter
ihrer Herrschaft in der Koalitionsregiernng wurde»
ci»c Reihe von Verschlechterungen für die Erwerbs¬
losen durchgeführt, die sich besonders kraß in den Ge¬
bieten, wo die Saisonarbeiter beschäftigtwerden, aus¬
wirken:

1. Verlängerung der Wartezeit bei Ledigen auf drei
Wochen,

2. die Verlängerung der Anwartschaft bei erstmaliger
Arbeitslosigkeit auf 52 Wochen,

3. Unterstützungsraub für die Saisonarbeiter, die nur
noch sechs Wochen aus der Grwerbslosc»nntcr-
stützuug uuterstützt werden und dann unter die Be¬
dürftigkeitsprüfung fallen,

1. Anrechnung der Sozinlrenteu auf die Unter-
stützuugssntze,

5. Verläugeruug der Sperrfrist bis zu 6 Monaten,
0. Hinauswurf der Heimarbeiter aus der Versiche-

ruug und
7. neue Belastung der Kranlenkassen nnd damit

Lcistungsabbau der Krankentassen.
Das sind die Grrungcnschaftcn der Koalitionsregie¬

rnng, die noch mit den vier sozialdemokratischenReichs¬
ministern durchgeführt wurde::.

Wir müssen in Verbindung mit der Notlage dieses
Gebietes daranf hinweisen,daß diese Verschlechterungen
des Grwerbsloseiwcrsichcrnngsgesctzes besonders in
diesen ländlichen Gebieten zur Anwendung kommen.
In Nenwied werden z. B. wöchentlich ca. 50 Ginsprüche
von abgebauten Erwerbslosen behandelt und natürlich
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in ihrer Mehrheit abgelehnt. Die Zahl der Ausgesteu¬
erten in diesen Gebieten steigt von Jahr zu Jahr, weil
sie eine Anwartschaft überhaupt nicht mehr erwerben
tonnen, dadurch, das; sie kein halbes Jahr mehr in
diesen Saisonbetrieben Beschäftigung finden. In den
Gemeinden werden fast keinerlei Notstandsarbciten
durchgeführt, weil die Gemeinden ganz einfach sagen:
Wir haben keine Mittel, und der Staat ihnen die
Mittel noch drosselt. Die Wohlfahrtsuiiterstützungcn
in diesen Gebieten sind so jämmerlich gering, das; sie
durchschnittlich5—10 RM wöchentlichfür verheiratete
Leute betragen, wovo» diese Leute ihren Unterhalt
fristen müssen. Wir brauchen uns deshalb gar nicht zu
wundern, wenn auch immer mehr die Selbstmord-
statistik von Deutschlandin diese» Gebieten erhöht wird.

Die KPD. stellte in den Kreistagen Neuwied und
Koblenz-Land den Antrag, die Richtsätze um 50 Prozent
zu erhöhen. Das ist in diesen Kreistagen von der
Sozialdemokratie sowohl wie auch von der menschen¬
freundlichen Zeutrumspartei abgelehnt worden.

Auf der anderen Seite sehen wir aber auch, wie der
Korruptionsherd auf den Arbeitsämtern auch in diesen
frommen Gebieten einen immer größeren Umfang an¬
nimmt. Noch vor kurzer Zeit mußte der Leiter des
Arbeitsamtes Vendorf fristlos entlassen werden, weil
er sich die Gelder der Aermstcn der Armen angeeignet
hatte, um sie neben seinem guten Gehalt noch zu ver¬
prassen. (Zuruf des Abg. Simon: Er hat sie soziali¬
siert!) Line Reihe Stempelstellen wurde abgebaut,
und es kommt jetzt vor, daß die Arbeiter, die sich bis
zu fünfmal in der Woche zu melden haben, eine, zwei,
ja bis zu drei Stunden laufen müssen, um an ihre
Stempelstelle zu gelangen.

In dem Mayener Gebiet sind die Verhältnisse durch¬
aus nicht besser. Dort sind sie so kraß, wie sie mein
Vorredner geschilderthat. Auch in diesem Gebiet wird
in dem kommeudcu Jahr auf Grund der Lage im Bau¬
gewerbe keinerlei Verbesserung eintreten, trotz der
schönen Reden, die heute hier im Provinziallandtag
gehalten worden sind. Wenn wir die Vorlagen und die
Anträge daraufhin durchleseu, wie man diesen Aerm-
sten der Armen helfen will, so muß man schon sagen,
den Winzern hilft man am besten dadurch, indem man
auffordert: Trinkt deutschen Wein! Den Landwirten
hilft man, indem man die Parole ausgibt: Gßt
deutsches Korn! Und den notleidenden erwerbslosen
Steinarbeitcrn wird man sagen: Braucht deutsche
Stciue! Wir wüuschen, daß die Arbeiterschaft recht
bald von dieser letzteren Parole Gebrauch macht und
aus den Pflastersteinen, die aus dem rheinischenGebiet
kommen, schöne Barrikaden baut (Zuruf des Abgeord¬
neten Simon: Darauf gehen Sie doch nicht!), um eud-
lich diejenige» niederzuschlagen,die nn dem gesamten
Elend in der Nheinprovinz und weiter darüber hinaus
in ganz Deutschland schuld siud. (Beifall bei den
Kommunisten.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Säur.

Abgeordneter Sanr: Die kommunistische Fraktion
hat den Antrag gestellt,die Anleihe, die in der Vorlage
mit einer Summe vou ungefähr 7,5 Millionen vor¬
gesehen ist, auf 15 Millionen zu erhöhen, mn die tat¬
sächliche Durchführung des Straßenbauprogramms zu
garantiereu. Besonders in de» hochgelegenenLnnd-
gcgenden in der Eifcl, im Hunsrück, nn der Mosel, im
Westerwald. Das, was bis jetzt geschehen ist, ist voll¬
kommenungenügend und entspricht nicht im geringsten
den Verhältnissen, die dort tatsächlichherrschen. Wir
stellen fest, daß die Verbindungswege zwischen den ein¬
zelnen Gemeinden da droben in einem derart mise¬
rablen Zustand sind, daß bald keiner mehr sich getränt,
siezn bcnu^en; jedenfalls tann man sie nur mit aller
Vorsicht beuutzeu.Selbst Autofahrer müsse,, bestätigen,
daß dort die Straßen in einem saumäßigen Zustande
sind. Die Mittel, die bisher dafür aufgewandt wurden,
haben zum größten Teil nur dazu ausgereicht, Pläne,
Skizzen uud Zeichnungen zu mache», die man den
LandtagSabgeordncten in den Fachausschüssenvorlegte.
Diese Skizzen liegen schon jahrelang vor, aber sie
warten immer noch auf die Durchführung in der
Praxis: davon taun man leider sehr wenig feststellen,
Anch die kleinen Bauern in den Gemeinden werden mit
den Plänen und Skizzen beruhigt. Ich bin der Auf-
fassuug, daß das auf die Dauer nicht angehen tan».
Man kann hier natürlich nur dann mit praktischer
Arbeit vorgehen, wenn man das Straßcnbauprogramm,
das man projektiert, auch gleich finanziell so sicherstellt,
daß es auch in der Praxis durchzuführen ist. Hier ist
wiederum festzustellen,daß mit der vorgesehenen An¬
leihe von 7>2 Millionen dies nicht geschehen tan», daß
diese Summe unbcdiugt erhöht werden mnß.

Wir haben aus diesen Gründen weiter in Drmtsache
126 beantragt, aus den vorgeschlagenen 15 Millionen
8 Millionen zur Unterstützung des Gemeinde- und
Krciswegcbaues, 5 Millionen zur Instandhaltung von
Kreis- und Gcmeindewegen uud !! Millionen zur In¬
standsetzung der von der Provinz zu überuchmcnden
Straßen sicherzustellen.Auch hier beantragen wir die
Vrhöhuug der Summen, weil fast alle Kreise und Ge¬
meinden heute tatsächlichauf Gruud ihres finanziellen
Dalles nicht in der Lage sind, ihr StraßcnbanprogramM
so durchzuführen, wie es notwendig wäre, um dem
steigendenVerkehr gerecht zu werden. Gs muß deshalb
auch hier großzügig angefangen werden, um die Aus-
führuug der Projekte, die nun jahrelang vorliegen, zu
garantieren. (Zuruf des Abgeordneten Simon: Sie
wissen doch selber, daß das Bluff ist; Sie glauben doch
nicht an Anleihen!) Wir sind doch nicht wie die Nazis!
wenn die Anträge stellen, gehen sie zwei Minuten
vor der Beratung ihrer Anträge aus dem Zinnner,
weil sie den Mnt nicht aufbringen, ihre eigenen An¬
träge zu begründen. (Sehr richtig! links. Zuruf des
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Abgeordneten Simon: Glauben Sie denn, daß Sie die
8 Millionen kriegen? Wo Wolleu Sie die denn her¬
nehmen?) Wir holen sie da her, wo Hitler auch sein
Geld herbekommt. Hitler durfte sein Programm den
Rnhrindustriellc», den christlichen Juden vorlegen,
darauf hat er seine Mittel erhalten, geuau so gut, wie
sich Hitler von dcu Geldern des französischenOberst
Nichcrt, Generalstabsoffizicr, seine Vüromöbcl ange¬
schafft hat.

Die kommunistischeFraktion hat außerdem uoch in
Drucksache 185 einen Antrag zu Puukt 38 eingebracht,
der die Vergebung von Arbeiten unter die Lupe uimmt.
Wir fordern, daß bei der Vcrgcbuug vou Arbeiten und
auch vou Materiallieferuugsaufträgen vor allen Dingen
darauf geachtet wird, daß der Unternehmer, der dafür
in Frage kommt, gegenüber den Arbeitnehmern seinen
tariflichen Verpflichtungen in Lohn- uud Arbeits¬
bedingungen voll uud gauz nachkommt. Besonders ist
eine scharfe Kontrolle über die Ginhaltung der Unfall-
ucrhütuugsvorschriften auf den betreffenden Baustellen
durchzuführen. Wir müssen aus den Berichten fest¬
stellen, daß wiederholt größere Uuglmlsfälle.vorgekom¬
men sind, so besonders bei dem Deichbau in Neuwicd,
der wahrscheinlichnoch eine besondere Rolle hier in
der Debatte spielen wird. Hier sind verschiedeneUn-
Nlucksfälle vurgekommc»,daruuter ewige mit tödlichem
"lUsgllNg.

Weiter forderu wir, daß Tagelohnarbeitcn nicht an
Unternehmer abgegeben, sondern in eigener Regie
durchgeführt werden. Die Tageluhnarbeiten bieten für
de» Unternehmer einen ganz mühelos verdienten Ge-
w'un. Er hat keine besonderen Berechnungen uud Kal-
lulntioucu dafür zu macheu, svuderu er stellt nur seine
"rbeitcr und zieht baun das Geld und nebenbei den
"'höhten Gewiuu für sich ein. Aber diese Tagelohn-
nrbeiten wirken sich doppelt schwer für die betreffenden
Arbeiter aus. Wir wissen, daß besonders hierbei manche
«leinnnternchuier in Frage kommen, die zum Teil ihre
Arbeiter unter Tarif bezahle», aber dann doch in den
Rechnungen die vollen Tarifsätze berechnen. (Zuruf des
Abgeürdnetcn Simon: Die „Note Fahne" zahlt sa auch
einen Tarif!) Ich möchte Euch sageu, Ihr müßt eigent-

uch Zwillinge sein, denn einer aNein kann so blöde
»'cht sein wie Ihr. (Heiterkeit. Zuruf des Abgeord¬
neten Dr. Ieh: Was war denn das? Das war wohl
polnisch!)

Wir stellen weiter fest, daß auch in der Bezahlung
der Ueberstnnden und Nachtznschlngc nicht so Verfahren
wird, wie es die Tarifbedinguugen vorsehen. Wir
Müssenhier feststellen,daß der brutale Unternehmer
°>e Nut der Arbeiter ausnutzt uud eine uutertarifliche
Aezahlung vormmmt. Wir wissen aber, daß, wenn die
^.rovinzialverwaltung die Arbeit in eigener Regie vor-
nnnmt, dann auch die Arbeiter vor Gutlnssuugeu, wie
ne bei den Tagclohnarbcitern der Privatuuteruehmer
'tnndig vorkommen, nicht geschützt sind. Aber bei einer

Planmäßigen Verteilung und Aufteilung der Arbeit
können die Arbeiter längere Zeit beschäftigt werden,
als wenn man einfach willkürlich eiucu Uutcrnchmer
heranholt, der an diese,» Tage zwei nnd am anderen
Tage wieder drei Manu hiuauswirft, weil sie ihm nicht
Passen, und dafür wieder andere hereinholt, die ihm
sicherer sind. Wir wissen, daß bei diesen Fragen die
Profitsicherung und die damit verbundene steigende
Ausbeutung eine große Rolle spielen.

Demgegenüber können wir steigende Unfallziffern
uud eine Verschlechteruugder Lebenslage der Arbeiter¬
klasse feststellen.Aus diesem Grunde fordern wir auch
die Anerkennung dieser Forderuug.

Weiter muß besonders bei dem Attordspstem bei den
größeren Arbeiten ans die Einhaltung der Unfall-
verhütuugsUurschriftengeachtet werden. Dies mnß einer
ständigen Kontrolle der Proviuzilllverwaltung unter¬
liegen. Gerade bei den letztcu Unfällen ist wiederholt
festgestellt worden, daß nicht die UnfaUvcrhntungsvor-
schriften so eingehalten worden sind, wie es «»bedingt
notwendig ist. Wenn es tatsächlich geschehen wäre,
hätten nicht Unglücksfällc in einem derartigen Aus¬
maße vorkomme»köimen, wie es,z, B. bei dem Deichbau
iu Neuwied der Fall war.

VursitzeudcrDr. Iarres: Herr Abgeordneter, ich
mache Sie darauf aufmerksam, daß die halbstündige
Redezeit Ihrer Fraktion abgelaufen ist. Das Wort hat
Herr Abgeordneter Dr. Ley.

Abgeordneter Dr. Leh : Meine Damen uud Herreu!
Gs wurde hier über die Steinindustric des oberbergi-
scheu Gebietes geredet. Ich bin selbst dort oben her
und kenne die Verhältnisse ziemlichgut. Gs ist jeden¬
falls bedauerlich, daß dort eiue ganze Gegend einfach
in ihrer Arbeitstraft nnd in ihrer EMenzmöglichteit
abgetötet wird. Dort liegen Huuderte und Tausende
von Menschen auf der Straße, die ehemals eine gesunde
Existenz hatten. Es waren die seßhaften Arbeiter, die
eine Kuh uud ciu Häuschen, einen Garten und etwas
Land haben, gerade jener Arbeitcrstand, an dessen Er¬
haltung wir alles Interesse haben.

Es wurde immer wieder betont, es wird kein aus¬
ländisches Material verwandt. Im selben Atemzuge
wurde aber zugegeben,die Städte tuu es vielleicht,uud
der Herr Berichterstatter gab es dann auch zu. Wir
stellen fest ^- und wir werde» uus bemühen, noch in
dieser Session dem Landtage authentisches Material zu
uuterbreitcu —, daß uicht nur jetzt, souderu bereits seit
Jahren nnr ausländisches Material verwandt worden
ist. (Hört, hört! bei den Nationalsozialisten.) Meine
Dame» und Herren! Unter Ihnen sitzen viele Ober¬
bürgermeister, die hier vou der Not höre». Sie sollte»
doch als deutsche Volksgenossenin ihren Stadtverwal¬
tungen dafür eiutreteu, daß deutsche Arbeiter erhalten
bleiben-, das wäre ihre menschlichePflicht. (Sehrrichtig!
bei den Nationalsozialisten.)
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Es wurde auch wenig davon gesagt, das; die Eisen¬
bahn die Straßen als ihre Konkurrenz ansieht. Im
Preußischen Landtage unterhielt man sich neulich über
den Nhein-Aachen-Kanal: dabei sagte ei» Abgeordneter
— es war der Demokrat Niedel — folgendes: Aber,
meine Damen uud Herren, wenn wir jetzt den Nhein-
Aachcn-Knnal bauten, was wir ja vielleicht alle wün¬
schen, dann würde das ein Antasten an die Erfüllung
sein (Hört, hört! bei den Nationalsozialisten), die Repa¬
rationspflichten tonnten wir dann nicht mehr durch¬
führen, da ja die Eisenbahn durch die Erfüllung so be¬
lastet ist, das; wir auch dafür sorgen müssen,daß ihr keine
Konkurrenz erwächst. Dieser Gedanke wurde da in
einer schwachen Stunde von einem Demutraten aus¬
gesprochen. Für uns ist er außerordentlich wertvoll.
Wir stellen fest, daß er wahrscheinlich auch für den
Straßenbau wieder maßgebend ist. Nicht, weil Staat,
Gemeinden und Provinz kein Geld haben, sondern
damit die Eisenbahn ihre Erfüllungspolitit durchführe»:
kau» und soll, weil es die Machthaber so haben Wolleu,
deshalb läßt man die Straßen versumpfen und ver-
drccken und baut sie nicht aus. (Hört, hört! bei den
Nationalsozialisten.)

Mein Fraktionsfreund Simon hat Ihnen eben
gesagt, daß wir zum Straßenbau nur drei Dinge not¬
wendig hätten: Arbeitskraft, Material uud Maschiueu.
Wenn sich in diesen: Austausch von Arbeitskraft, Mate¬
rial und Maschinen nur nicht wieder eins hiucin-
geschoben hätte: das Vanktapital, der wah»si»»igc
Zins! Daran liegt es doch. Arbeitstraft, Material und
Maschinen, alles das haben wir, das brauchen wir nicht
zu suchen. Aber es wird uns eben nicht ermöglicht,
unsere Bedürfnisse so abzudecken, wie es für das Volks-
wohl notwendig ist: da kommt die Bank und schiebt sich
mit dem wahnsinnigen Zins für das Betriebskapital
ein. (Abg. Hanke: Sehr richtig!) Uud deshalb geht es
nicht. Da lachten Sie vorhin uud freuten sich und ein
Zentrumsllbgeurdneter glaubte einen besonders gute»
Witz zu machen,als er beantragte, die Rede anschlagen
zu lassen. Wir wären schon dafür. Das Volk dranßeu
versteht das schon; das ist in diesem Punkte bestimmt
urwüchsiger, ich möchte sagen, nicht so verbildet, wie
mancher hier in diesen, Hause ist. Das Volt begreift,
was wir damit sagen wollen, daß hier die Mittel oor-
haudeu wären, wenn Staat und Wirtschaft nicht uuter
der wnhnsiunigeu Last dieser Zinsen ständen. Meine
Damen und Herren, es wäre hier schon eine Möglich¬
keit, die Arbeitslosigkeit abzubauen uud die produktive
Grwcrbslosenfürsorge einzuführen. Statt dessen hören
wir, ,dnß in der Provinz von soundsoviel hnniderttausend
Erwerbslosen bloß 1870 in der produktiven Grwerbs-
loseufürsorge verwandt werden. (Hört, hört! bei den
Nationalsozialisten.) Es wird ja den Gemeinden ge¬
radezu alles unterbunden.

Es wurde vorhin schon darauf hingewiesen,daß den
Steinarbeiter» in diesem Gebiet, wenn sie schon einen

Morgen Land haben, die Grwerbslosenunterstütznngge¬
nommen wird. (Hört, hört! bei den Nationalsozialisten.)
Es wird ihnen aber auch, falls sie einen Pfennig erhalten,
verboten, daß sie irgendetwns anderes mache». Wir
sehen heute einen Staat, der einmal den Mensche» von
seinem Shstem abhängig machen will, zweitens ihn dazu
zwingt, keine Arbeit mehr zn leisten, und drittens ein
Versorguugsstant ist, aber nicht so, daß das Volk wirk¬
lich versorgt wäre, sondern zu wenig zum Lebeu und
zu viel zum Sterbe» hat (Sehr richtig! bei den Natio¬
nalsozialisten), statt einen Staat der Leistung, einen
Staat der Arbeit, eiueu Staat, der wirklich ei» Volks¬
staat ist, aufzubauen. (Zuruf eines kommunistischen
Abgeordneten: Geht nach Thüringen!) Ich komme da
immer wieder auf die Sozialdemokratische Partei, die
uns diesen Volksstaat versprach, aber nur für einige
Wenige, für das nuscrwähltc Volk, sorgte. Der Straßen¬
bau bietet uns schou Gclegeuheit, an das Problem der
Grwcrbslosenfürsorge mit allen Mitteln heranzugehen.
Aber Sie gehen um diese Frage wie die Katze um den
heißen Brei, Sie sagen dem Volke nicht das, was not¬
wendig ist. Die NationalsozialistischePartei aber fühlt
sich berufen, dem Volke die Wahrheit zu sagen und ihm
den Weg zu zeigen, wie es aus diesem Elend heraus¬
kommen kann. (Lauter Beifall und Händeklatschenbei
den Nationalsozialisten.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Lohmcyer.

Abgeordneter Lohmehcr: Meine Damen und
Herren! Wir haben in der Eröffmlnllsausprache des
Herrn Qberpräsideuteu Fuchs vernehme» müssen, wie
nusere rheinische Heimat schwer leidet unter der Not.
Auch der Herr Landeshauptmann hat uns in seiner
Etlltsrede dargelegt, wie unser Volk, wie unsere rhei¬
nische Heimat bedrücktist und wie insbesondere unsere
rheinische Industrie zu leideu hat. Ich glaube, daß
diese Erklärungen aus berufenem Munde uns Ver¬
anlassung geben sollten, dafür eiiiMtveten, daß nur
heimischeStoffe beim Straßenbau verwendet werden.
Es ist uns gejagt worden, daß wir in der Hauptsache
deutsches Roggenbrot essen sollten. Meine Freunde und
ich sind dafür, daß wir nusere deutsche Industrie unter¬
stützen und dem deutschen Arbeitsfleiß zu seinem Recht
verhelfen. Mit dem Eiulauf vou Asphalt uud aus¬
ländischemStraßenbanmaterial geben wir Devisen in«
Ausland, die uns keine Vorteile bringen. Ich meine,
wir sollten auch hier im Rheinland an unserem be¬
scheidenen Teile dazn mithelfen, daß nicht noch mehr
Devise», nicht »och »lehr gutes deutsches Geld ins
Ausland geht. Die Lasten, die uns der Youngplan auf¬
erlogt, sollten uns wirklichgenügen. Wir vom Ehrist-
lichen Voltsdienst und der Nationalen Bauernpartel
nntevstützen die Anträge, die eingebracht worden sin",
beim Bau der Straße» nur deutsches,rheinisches Ma¬
terial zu verarbeiten.
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Wir sehen in der Erklärung in dem Antrag des IV.
Fachausschusses inder Drucksache 32 einen Widerspruch.
Wir freuen uns, daß die Verwaltung die Erklärung
abgibt, das; sie nur inländisches Material verwendet.
Dann aber muß der Punkt unter Absatz I.) gestrichen
'"erden, in den, es heißt, daß ausländische Asphllltstoffe
Möglichst einzuschränkensind. Das ist ein Widerspruch.
Wir unterstützen .deshalb die Anträge, die von den
Nntionnlsozinlistc» und der Wirtschaftspartei gestellt
worden sind, daß beim Bau der rheinischen Straßen
nur einheimisches,.deutsches Material verwandt wird.
(Nrnvo! bei der Fraktion Christlicher Volksdienst »nd
Bauernpartei und bei den Nationalsozialisten.)

Vorsitzender 1),>. Iarres: Das Wort hat Herr
abgeordneter von Netten,

Abgeordneter von Dctte» : Meine Damen und
Herren! Es ist hier vielfach über die Notstände ge¬
brochen worden, die in der Mayener Steinindustrie
und der Koblenzer Gegend vorhanden sind. Die Lösung
ucs Problems liegt lediglich barin, daß man versucht,
°" Arbeitslosenunterstützung zu einem Viertel als
ZuschußZu,den Arbeitslöhnen zu zahlen, während drei
girrte! davon der Staat sparen kann, um auf diese
^eise Tausende von Arbeitern wieder in die Klein-
unü Mittelbetriebe hineinzuführen.

Wenn der Vertreter der Sozialdemokratic vorhin
davon gesprochen hat, daß die Wirtschaftspartei eine
-brositpartci fei, so möchte ich den Sozialdemokraten
""r sagen, daß die Finanzierung der Republik auf
kosten des Mittelstandes erfolgt. (Lmben und Wider-
Wnich bei den Sozialdemotraten. Zuruf des Abgeord-
"ctrn Hoffmann: Sie kennen die Wirtschaftsordnung
U'cht!) Darüber sind wir doch klar, daß der Mittelstand
°urch Ihre Politik nach allen Richtuugeu hin aus-
acpowert worden ist. Sie hatten uns versprochen,die
^nists, die Syndikate und das Großkapital heran¬
zuziehen. Aber diesen Kreisen ist es niemals besser
"wannen als heute infolge Ihrer Politik.

Wenn Sie also der Mayener Steinindnstrie und
^u Arbeitern helfen wollen, können Sie es tun, wenn
">e dem zustimmen, daß ein Viertel der Arbeitslosen-
'"«stützungssätze genügt, um den Arbeitern Arbeit

A" «eben und sie den demoralisierenden Wirkungen der
Arbeitslosigkeit zu eutziehen. Dabei spart der Staat
"ei Viertel der Arbeitsloseuunterstützuug. (Zuruf des
""geordneten Hoffmann: Quatsch!) Daß Sie dem
«°er nicht zustimmen werdeu, davon sind Nur fest über-
^»gt. Wir haben es bei dem Stahlwert Becker gesehen;
Ms dieses Werk vernünftigerweise auf Vorschlag seiner
Arbeitnehmer die Löhne der Arbeitnehmer um 15
^'uzent senken wollte, haben Ihre Gewerkschaften
"Uart: Das dürft Ihr unter keinen Umständen. Und
""durch mußte dieser große Betrieb stillgelegt werden.
^°rt! hört! bei der Wirtschaftspartei,) Also, meine
^N">eu und Herren, die Profitwirtschaft liegt ans einer
llanz anderen Seite, nämlich bei Ihnen. Die Doppcl-
uevdiencr, die Großverdiener sitzen heute in Ihrer

Partei. Sorgen Sie dafür, daß das aufhört. (Beifall
»nd Händeklatschenbei der Wirtschaftsparke!.)

Vorsitzender l>. Iarres: Die Besprechung ist
geschlossen.Wir kommen zur Abstimmung,

Zu Punkt 27 ist kein Antrag gestellt. Ich darf
feststellen, daß ohne Widerspruch der Antrag des IV.
Fachausschussesangenommen ist.

Zu Punkt 28 liegt zur Drucksachc l31 ein An¬
trag des Fachausschussesvor. Ich bitte diejeuigen,die
für diesen Antrag sind, sich zu erheben. Das ist die
Mehrheit. Es ist so beschlossen.

Zu Puukt 29 geht der Antrag des IV. Fach¬
ausschusses auf unveränderte Annahme und Uebcr-
weisuug der Drucksachc 88, Autrng der Fraktion Christ¬
licher Voltsdienst nnd Bauernpartei, zur Berück¬
sichtigung an den Proviuzialausschuß. Widerspruch
habe ich nicht gehört. Wenn er sich jetzt nicht erhebt —
das ist nicht der Fall —, stelle ich fest, daß den Anträgen
des IV. Fachausschussesentsprochen ist.

Dasselbe gilt zu deu Punkten 3 N — 3 2, wo
auch Gegenanträge nicht gestellt sind. Es wird auch
hier Widerspruch »icht erhoben. Ich stelle fest, daß
auch hier dem Antrage des IV. Fachausschussesent¬
sprechendbeschlosseil ist.

Zu Punkt 33 liegt der Vorschlag des Fach¬
ausschusses(Drucksachc l32) vor, Ich bitte diejenigen,
die für deu Antrag des IV. Fachausschussessind, sich
zu erheben. Das ist die Mehrheit. Es ist demnach be¬
schlossen.

Zu Punkt 3! wird Ablehnung des Antrages
von dem IV. Fachausschußbeantragt. Wer für diese
Ablehnung entsprechenddem Antrage des IV. Fach¬
ausschusses ist, den bitte ich, sich zu erheben. Das ist die
Mehrheit. Es ist so beschlossen.

Zum Autrag zu Nr. 3 5, wird Ucberweisuug an
deu Provinzialausschuß von dem IV. Fachausschußbe¬
antragt. Dagegen hat sich hicr kein Widerspruch er¬
höbe». Er erhebt sich auch jetzt nicht. Es ist demnach
nach dem Antrage des IV. Fachausschusses beschlossen.

Dasselbe gilt von den Punkten 3«, 37 und
38, wo ebenfallsdie Uebcrweisungan deu Provinzial¬
ausschuß von dem Fachausschußbeantragt wird- Auch
jetzt erhebt sich kein Widerspruch aus der Mitte des
Hauses. Es ist deshalb entsprechenddem Antrage des
IV. Fachausschusses beschlösse!,.

Zu Puukt 54 liegt der Antrag auf Drucksache
130 vor, dahingehend, die Anträge abzulehnen. Wer
dafür ist, den Antrag der KPD, auf Bereitstellung von
, Million RM zur Linderung der Notlage der Stein-
arbciter uud deu im Fachausschuß gestellte,! Antrag
derselbenFraktion, betr. Notlage der Arbeiterschaftder
rheinischen Bimsiudustric, nbzulehucu, entsprechend
dem Antrage des I. Fachausschusses, den bitte ich, sich
zu erheben. — Das ist die Mehrheit. Die Anträge sind
abgelehut.

Zur Geschäftsordnung wünscht das Wort Herr
Abgeordneter Selbmanu.
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Abgeordneter Selb mann: Sie haben vorhin
über die Anträge 36 und 37 zusammen abstimmenlassen,
uud zwar mit der Maßgabe, daß der Fachausschuß
Ueberweisuug au den Provinzialausschuß beantragte.
Das trifft nicht zu bei dem Antrag 38, dem Antrage der
KPD.; dort liegt die Stellungnahme des Fach¬
ausschussesvor,

«VorsitzenderDr. Iarres: Der Antrag des IV.
Fachausschusseszur Drucksache135 geht dahin: Der
Provinziallandtag wolle den Antrag dem Provinzial-
ausschnß überweise». Ich darf daher feststellen,daß
Sie im Irrtum waren. — Es ist so beschlossen.

Meine Damen und Herren! Sie sind mit der
Tagesordnung auf den 8 16 Absatz 3 der Geschäfts¬
ordnung aufmerksamgemacht worden, wonach der Vor¬
sitzende Gegenstände der Tagesordnung, zu denen nach
Ablauf einer Stunde nach Beginn der Sitzung keine
Wortmeldung vorliegt, außer der Reihe zur Beschluß¬
fassung stelle» kaun. Diese Voraussetzung trifft zu auf
die Puutte 53, «0, 63 (Zuruf: Nicht so schnell!),
7l (Zuruf: Das ist doch zusammcugefaßt!), 72, «2,
83 und «>. Ich rufe diese Puutte auf und frage, ob die
Berichterstatter Wert darauf legen, uoch Bericht zu
erstatten. (Berichterstatter Abgeordneter Hennes meldet
sich.) Dann rufe ich »ach der Reihe auf: Nr. 5 3,
Wüuscht der Herr Berichterstatter das Wort? Das ist
nicht der Fall. Widerspruch gegen den Antrag des
I. Fachausschusseserhebt sich auch nicht. Ich stelle also
fest, daß dem Antrage des Fachausschussesauf Über¬
weisung au den Pruvinzialausschuß als Material ent¬
sprochen ist.

Wünscht zu Nr, 6 0 die Fräulein Berichterstatterin
das Wort? Das ist nicht der Fall. Widerspruch gegen
den Antrag des III. Fachansschusseserhebt sich nicht.
Ich stelle die unveränderte Annahme fest.

Wünschen die Berichterstatter zu Nr. 6 3 das
Wort? Das ist nicht der Fall. Dann stelle ich — da sich
anch hier Widerspruch uicht erhebt — fest, daß auch hier
unveränderte Annahme beschlossen ist.

Wünscht zu Punkt 71 die Fräulein Bericht¬
erstatterin das Wort? Das ist nicht der Fall, Wider¬
spruch gegen den Antrag des III, Fachausschusseserhebt
sich auch uicht. Ich stelle fest, daß entsprechenddem An¬
trage des III, Fachausschussesunveränderte Annahme
beschlossen ist.

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Nenner.
Abgeordneter Nenner: Zn Punkt 71 muß eine

Wortmeldung vorliegen. Unsere Fraktion hat einen
Redner, wenn ich nicht irre, sogar zwei Redner, ge¬
meldet.

Borsitzender !),-. Iarres: Es sind nur Wort¬
meldungen zu 61, 66 und 67 eingegangen.

Wünscht zu Punkt 72 der Herr Berichterstatter
das Wort. Das ist nicht der Fall. Widerspruch gegen

den Antrag des Fachausschusseserhebt sich nicht. Gs
ist Ueberweisuug nu den Pruvinzialausschnß ent¬
sprechend dem Antrage des Fachausschusses beschlossen,

Wüuscht zu N r. 8 2 die Frau Ncrichterstatterin das
Wort? Das ist nicht der Fall. Widerspruch erhebt sich
auch hier nicht. Es ist unveränderte Annahme be¬
schlossen.

Wünscht zu Punkt 83 die Frau Verichterstatterin
das Wort? Das ist nicht der Fall. Widersprucherhebt
sich hier nicht. Es ist unveränderte Annahme be¬
schlossen.

Zu Punkt 81 ioüuschtder Herr Berichterstatter
das Wort, Ich erteile es ihm.

Abgeordneter Hennes: Ich habe nur gemäß
dem Autrage des FachausschussesII darum zu bitten,
daß man in den Blindenanstalten auf die musikalische
Erziehung der Insassen mehr Wert legen möchte.
Man soll die einfachen Instrumente, zum Beispiel die
Ntössellaute, vou den armen Blinden mehr benutzen
lassen.

Im übrigen empfehlen wir, diesen Etat unverändert
anzunehmen.

Vorsitzender I>. Iarres: Sie haben den Antrag
des Herrn Berichterstatters gehört. Wird das Wort
gewünscht? Das ist nicht der Fall. Dann stelle ich fest
daß sich Widerspruch nicht erhebt nnd daß dem Antrage
des II. Fachausschussesauf unveränderte Annahme ent¬
sprochen ist.

Damit sind wir am Ende der heutigen Beratung,
Es war beschlossen worden, die Sitzung um 4 Uhr ab¬
zubrechen. Murgeu erledigen wir den Rest der heutige»
Tagesordunng nnd nehmen Stellung zu deu uoch vor¬
liegenden Beschlüssen der Fachansschüsse zu deu übrigen
Anträgen.

Ich bitte also um die Ermächtigung, auf morgen
früh 10^ Uhr die Sitzung zu berufen mit folgender
Tagesordnung: Heutige Tagesorduung, soweit sie noch
nicht erledigt ist, uud dwjeuigeu Punkte, die noch aus
dem Fachausschußspruchreif überwiesen sind. Dagegen
erhebt sich kein Widerspruch. Es ist so beschlossen.

Der I. Fllchansschnßtritt morgen nm 9!/, Uhr zu¬
sammen, der Aeltcstcnmt um 10 Uhr und das PlenM"
um 10^ Uhr.

Der Vorsitzende des Geschäftsoidnungsansschusses
läßt die Mitglieder des Geschäftsordnungsausschnsses
bitten, jetzt sofort in Zimmer? zusammenzutreten,.Der
V. Fachausschußwird ebenfalls sofort zusammentreten,
ebenso der IV- Fachausschuß.

Wird das Wort noch gewünscht? Das ist nicht der
Fall. Dann schließe ich die Sitzung.

(Schlnß: 16 Uhr 40 Minuten.)


	Seite 82
	Seite 83
	Seite 84
	Seite 85
	Seite 86
	Seite 87
	Seite 88
	Seite 89
	Seite 90
	Seite 91
	Seite 92
	Seite 93
	Seite 94
	Seite 95
	Seite 96
	Seite 97
	Seite 98
	Seite 99
	Seite 100
	Seite 101
	Seite 102
	Seite 103
	Seite 104
	Seite 105
	Seite 106
	Seite 107
	Seite 108
	Seite 109
	Seite 110
	Seite 111
	Seite 112
	Seite 113
	Seite 114
	Seite 115
	Seite 116
	Seite 117
	Seite 118
	Seite 119
	Seite 120
	Seite 121
	Seite 122
	Seite 123
	Seite 124
	Seite 125
	Seite 126
	Seite 127
	Seite 128

